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1 Einleitung 


1.1 Auftrag des Bundestages 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 64. Sitzung 
am 8. November 1973 beschlossen, eine Enquete- 
Kommission Frau und Gesellschaft einzusetzen. Die- 
ser Beschluß, der auf einen Antrag der CDU/CSU- 
Fraktion zurückgeht (Drucksachen 7/367 vom 20. 
März 1973 und 7/1148 vom 23. Oktober 1973), hat 
folgenden Wortlaut: 

„Zur Vorbereitung von Entscheidungen, die zur 
Verwirklichung der vollen rechtlichen und sozia- 
len Gleichberechtigung der Frau in der Gesell- 
schaft führen sollen, wird eine Enquete-Kommis- 
sion gemäß Artikel 74 a der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages eingesetzt. 

L 

Die Kommission hat den Auftrag, Empfehlungen 
für die rechtliche und soziale Gleichberechtigung 
der Frau in unserer Gesellschaft zu erarbeiten 
und dem Deutschen Bundestag vorzulegen. Aus- 
gehend von der gegenwärtigen Situation der Frau 
soll die Kommission Vorschläge für Änderungen 
von Gesetzen unter Berücksichtigung internatio- 
naler Vergleiche (EG-Raum, den Vereinten Na- 
tionen angeschlossene Länder) unterbreiten, die 
dem Ziel der rechtlichen und sozialen Gleichbe- 
rechtigung noch entgegenstehen, und Vorstellun- 
gen entwickeln, durch welche Maßnahmen die 
Situation der Frau in der Gesellschaft verbessert 
werden kann. 

In diesem Rahmen hat die Kommission 

1. Vorschläge für Gesetzesänderungen vorzule- 
gen, um die volle rechtliche Gleichberechtigung 
zu verwirklichen; 

2. Vorschläge dafür zu unterbreiten, wie neben 
der rechtlichen die soziale Chancengleichheit 
verwirklicht werden kann, um die Frau instand 
zu setzen, eine freie Entscheidung über ihre 
Aufgaben in der Gesellschaft treffen zu können; 

3. die finanziellen Auswirkungen dieser Maßnah- 
men darzustellen sowie Vorschläge zur Finan- 
zierung zu unterbreiten. 

II. 

Die Kommission setzt sich aus fünf Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages sowie aus fünf Sach- 
verständigen zusammen. 

Ihren ersten Bericht hat die Kommission bis zum 
1. April 1975 vorzulegen." 


Der Präsident des Deutschen Bundestages hat auf 
Vorschlag der Fraktionen folgende Kommissionsmit- 


glieder berufen: 
die Abgeordneten 

Frau Dr. Helga Timm (SPD) 

Hermann Rappe (SPD) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU) 

Frau Ursula Schleicher (CDU/CSU) 

Herbert Christ (FDP) 

die Sachverständigen 
Dr. Dieter Giesen 


o. Prof, für Bürgerliches Recht 

an der Freien Universität Berlin 

Vizepräsident der Internationalen Gesellschaft für 

Familienrecht 

Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp 
Präsident der Universität Frankfurt/M. 

Dr. Franz P ö g g e 1 e r 

o. Prof, für Pädagogik 

an der Pädagogischen Hochschule Aachen 

Frau Dr. Helge P r o s s 

o. Prof, für Soziologie 

an der Gesamthochschule Siegen 

Frau Inge Soll wedel 
Publizistin 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat die 
Enquete-Kommission Frau und Gesellschaft am 19. 
Juni 1974 konstituiert. 

Die Kommission hat ihre Arbeit am 19. Juni 1974 
aufgenommen. Sie hat Frau Dr. Helga Timm zur 
Vorsitzenden und Frau Ursula Schleicher zur 
stellvertretenden Vorsitzenden gewählt. 

In den ersten Sitzungen hat die Kommission einen 
breit angelegten Katalog erarbeitet, in dem die 
Probleme, mit denen Frauen konfrontiert und Be- 
nachteiligungen, von denen Frauen betroffen sind, 
zusammengefaßt wurden. Nur einige der für wichtig 
erachteten Problembereiche konnten bisher bearbei- 
tet werden. Dafür hatte die Kommission Arbeitsgrup- 
pen eingerichtet. Sie betont ausdrücklich, daß da- 
mit keine Prioritätenentscheidung gemeint ist, viel- 
mehr hält die Kommission viele der noch nicht be- 
handelten Fragen für mindestens ebenso wichtig. 
Das Herausgreifen einiger Teilbereiche hatte ledig- 
lich arbeitsökonomische Gründe. 

Es wurden vier Arbeitsgruppen für folgende The- 
menbereiche eingesetzt: 

— ■ Situation der Frau in Bildung und Ausbildung 
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— Situation der Frau in der Berufs- und Arbeits- 
welt 

— Soziale Sicherung der Frau 

— Recht. 

Bisher haben zwölf Vollsitzungen und zwölf Arbeits- 
gruppensitzungen stattgefunden. Die Arbeitsgruppen 
Bildung, Beruf/Arbeitswelt und Soziale Sicherung ha- 
ben den gegenwärtigen Stand ihrer Überlegungen 
in den Kapiteln 2, 3 und 4 dieses Berichtes darge- 
stellt. Kapitel 5 ist Teil einer geplanten Untersu- 
chung zu Fragen der Repräsentation der Frauen in 
der Öffentlichkeit. Er wurde aus aktuellem Anlaß 
vorgezogen. Die Arbeitsgruppe Recht hat ihre Stel- 
lungnahme bis zum Abschluß aller anderen Arbei- 
ten zurückgestellt. 

Mit diesem Zwischenbericht legt die Kommission 
dem Deutschen Bundestag Rechenschaft über die bis- 
her geleistete Arbeit ab. Sie zeigt darin auf, unter 
welchen Vorstellungen sie ihre Arbeit geplant hat 
und in welche Richtung ihre Vorschläge zielen. 

Angesichts der Vielschichtigkeit der gestellten Auf- 
gaben kann der Zwischenbericht nur Werkstatt- 
charakter haben. 

1 .2 Ausgangsüberlegungen 

Die Kommission geht davon aus, daß die im Grund- 
gesetz geforderte Gleichberechtigung von Mann und 
Frau noch nicht voll verwirklicht ist, obwohl sich 
die Stellung der Frau in der Gesellschaft in den 
letzten Jahrzehnten erheblich verbessert hat. Der 
personale Anspruch, der Anspruch auf Selbständig- 
keit und Unabhängigkeit, nahm zu. Der durch- 
schnittliche Bildungs- und Ausbildungsstandard, 
wenn auch nach wie vor unbefriedigend, wurde an- 
gehoben. Die Erwerbstätigkeit von Frauen ist für i 
viele zur sozialen Selbstverständlichkeit geworden. 
In der Familie und — wenn auch eingeschränkt - — 
in der Arbeitswelt begreifen sich Frauen zunehmend 
als Partner. Die Zahl derer steigt, die Verantwortung 
in Politik und Öffentlichkeit anstreben. Soziale Be- 
nachteiligungen von Frauen und Vorurteile bei 
Männern und Frauen bilden aber immer noch erheb- 
liche Hindernisse, insgesamt zielt die Entwicklung 
indessen auf partnerschaftliche Gestaltung in allen 
Lebensbereichen. 

Der Anstieg der durchschnittlichen Lebenserwartung, 
die Möglichkeiten der Familienplanung und die Ver- 
änderung der Familienstruktur von der Großfamilie 
zur Kleinfamilie haben zu diesen Wandlungen bei- 
getragen. Die Zeit für die Erziehung der Kinder in 
der Familie hat sich auf eine vergleichsweise kurze 
Spanne von Jahren reduziert. 

Nach Erfüllung der Erziehungsaufgaben haben sehr 
viele Frauen noch einen Lebensabschnitt vor sich, 
in dem sie weitere Aufgaben wahrnehmen können 
und wollen. 

Durch die skizzierten Wandlungen wurden alte nor- 
mative Fragen neu aufgeworfen, so insbesondere 
die nach dem Verhältnis zwischen Gleichberechti- 
gung der Frauen und Schutz der Familie. Die Kom- 


mission betont in diesem Zusammenhang die in Ar- 
tikel 6 des Grundgesetzes getroffene Entscheidung, 
Ehe und Familie unter den besonderen Schutz des 
Staates zu stellen. Sie ist der Meinung, daß zwischen 
dem möglichen Spannungsverhältnis zwischen 
Gleichberechtigung der Frauen und Schutz der Fami- 
lie immer wieder neu ein Ausgleich gefunden wer- 
den muß. Dabei geht sie davon aus, daß die Nor- 
men der Artikel 1, 2 und 3 sowie 6 GG als sich er- 
gänzende Wertvorstellungen verwirklicht werden 
müssen, wobei der Schutz von Ehe und Familie ange- 
sichts der oben bezeichneten Veränderungen gerade 
auch darin liegt, daß die im Grundgesetz durch Ar- 
tikel 1, 2 und 3 garantierte Persönlichkeitsentfaltung 
des einzelnen sowohl innerhalb als außerhalb der 
Familie realisiert werden kann. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß die Auf- 
gaben in Familie, Beruf und Gesellschaft gleichwer- 
tig sind. Nur unter dieser Voraussetzung kann die 
im Kommissionsauftrag geforderte Möglichkeit für 
Männer und Frauen gewährleistet werden, in freier 
Entscheidung die Aufgaben in der Familie, im Beruf 
und in der Öffentlichkeit zu wählen (Wahlfreiheit). 
Das bedingt, daß — soweit Rechte Dritter (Kinder/ 
Eltern) berührt werden — Mann und Frau in ihrer 
Fürsorgeverpflichtung gleichermaßen betroffen sind. 

Die angestrebte Wahlfreiheit für beide Geschlechter 
besteht zur Zeit lediglich in Ausnahmefällen. 

Die Konflikte, denen speziell Frauen unterliegen, 
werden häufig unter dem Stichwort „Doppelrolle 
der Frau" diskutiert. Gemeint sind damit Spannun- 
gen zwischen der Wahrnehmung der Familienauf- 
gaben und der Erfüllung von außerhäuslichen Funk- 
tionen durch die Frau. Konflikte erwachsen nicht 
allein bei der gleichzeitigen Verbindung beider 
Aufgaben, sondern auch, wenn Frauen in ihrem Le- 
bensablauf von einer Aufgabe zur anderen wechseln. 

Die Kommission sieht es als eine ihrer Aufgaben 
an, zum Abbau dieser Schwierigkeiten, zur Herstel- 
lung besserer Bedingungen für eine befriedigende 
Rollenkombination für Frauen und Männer und da- 
mit zur Gewährleistung der Wahlfreiheit beizutra- 
gen. 

Die angedeuteten Probleme betreffen nicht alle 
Frauen in gleicher Weise. Aus individuellen und 
sozialen Merkmalen erwachsen Unterschiede, die die 
jeweilige Lebenssituation bestimmen. Zu nennen 
sind hier vor allem Unterschiede der Ausbildung, 
der familiären und wirtschaftlichen Situation, des 
Lebensalters und der Stellung in der Erwerbswelt. 
Es gibt also viele Gruppen von Frauen mit ver- 
schiedenartigen Problemen. So sind zum Beispiel 
Frauen ohne qualifizierte Ausbildung bei der Be- 
wältigung von Problemen in der Arbeitswelt, in der 
Familie und in der Öffentlichkeit in der Regel von 
vornherein schlechter gestellt. Auch die Probleme 
von erwerbstätigen und nicht erwerbstätigen Müt- 
tern sowie die von ausschließlich im Haushalt täti- 
gen Frauen und alleinstehenden Erwerbstätigen 
weichen voneinander ab. Das gleiche gilt für die ver- 
schiedenen Abschnitte im Leben von Frauen, Die 
gängige Unterscheidung zwischen erwerbstätigen 
und nicht erwerbstätigen Frauen ist daher nicht 
mehr haltbar. Sie kann auch deshalb nicht übernom- 
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men werden, weil sie allzu leicht Raum gibt für 
ideologische Bewertungen des einen oder des anderen 
Personenkreises und für entsprechende Diskriminie- 
rungen. 

Aus den unterschiedlichen Lebenssituationen der 
Frauen ergibt sich eine Fülle von Problemen, die 
die Kommission zu behandeln hat. Um einen Über- 
blick zu gewinnen, hat sie ihre Arbeit deshalb mit 
der Erstellung eines Problemkataloges begonnen. 
Auf dieser Basis legte sie dann erste Schwerpunkte 
für ihr Vorgehen fest. Vorrangig behandelt wurden 


2 Perspektiven zur Situation der Frau 


Die Kommission kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nur erste Überlegungen vorlegen, welche Maßnah- 
men auf dem Gebiet der vorschulischen, schulischen 
und Erwachsenenbildung dazu beitragen könnten, 
die Chancen der Frauen zu verbessern. Im Verlaufe 
der weiteren Arbeit wird sie diese Gedanken zu 
konkreten Vorschlägen weiterentwickeln. Es sind 
auch noch nicht alle Bereiche, die zu diesem Thema 
gehören, behandelt worden. Der wichtige Komplex 
der beruflichen Bildung zum Beispiel steht auf dem 
Arbeitsplan und soll von den Arbeitsgruppen Bil- 
dung und Beruf/Arbeitswelt gemeinsam erörtert 
werden. 

2.1 Ausgangssituation 

Nach wie vor ist die schulische und berufliche Bil- 
dung der Mädchen schlechter als die der Jungen. 
Es muß davon ausgegangen werden, daß häufig tradi- 
tionelle Rollenvorstellungen die Mädchen daran hin- 
dern, vorhandene Bildungs- und Ausbildungschan- 
cen in gleichem Maße zu nutzen wie Jungen, Zwar 
hat sich die Situation im schulischen Bereich in den 
letzten Jahren etwas gebessert, aber bei der beruf- 
lichen Bildung ist nach wie vor zu beobachten, daß 
Mädchen eine kürzere Berufsausbildung vorziehen, 
und daß ein erheblicher Prozentsatz der Mädchen 
nach Beendigung der Pflichtschule ohne Ausbildung 
direkt in die Erwerbstätigkeit geht. (1971 betrug der 
Anteil der Mädchen an den „Ungelernten" 70 ®/o, und 
dieser Prozentsatz ist in den letzten Jahren ziemlich 
konstant geblieben.) 

Dieses Bildungsdefizit der Frauen hat weitreichende 
Konsequenzen: Wer eine schlechte Ausbildung hat, 
kann nur weniger qualifizierte Tätigkeiten ausüben; 
als Folge davon sind Entlohnung und Altersrente 
der Frauen durchschnittlich niedriger als bei Män- 
nern. 

Bei der Untersuchung der Ursachen für bestehende 
Benachteiligungen von Frauen wurde immer wieder 
festgestellt, daß die geringere Bildung und Ausbil- 
dung als Grund oder sogar als Rechtfertigung für 
ungleiche Behandlung angegeben wurde. Deshalb ist 
der Abbau des Bildungsdefizits ein zentrales Pro- 
blem und muß als einer der wichtigsten Ansatz- 
punkte gesehen werden, um die Situation der Frauen 
in Familie, Beruf und Gesellschaft zu verbessern. 


bisher die Bereiche Bildung und Ausbildung, Beruf 
und Arbeitswelt, soziale Sicherung und Öffentlich- 
keit. Zur Bearbeitung dieser Sachgebiete hat die 
Kommission Arbeitsgruppen gebildet. 

Angesichts der Vielfältigkeit der Probleme und der 
Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit war eine 
abschließende Behandlung der genannten Sachge- 
biete von vornherein ausgeschlossen. Die Kommis- 
sion kann daher nur einen Zwischenbericht vorlegen. 
Sie betont, daß dieser Zwischenbericht als vorläufi- 
ges Arbeitsresultat verstanden werden muß. 


im Erziehungs- und Bildungsbereich 


2.2 Erziehungsziel Partnerschaft 

Wenn somit die Ungleichheit der Chancen zum Teil 
darauf beruht, daß vorhandene Angebote nicht ge- 
nutzt werden, weil Rollenklischees die Motivation 
dafür bremsen, so muß pädagogisches Ziel sein, 
diese Klischees abzubauen. Dieses Ziel muß mög- 
lichst frühzeitig angestrebt werden. Das bedeutet, 
die Bildungsinhalte müssen auf ein überdenken des 
gegenwärtigen Verhaltens abzielen, auf die Aufhe- 
bung der starren Funktionstrennung der Aufgaben 
von Mann und Frau. Gleichzeitig müssen Eltern und 
Heranwachsende durch geeignete Maßnahmen zu 
der Einsicht geführt werden, daß eine qualifizierte 
und abgeschlossene Ausbildung für Mädchen genau- 
so wichtig ist wie für Jungen. 

2.3 Erziehung zu partnerschaftlichem Verhalten; 
Aufgabe für die Erziehung im Vorschul- 
und Pflichtschulalter 

Anders als im landläufigen Sprachgebrauch ist Eman- 
zipation kein abgetrenntes Frauenproblem. Sie be- 
trifft beide Geschlechter im Hinblick auf größere 
Verselbständigung gegenüber einengenden Ausprä- 
gungen einer geschlechtsbedingten Rollennorm. 

Emanzipation verlangt daher die Lösung von ein- 
seitig vorbestimmten Rollenprägungen, Sie basiert 
auf der Annahme, daß unterschiedliche Fähigkeiten 
und Veranlagungen innerhalb eines Geschlechts min- 
destens ebenso verteilt sind wie zwischen den Ge- 
schlechtern. Daher muß sie dem Manne ebenso er- 
lauben, sich für die Übernahme familiärer Aufgaben 
zu entscheiden, wie sie der Frau den personalen An- 
spruch auf Weiterqualifizierung auch außerhalb der 
Familie zubilligt, Emanzipation und Partnerschaft be- 
dingen also einander. 

3.2.1 Frühkindliche und Vorschulerziehung 

Erziehung zur Partnerschaft muß so frühzeitig wie 
möglich einsetzen, d. h. schon bei der Erziehung des 
Kleinkindes in den Familien und im vorschulischen 
Bereich. 

Die frühkindliche Erziehung ist vielfach noch extrem 
einseitig an geschlechtsspezifischen Vorgaben orien- 
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tiert. Von Mädchen wird ein anderes Verhalten er- 
wartet als von Jungen, entsprechend wird auch ein 
anderes Verhalten gefördert. Auch durch Spielzeug 
wird die geschlechtsspezifische Funktionstrennung 
vorbereitet. Das Mädchen entwickelt zum Beispiel 
durch Spielen mit Puppen und Kleinhaushaltsgeräten 
pflegerische Fähigkeiten und orientiert sich an der 
ihm bekannten Umwelt, der Junge übt mit tech- 
nischem Spielzeug freie Konstruktion und Phantasie. 
Jungen lernen also schon früh den Zugriff auf die 
Welt, während die Mädchen in Anpassung und Be- 
scheidung geübt werden. Das äußert sich dann spä- 
ter in den zurückgenommenen personalen Ansprü- 
chen der Familienmutter. 

Bedingungen und praktische Durchführung einer 
anders gelagerten Erziehung sind noch wenig abge- 
sichert. Die Kommission empfiehlt daher die Ver- 
gabe eines Forschungsauftrages, der sich mit der 
Frage der geschlechtsunspezifischen Erziehung be- 
faßt. 

2.3.2 Erziehung in Sekundarstufe I 

Bei der Erziehung zur Partnerschaft kommt auch der 
Schule eine wichtige Funktion zu: Mädchen und 
Jungen sollten nach dem gleichen Curriculum auf 
die Aufgaben vorbereitet werden, die sie später 
nicht nur im Beruf, sondern auch in der Familie in 
bezug auf Kindererziehung und Haushaltsführung 
bewältigen müssen. 

Eine gründliche Vorbereitung auf diese familienbe- 
zogenen Aufgaben ist bisher vernachlässigt worden. 
Während es für viele Qualifikationen, die in der mo- 
dernen Gesellschaft als wichtig und brauchbar erach- 
tet werden, vorbereitende Kurse mit erheblichem 
Zeit- und Geldaufwand gibt (das gilt nicht nur für 
die Erlangung beruflicher, sondern auch allgemeiner 
Qualifikationen), wird eine gründliche Vorbereitung 
auf die Übernahme häuslicher, familiärer und päd- 
agogischer Aufgaben noch nicht als Aufgabe von 
zentraler Bedeutung erkannt. Das Problem wird in 
seiner Wichtigkeit meist erst auf negativem Wege 
der Öffentlichkeit bewußt, dann nämlich, wenn Män- 
gel an Funktionsfähigkeit festgestellt werden. 

Die gezielte Vorbereitung auf die Aufgaben in Haus- 
halt, Ehe, Familie und Beruf muß rechtzeitig einset- 
zen. Diese Themen müssen obligatorische Inhalte 
des Curriculum der Sekundarstufe I in allen Schul- 
formen werden. Nur so ist die wünschenswerte Effi- 
zienz der Ausbildung zu sichern. 

Für den Ansatz in der Sekundarstufe I spricht folgen- 
des: Die Pflichtschulzeit endet für einen großen Teil 
der Jugendlichen mit dem 15. bzw, 16. Lebensjahr 
(Abschluß der Hauptschule bzw. Realschule). Wenn 
bis zu diesem Zeitpunkt eine intensive Beschäftigung 
mit den genannten Themenkreisen nicht erfolgt ist, 
unterbleibt für viele junge Menschen eine pädago- 
gische Vorbereitung auf diese gesellschaftspolitisch 
wichtigen Aufgaben. Durch die später folgenden 
fakultativen Bildungsmaßnahmen werden bestenfalls 
20 Vo der Jugendlichen erreicht. Die genannten The- 
menkreise verlangen aber eine obligatorische Be- 
handlung. 


Zunächst müssen alle am Schulwesen Beteiligten 
(Lehrer wie Schüler, Eltern ebenso wie Schulverwal- 
tungen) von der Wichtigkeit einer obligatorischen 
bildenden Vorbereitung auf die partnerschaftlich 
motivierten Aufgaben des Menschen in Ehe und Fa- 
milie überzeugt werden. Bei den Schulverwaltungen 
wird anfangs mit Vorbehalten zu rechnen sein, 
weil der Stoffplan der Pflichtschulen ohnehin schon 
stark angereichert und es sehr schwierig ist, für neue 
Inhalte zusätzliche Unterrichtsstunden bereitszustel- 
len. Dies ist nur durch eine Umverteilung der Unter- 
richtszeiten (Kürzungen bei anderen Fächern) oder 
aber dadurch zu bewerkstelligen, daß die genannten 
Inhalte in bestehende Unterrichtsfächer integriert 
werden. Es ist eine pädagogische Grundsatzfrage, 
wodurch man mehr Erfolg erzielen kann: durch eine 
solche Integration (d. h. auch: Aufteilung der Inhalte 
auf mehrere Fächer) oder aber durch Einrichtung 
neuer bzw. Ausdehnung relevanter bestehender 
Fächer. 

Als neue Fächer kommen Erziehungslehre, Haus- 
wirtschaftslehre und Gesundheitslehre besonders in 
Frage. 

Die Vorbereitung auf die Aufgaben in Ehe und Fa- 
milie wird um so wirksamer, je eindeutiger eine 
Mehrstufigkeit (und das heißt auch: mehrfache Be- 
handlung der Themen entsprechend den jeweiligen 
Entwicklungsabschnitten) ermöglicht wird. Konkret 
heißt das: Zu erstreben ist, diese Thematik auch auf 
der Sekundarstufe II zum Zuge kommen zu lassen, 
also im Gymnasium, in Berufschule, Fach- und Fach- 
oberschule und in der fakultativen Weiterbildung. 

Der Unterricht in diesen neuen Fächern soll für 
beide Geschlechter gelten. Damit wird deutlich, daß 
hier nicht die frühere „Frauenbildung" gemeint ist. 

2.3.3 Überprüfung der Rollenbilder 
in den Schulbüchern 

Geht man von der Hypothese aus, daß im öffent- 
lichen Bewußtsein Rollenbilder von der Frau ver- 
breitet sind, die von der gesellschaftlichen Entwick- 
lung längst überholt sind, so ergibt sich die Frage, 
wie eine Korrektur dieser Rollenbilder in Gang kom- 
men kann. 

Starken Einfluß auf geschlechtsspezifische Rollen- 
bilder üben von jeher Schulbücher aus, und zwar 
in fast allen Unterrichtsfächern. Die normierende 
Wirkung der Schulbücher ist vor allem darin begrün- 
det, daß diese von Schülern, Eltern und Lehrern als 
mehr oder weniger „amtliche" Bücher aufgefaßt 
werden. Diese Geltungseinschätzung wird dann auch 
auf die Inhalte der Schulbücher und deren anthropo- 
logische Leit- und Zielvorstellungen übertragen. 
Schulbücher wirken auf die Gesamtheit der nach- 
wachsenden Generation ein und erzielen somit eine 
nicht zu unterschätzende Breitenwirkung bei der 
Entwicklung von Leitvorstellungen. 

Empirische Schulbuchanalysen haben ergeben, daß 
das Gros der heute benutzten Schulbücher folgende 
Mängel enthält: 

— Von der Tatsache, daß ein Großteil der Frauen 
berufstätig ist und in der Doppelbeanspruchung 
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durch Beruf und Haushalt bzw. Kindererziehung 
lebt, wird fast gar nicht oder nur sehr unzuläng- 
lich Notiz genommen. 

— Das Leitbild der „Nur-Mutter"' und „Nur-Haus- 
frau" wird oft idealisiert oder verniedlicht, ohne 
daß zugleich die Problematik dieser Rolle zur 
Geltung gebracht wird. 

— Die Gleichwertigkeit von Verheiratet- und Un- 
verheiratetsein wird überhaupt nicht themati- 
siert, die unverheiratete Frau wird in antiquier- 
ten Denkklischees beschrieben. 

— Der Familie wird eine Idylle angediditet, die ihr 
nicht eigen ist. Vor allem wird nicht registriert, 
daß heute mehr Familien als früher auch an 
außerfamiliären Aktivitäten Interesse haben. 

— Auf die vielfältigen Rollenwechsel in- und außer- 
halb des Hauses, die mit dem Alterwerden der 
Frauen verbunden sind, wird kaum eingegangen. 

Nicht übersehen werden darf die Wirkung überhol- 
ter Rollenklischees auch in Schulbüchern, die schein- 
bar wenig Einfluß auf die Bewußtseinsbildung haben. 
In den Textaufgaben der Rechenbücher und in Sach- 
kundebüchern zum Beispiel sind überholte Vorstel- 
lungen verfestigt. 

Bei der Revision wie auch bei der Neuerarbeitung 
von Schulbüchern sollte dafür Sorge getragen wer- 
den, daß die Stellung der Frau in Familie und Gesell- 
schaft sachlich und realistisch dargestellt wird. Vor- 
aussetzung hierfür ist, daß dieser Aspekt von den 
amtlichen Schulbuchkommissionen als Aufgabe er- 
kannt und durch kompetente Sachkenner repräsen- 
tiert wird. 

Die Kommission empfiehlt, Bundestag und Bundes- 
regierung sollten den Bundesrat, die Ministerpräsi- 
denten- und die Kultusministerkonferenz darauf hin- 
weisen und anregen, entsprechende Empfehlungen 
an die für die Erarbeitung, die Genehmigung und 
den Einsatz von Schulbüchern zuständigen Gremien 
weiterzugeben. 

2.3.4 Ganztagsschulen 

Die Bundesrepublik Deutschland ist eines der weni- 
gen Länder, in denen die Pflichtschulen als Halbtags- 
statt als Ganztagsschulen organisiert sind. Die Ten- 
denz nach Umstellung unseres Schulbetriebes auf 
Ganztagsbetrieb nimmt zu, freilich nicht nur unter 
pädagogischen, sondern auch unter arbeitsmarktpo- 
litischen und gesellschaftsstrukturellen Erwägungen. 
Von der generellen Einführung der Ganztagsschulen 
erhoffen sich viele Frauen eine mehr oder weniger 
totale pädagogische und pflegerische Versorgung 
ihrer Kinder während der Tageszeit, in der sie ihrem 
Beruf nachgehen. Tatsächlich ist das Fehlen von 
Ganztagsschulen für manche Frauen ein Handicap 
bei der Erfüllung ihres Wunsches nach Berufstätig- 
keit. 

Zu erstreben ist eine maßvolle Vermehrung von 
Ganztagsschulen, aber in Form von Angebots- und 
nicht von Pflichtschulen. Die Ganztagsschule sollte so 
angelegt sein, daß sie die kognitive Erziehung auf 
den Vormittag beschränkt und dem Schulaufenthalt 
am Nachmittag einen eindeutig sozial- und freizeit- 
pädagogischen Akzent gibt. 


2.4 Verbesserung der Weiterbildungsangebote 
für Frauen 

Das vorhandene Angebot an Möglichkeiten zur 
Weiterbildung ist zwar reichhaltig, aber unüber- 
sichtlich und zu wenig auf die Bedürfnisse und Pro- 
bleme einzelner Gruppen von Frauen abgestimmt. 

Damit Frauen, die an Weiterbildung interessiert 
sind, ihren Wunsch auch realisieren können, sollte 
die Bildungswerbung sich in Zukunft konkreter an 
bestimmte Zielgruppen unter den Frauen wenden, 
nicht nur an „die" Frau. 

2.4.1 Weiterbildungsangebote für Mütter 
von Klein- und Schulkindern 

Eine Zielgruppe, die heute unter den an der Weiter- 
bildung teilnehmenden Frauen noch erheblich unter- 
repräsentiert ist, ist die Gruppe der Frauen mit 
Klein- bzw. Schulkindern. Hier handelt es sich zum 
großen Teil um Frauen im Alter von 20 bis 30 Jah- 
ren. Diese Altersphase gilt in der Psychologie und 
Andragogik als besonders bildungsgünstig und bil- 
dungsaktiv. Wenn trotzdem Frauen mit Klein- und 
Schulkindern oft in der Weiterbildung benachteiligt 
sind, so liegt das besonders daran, daß sie für die 
Zeit des Besuchs von Bildungsveranstaltungen keine 
Gelegenheit finden, die Kinder beaufsichtigen zu las- 
sen. Praktisch werden sie dadurch immer wieder 
zur Bildungsabstinenz gezwungen. 

Diese Barriere kann durch organisatorische und in- 
stitutioneile Umdispositionen überwunden werden, 
so zum Beispiel durch Einrichtung von Krabbel- 
stuben, Spielzimmern oder sogar Kindergärten bzw. 
Kindertagesstätten innerhalb von Volkshochschulen, 
Familienbildungsstätten, Akademien und anderen 
Weiterbildungseinrichtungen. Dieser kompensato- 
rische Service für Frauen, die Kinder zu versorgen 
haben, muß in den Bildungsetats budgetiert und zu- 
mindest an einzelnen Stellen im Modell oder Ex- 
periment erprobt werden. Die Sorge für die Er- 
ziehung und Betreuung der eigenen Kinder darf 
nicht zum Anlaß des Verzichts auf das Recht auf 
Weiterbildung werden, und das um so weniger, als 
manche Weiterbildungswünsche auf Familie und 
Kindererziehung bezogen sind. 

Es ist ein nicht länger zu verantwortendes Paradox 
unserer Weiterbildungsorganisationen, daß selbst 
Familienbildungsstätten von vielen jüngeren Frauen 
deshalb nicht besucht werden können, weil sie durch 
familiäre Pflichten davon abgehalten werden. Die 
Familienbildungsstätten bieten noch nicht genügend 
Gelegenheit, die Kinder zu den Kursen mitzubrin- 
gen. 

2.4.2 Weiterblldungsangebote 

für nicht erwerbstätige Hausfrauen 

Hinsichtlich gezielter Weiterbildungsangebote an 
Hausfrauen, die keine oder schon herangewachsene 
Kinder haben und die teilweise über relativ viel 
freie Zeit disponieren können, sollte folgender Vor- 
teil bedacht werden: Diese Frauen können — in den 
unterschiedlichsten Situationen ihres Hausfrauenda- 
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seins — am ehesten über den Vormittag verfügen, 
gerade dann, wenn viele Institutionen der Weiter- 
bildung leer stehen. Diese Einrichtungen würden ihre 
Raumkapazitäten besser nutzen, wenn sie mehr 
Kurse für Hausfrauen in ihr Programm einbauen 
würden. Dabei sollte eine möglichst umfassende 
Themenskala entfaltet werden, es sollten also nicht 
nur Themen behandelt werden, die sich unmittelbar 
mit Haushaltsproblemen beschäftigen. 

Bisher sind Abend und Wochenende, also die von 
Berufsarbeit freien Zeiten, die klassischen Zeiten der 
fakultativen Weiterbildung. Sie sind zugleich aber 
die Zeiten extremer Ermüdung bzw. Erholungsbe- 
dürftigkeit und insofern bildungsungünstig. Von ei- 
ner Terminverlagerung mancher Veranstaltung auf 
den Vor- oder Nachmittag darf man eine Steigerung 
der Lerneffizienz erwarten. 

2.4.3 Elternbildung 

Elternbildung sollte als regelmäßiges Angebot in der 
Erwachsenenbildung geführt werden. Darüber hin- 
aus ist zu überlegen, ob das Angebot verstärkt wer- 
den kann durch erziehungsbegleitende Kurse in Kin- 
dertagesstätten und Grundschulen. 

Die Elternbildung darf sich nicht auf die Vermittlung 
pädagogischer Grundkenntnisse beschränken, sie hat 
sich ebenso mit dem Problem Funktionsteilung und 
Rollennorm zu beschäftigen. Daraus folgert, daß das 
Schwergewicht auf die Förderung der Eltern- und 
nicht nur der Mütterbildung gelegt werden muß. 

Der Besuch von Säuglingspflege- und Erziehungskur- 
sen vorwiegend durch junge oder angehende Mütter 
verfestigt den Ausschluß des Vaters aus der Familie 
und die Bindung der Mutter an alle innerfamiliären 
Aufgaben. Partnerschaft soll sich aber in der Über- 
nahme beidseitiger Verantwortung für alle Familien- 
angelegenheiten niederschlagen. 

Für diejenigen Frauen, die aufgrund ihrer Über- 
belastung in Haushalt und Beruf nicht die Zeit und 
Kraft zur Weiterbildung finden, könnte die Mütter- 
erholung ein „Einstieg“ in eine konkrete, als Lebens- 
hilfe motivierte Weiterbildung sein. Erholungs- und 
Weiterbildungsprogramme können gut aufeinander 
abgestimmt werden. Voraussetzung hierfür ist, daß 
den Müttergenesungsheimen qualifizierte Mitarbei- 
ter für diese Aufgaben zur Verfügung stehen. 

Manche Frauen würden einen gemeinsamen Bil- 
dungsurlaub von Frau und Mann bevorzugen, wenn 
ihnen dieser als Alternative zu Maßnahmen der 
Müttergenesung angeboten würde. Ansätze zu ei- 
nem solchen Bildungsurlaub für Eltern bieten die 
Familienferienheime der freien Wohlfahrtsträger. 
In diesen Häusern haben die Eltern Gelegenheit, 
an (nicht zu sehr strapazierenden) Weiterbildungs- 
Veranstaltungen teilzunehmen, die Kinder werden 
während dieser Zeit betreut. 

Der Bildungsurlaub, so wie ihn eine neue Empfeh- 
lung des Deutschen Bildungsrates vorsieht, setzt al- 
lerdings voraus, daß die Eltern während dieses Ur- 
laubs ganz von Erziehungspflichten befreit sind und 
durch Familienpflegerinnen ersetzt werden. 


2.4.4 Weiterbildung zur Verbesserung der Chancen 
bei Wiedereingliederung in das Erwerbsleben 

Wenn Frauen nach einigen Jahren der Unter- 
brechung der Erwerbstätigkeit wieder in das Berufs- 
leben eingegliedert werden möchten oder müssen, 
so sind zwar prinzipiell die erforderlichen gesetz- 
lichen Voraussetzungen dafür gegeben, doch stellen 
sich hier Weiterbildungsprobleme, die bisher noch 
zu wenig beachtet bzw. gelöst worden sind. 

Selbst wenn die Frau einen Beruf erlernt und bis 
zur Eheschließung bzw. zur Geburt des ersten Kin- 
des erfolgreich ausgeübt hat, fühlt sie sich nach ei- 
nem Intervall von mehreren Jahren nicht sogleich 
wieder fähig, sofort in ihrem früheren Beruf tätig 
zu sein. Die Arbeitsbedingungen wie auch die Qua- 
lifikationsanforderungenhaben sich in der Zwischen- 
zeit verändert, meistens erhöht. Im Beruf werden 
andere Methoden und andere instrumentelle Hilfen 
verwandt als zu der Zeit, in der die Frau diesen Be- 
ruf erlernte. Um dem veränderten Ausbildungspro- 
fil des jeweiligen Berufs gerecht werden zu können, 
möchten viele dieser Frauen an Maßnahmen der 
Weiterbildung teilnehmen, die ihnen die Wieder- 
eingliederung in die Erwerbstätigkeit erleichtern. 
Berufliche Wiedereingliederung kann zweierlei be- 
deuten: Entweder Rückkehr in den erlernten oder 
Umschulung für einen neuen Beruf. Im ersten Fall 
ist ein Wiederauffrischen von früher erlernten 
Kenntnissen (refreshment training) notwendig. An 
dessen Anfang sollte ein Test der berufsbezogenen 
Kenntnisse und Fähigkeiten der einzelnen Frau 
stehen. Erst dann kann — möglichst individuell — 
entschieden werden, welche Weiterbildungsmaßnah- 
men sinnvoll erscheinen und wie lange sie dauern 
sollen. Im allgemeinen wie auch im beruflichen 
Weiterbildungssystem fehlen heute noch Einrich- 
tungen, die der Wiedereingliederung in das Berufs- 
leben dienen. Ort einer solchen Weiterbildung könn- 
ten die bereits bestehenden „Berufsförderungszen- 
tren“ werden, die sich bisher freilich primär um 
Umschulung kümmern. Sie müßten das refreshment 
training als neue Aufgabe zugewiesen bekommen. 
Sinnvoll wären aber auch neuartige Einrichtungen, 
die ganz auf die Lebens- und Berufssituation dieser 
Frauen eingestellt sein sollten. 

Die berufliche Wiedereingliederung von Frauen 
darf nicht einseitig als ein „technisches“ Problem 
aufgefaßt werden. Es handelt sich hier zugleich um 
ein soziales, menschliches und psychologisches Pro- 
blem. Berufliche Wiedereingliederung ist nicht zum 
geringsten Teil eine Frage konkreter Psychoprophy- 
laxe. 

Für manche Frauen wird Wiedereingliederung iden- 
tisch mit einem Wechsel des Berufs, sie wollen nicht 
in den früher erlernten Beruf zurückkehren, sondern 
durch Umschulung einen neuen Beruf erlernen. Hier- 
für bedarf es in der Regel eines größeren Kraft- und 
Zeitaufwandes als zum refreshment training. 

Die für die Umschulung derzeit tätigen Einrichtungen 
bedürfen eines Ausbaus schon deshalb, weil bisher 
die typischen „Männerberufe“ in Umschulungspro- 
grammen dominieren. 
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Auch die geringere (geographische) Mobilität der 
Frauen wirkt häufig als Barriere, wenn diese Ein- 
richtungen nur mit erheblichem Zeitaufwand erreich- 
bar sind. 

Aller Voraussicht nach wird der Bedarf nach Um- 
schulung auch bei Frauen in den kommenden Jahren 
steigen, vor allem deshalb, weil sich bei zunehmend 
mehr Berufen das grundlegende Qualifikationsni- 
veau und Ausbildungsprofil nach zehn oder auch 
schon nach weniger Jahren völlig verändert. 

Besondere Probleme ergeben sich für das Weiterbil- 
dungssystem bei der Wiedereingliederung von 
Frauen in akademische Berufe. Hier wird ein Kon- 
takt- bzw. Aufbaustudium meist unumgänglich. Un- 
sere derzeitige Hochschulorganisation und -didaktik 
ist auf diese neue Form des Studiums noch zu wenig 
eingestellt. 

Während es beim Kontaktstudium darum geht, den 
seit dem Examen veränderten Problemstand der be- 
rufsbezogenen Wissenschaften zu vermitteln und in 
der Zwischenzeit in den Beruf eingebrachte neue 
Qualifikationen zu trainieren (z. B. in Medizin, Na- 
turwissenschaften, Pädagogik), bietet das Aufbau- 
studium die Chance zum Erwerb einer Zusatzbe- 
rechtigung, mit der eine Hebung des beruflichen 
Status verbunden sein kann. Während für ein Kon- 
taktstudium in der Regel etwa ein Jahr angesetzt 
wird, ergibt sich beim Aufbaustudium eine Studien- 
zeit von mindestens zwei bis drei Jahren. Derzeit 
setzt das für die meisten hieran interessierten 
Frauen die Nähe einer Hochschule voraus. In Zu- 
kunft sollte, sowohl für Kontakt- als auch für Auf- 
baustudium, der praktikablere Weg des Fernstu- 
diums in Kombination mit Direktstudium erschlos- 
sen werden. 

Bei der bisherigen Planung für Fernstudiengänge ist 
das Angebot an Berufsrichtungen zur Zeit relativ 
eng. Dieses Angebot müßte breiter sein und auch der 
Arbeitsmarktlage entsprechen. 

Voraussetzung eines realistischen Ansatzes der Pla- 
nungsstrategie ist eine exakte Bedarfsplanung hin- 
sichtlich der voraussichtlichen Interessenten eines 
solchen Fernstudiums. 

Bei der Lernzielbestimmung von neuen Einrichtun- 
gen des Fernstudiums (z. B. Fern-Universität in Ha- 
gen, Funk-Kolleg usw.) sollten die vorgenannten 
Aspekte in Zukunft resoluter als bisher beachtet 
werden. Stichproben-Befragungen haben ergeben, 
daß zum Beispiel Hausfrauen am Fernstudium über- 
proportional stark interessiert sind, natürlich nicht 
nur aus der Intention nach beruflicher Wiederein- 
gliederung, sondern auch aus allgemeinem, durchaus 
berechtigtem Weiterbildungsinteresse. 

2.4.5 Erwerb von beruflichen Qualifikationen 

Mit Zunahme des Lebensalters treffen beruflich 
wiedereingegliederte Frauen auf eine schärfere Kon- 
kurrenzsituation, weil jüngere Kolleginnen oft über 
mehr soziale Mobilität, mehr Leistungskraft oder 
bessere Qualifikationen verfügen. Um dieser Situa- 
tion begegnen zu können, empfiehlt es sich, bei der 
Umschulung Möglichkeiten zu schaffen, daß Zusatz- 


qualifikationen erlangt werden können. Das würde 
die Chance, auf dem freien Arbeitsmarkt einen Be- 
rufsplatz zu erhalten, vergrößern. 

Es wird aber auch Frauen geben, die die Erfahrun- 
gen, die sie über Jahre in Hauswirtschaft und Fami- 
lienführung erworben haben, beruflich nutzen wür- 
den, wenn eine Möglichkeit dafür bestünde. Frauen, 
die für diese Tätigkeiten eine besondere Neigung 
haben, würden auch eher für Weiterbildung zu in- 
teressieren sein, wenn die Chance besteht, Zertifi- 
kate für bestimmte Qualifikationen zu erwerben, 
die auf den Kenntnissen aufbauen, über die sie 
bereits verfügen, die aber bisher kaum beruflich be- 
nutzt werden können. 

Denkbar wären zum Beispiel Kurse für 

— Hauswirtschaftslehre 

— Familienpflege 

— Ernährungslehre 

— Verbraudierkunde 

— Erziehungslehre 

— Gesundheitslehre. 

Die Qualifikation in diesen Bereichen würde zum 
Beispiel ermöglichen, in der Verbraucherberatung, 
bei Schularbeitenbeaufsichtigung und Spielplatzbe- 
treuung, in der Familienpflege oder als Altenhelfe- 
rin tätig zu sein. 

Dieses wäre eine Einstiegsmöglichkeit für Frauen, 
die an einer solchen Betätigung Interesse haben. 
Die Curricula dieser Kurse müßten neben dem Kern 
der praktischen Ausbildung jeweils übergreifende 
volkswirtschaftliche und gesellschaftspolitische 
Aspekte und die soziale Situation der Frau berück- 
sichtigen. ln einer erweiterten Ausbauphase wäre 
daran zu denken, pädagogische und psychologische 
Kurse anzuschließen und so eine Berufsausbildung 
zu ermöglichen, die im Baukastensystem zustande 
kommt. Eine solche Stufenausbildung kann der Fa- 
miliensituation angepaßt werden (z. B. geringere 
zeitliche Belastung, solange kleine Kinder zu be- 
treuen sind) und ermöglicht es der Frau, später ihre 
gesamte Lebenserfahrung in einen Ganztagsberuf 
einzubringen. 

Mit solchen Berufsbildern soll das Bildungsinteresse 
von Frauen nicht auf sogenannte typische Frauen- 
fragen eingeschränkt werden, vielmehr ist ebenso 
wichtig eine gründliche Behandlung jener Themen, 
die bisher in dem den Frauen unterbreiteten Ange- 
bot der Weiterbildung zu kurz kommen. Um die 
starre Funktionstrennung der Geschlechter aufzu- 
heben, bedarf es des Zugriffs der Frauen auf bisher 
traditionell männliche Gebiete (Volkswirtschaft, 
Technik, Politik), wie andererseits auch der familien- 
kundliche Ausbildungsgang interessierten Männern 
offenstehen muß. 

An die so erworbenen Kenntnisse ließe sich eine 
noch weiterqualifizierende Ausbildung anschließen, 
zum Beispiel als Diätassistentin, Kindergärtnerin, 
Erzieherin. Der Zugang zu den entsprechenden Aus- 
bildungsstätten sollte nicht durch Höchstaltersgren- 
zen unmöglich gemacht werden. 
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Diese Altersgrenzen mögen zum Teil auf langjährige 
Gepflogenheit zurückzuführen sein, die ihren Ur- 
sprung in der früheren Situation hat, in der nur in 
der Jugend ein Beruf erlernt und in der Regel entwe- 
der ein Leben lang ausgeübt oder nach der Ehe- 
schließung ganz aufgegeben wurde. Diese Bestim- 
mungen werden den heutigen Gegebenheiten nicht 


3 Die Situation der Frau in Beruf und 


Angesichts der Vielzahl der Probleme, die sich aus 
der nach wie vor bestehenden Benachteiligung der 
Frau in Beruf und Arbeitswelt ergeben, sah sich die 
Kommission genötigt, Schwerpunkte für ihre Arbeit 
zu setzen. Sie entschied sich, vorrangig solche Sach- 
verhalte zu behandeln, die eine sehr große Zahl von 
Frauen betreffen und die Verwirklichung der Gleich- 
berechtigung von Frauen und Männern in der Ar- 
beitswelt besonders berühren. 

Damit hat sich die Kommission an dieser Stelle auf 
die beruflichen Probleme in der Arbeitswelt be- 
schränkt. Die besonderen Probleme, die im Beruf der 
Hausfrau und in der doppelten Belastung von Haus- 
frauentätigkeit und Erwerbstätigkeit liegen, erschie- 
nen der Kommission gleichermaßen dringlich; sie sol- 
len in der weiteren Arbeit der Kommission mit 
Nachdruck bearbeitet werden. 

Nicht alle der unter diesen Gesichtspunkten ausge- 
wählten Themen konnten schon ausführlich erörtert 
werden. Die Kommission hielt es auch nicht für 
zweckmäßig, von den von ihr diskutierten Lösungs- 
vorschlägen bereits jetzt Empfehlungen an den Ge- 
setzgeber abzuleiten. Das wird zu einem späteren 
Zeitpunkt geschehen. 

3.1 Ausgangssituation 

In der Bundesrepublik gehen — Stand: Mai 1975 — 
9,6 Millionen Frauen einer Erwerbsarbeit nach. Sie 
stellen 37,1 Vo aller Beschäftigten {siehe Anhang 
Seite 9). Während dieser Anteil seit dem Ausgang 
des vorigen Jahrhunderts nahezu konstant geblie- 
ben ist, hat sich seine Zusammensetzung beträchtlich 
verändert. Die Zahl der Selbständigen, der mithel- 
fenden Familienangehörigen und der in Privathaus- 
halten tätigen Personen ging zurück, die der außer- 
häuslich tätigen Arbeitnehmerinnen nahm zu. Wie 
vorher schon für die Masse der Männer ist damit 
auch für die überwiegende Mehrheit der erwerbs- 
tätigen Frauen die Trennung von Arbeitsplatz und 
Wohnung zur Regel geworden. 

Eine weitere Veränderung ist die Zunahme der Er- 
werbsbeteiligung von Ehefrauen. Jeweils zwei von 
drei weiblichen Beschäftigten *) sind oder waren ver- 
heiratet. Noch stärker stieg die Erwerbsbeteiligung 
von Müttern an. Allein von 1961 bis 1971 nahm sie 


*) Beschäftigte = Erwerbspersonen 


gerecht. Es ist nicht einzusehen, weshalb jemand mit 
35 Jahren zum Beispiel nicht mehr Erzieherin, Kin- 
dergärtnerin, medizinisch-technische Assistentin, Bi- 
bliothekarin oder Krankengymnastin werden kann. 

Die Kommission empfiehlt deshalb, noch bestehende 
Höchstaltersgrenzen für die Zulassung zu Maßnah- 
men der beruflichen Bildung aufzuheben. 


Arbeitswelt 


bei Müttern von Kindern unter 15 Jahren um 65 ®/o 
zu. 

Die Trennung von Arbeitsplatz und Wohnung sowie 
die starke Erwerbsbeteiligung von Ehefrauen und 
Müttern haben die Probleme der Verbindung von 
Berufs- und Familienaufgaben verschärft. Zugleich 
sind einige ältere Probleme weiter akut geblieben. 
Insgesamt ist unverkennbar, daß es bisher nicht ge- 
lungen ist, die Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern in der Arbeitswelt zu verwirklichen. Gleich- 
heit der beruflichen Entwicklungschancen für Frauen 
und Männer besteht nicht. 

Die Benachteiligung der Frauen wird an vielen Stel- 
len sichtbar. Deutliche Beispiele dafür sind: 

— die durchschnittlich niedrigere Bezahlung 

— die immer noch sehr geringe Zahl weiblicher 
Führungskräfte 

— die Konzentration der Frauen auf vergleichs- 
weise wenige Berufe und Wirtschaftszweige 

— die zur Zeit höhere Arbeitslosenquote. 

Zusätzliche Schwierigkeiten ergeben sich auch für 
diejenigen Frauen, die nach einer mehrjährigen 
Unterbrechung der Erwerbstätigkeit zugunsten ihrer 
Familienaufgaben wieder in ihrem früheren Beruf 
tätig werden wollen. Anschluß- und Übergangshilfen 
stehen hier noch nicht in ausreichendem Maße zur 
Verfügung. 

3.2 Erste Beratungsgegenstände 
der Kommission 

Ausgehend von den skizzierten Problemen beschloß 
die Kommission, sich zunächst den folgenden The- 
men zuzuwenden: 

a) Ungleiche Bezahlung von Frauen bei gleichwer- 
tiger Arbeit 

Diese Ungleichheit belastet die Frauen in den Phasen 
der Erwerbstätigkeit und danach. Sie führt dazu, daß 
infolge der niedrigeren Versicherungsbeiträge auch 
niedrigere Renten gezahlt werden, überdies kann 
sie sich negativ auf die Beziehungen zu den Ehe- 
partnern und Arbeitskollegen auswirken. Sie ver- 
festigt die einseitige soziale Abhängigkeit vom 
Mann und zementiert die Ansehensunterschiede 
zwischen Männern und Frauen. Wahrscheinlich ist. 
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daß sie auch das Selbstbewußtsein von Frauen be^ 
einträchtigt. 

b) Schlechtere Aufstiegschancen 

Ähnliche Konsequenzen zeigt auch die andere Va- 
riante der nicht verwirklichten Gleichberechtigung 
und mangelnden Chancengerechtigkeit: Die schlech- 
teren Aufstiegschancen entmutigen namentlich die- 
jenigen, die eine gute Ausbildung erhalten haben, 
sich nachdrücklich in ihrem Beruf engagieren und 
bereit sind, Verantwortung zu übernehmen. Außer- 
dem kommt das einer Verschleuderung von Talen- 
ten gleich. 

c) Mangel an Möglichkeiten, während einer aus- 
schließlichen Tätigkeit in der Familie Verbindun- 
gen zum Beruf zu halten 

Gegenwärtig haben Frauen, die sich voll ihren Fa- 
milienpflichten widmen, nur wenig Chancen, in Kon- 
takt mit der außerhäuslichen Berufswelt zu bleiben. 
Dadurch geraten viele in eine soziale Isolation. Die 
Fähigkeit, sich in sachbezogenen außerhäuslichen 
Aufgaben zu bewähren, wird nicht weiterentwickelt. 
Oft ergibt sich daraus auch eine Schwächung der 
Sachautorität der Frau in der Familie. 

d) Mangel an Teilzeitarbeitsplätzen, insbesondere 
an qualifizierten Teilzeitbeschäftigungen für 
Frauen 

Teilzeitarbeit stellt für viele Frauen die einzige 
Möglichkeit dar, Aufgaben in der Familie und außer- 
häusliche Berufstätigkeit miteinander zu verbinden. 
Gelegenheiten zu qualifizierter Teilzeitarbeit wer- 
den gegenwärtig bei weitem nicht in ausreichendem 
Maße geboten. Das ist um so problematischer, als die 
Zahl der Frauen mit qualifizierter Ausbildung wächst. 
Infolge des Mangels an entsprechenden Teilzeitbe- 
schäftigungen sind viele von ihnen außerstande, 
ihre Berufskenntnisse und Berufserfahrungen zu er- 
weitern. Selbst bei bestem Willen sind sie daher 
nicht in der Lage, konkurrenzfähig zu sein. 

e) Schwierigkeiten bei der Rückkehr in den Beruf 

Diese Probleme betreffen fast alle Frauen, die die 
Erwerbsarbeit für mehrere Jahre unterbrechen und 
sich ganz auf die Familie konzentrieren. 

Realisierbare Lösungsvorschläge für die genannten 
Probleme liegen nicht vor. Die Kommission sieht es 
daher als ihre Aufgabe an, entsprechende Empfeh- 
lungen zu entwickeln. Diese Arbeit ist noch nicht 
abgeschlossen. 

Bisher konnte lediglich die Ungleichheit der Bezah- 
lung ausführlich behandelt werden. Deshalb wird 
im Rahmen dieses Zwischenberichtes auch nur dar- 
über eingehend berichtet. 

3.3 Lohnsituation 

Nach wie vor besteht in der Bundesrepublik eine 
starke Ungleichheit der Effektiv-Verdienste von 
Männern und Frauen (s. Anhang Seite 45 f.). Ge- 
sichertes Ergebnis ist, daß die durchschnittlichen 
Bruttostundenverdienste von Arbeiterinnen in der 


Industrie um ca. 30 ®/o niedriger liegen als die von 
Arbeitern. Der durchschnittliche Bruttomonatsver- 
dienst von weiblichen Angestellten ist ebenfalls 
30 ^/o niedriger als der der Männer. Häufig erhalten 
auch weibliche Führungskräfte, die die gleiche Posi- 
tion haben wie Männer, etwa 30 ®/o weniger Entgelt 
als ihre Kollegen. 

Auffallend ist weiter, daß der höchste Bruttostun- 
denverdienst von Arbeiterinnen nur wenige Pfen- 
nige höher ist als der niedrigste Bruttostundenver- 
dienst von Arbeitern. 

Einige Ursachen für die Differenzen zwischen den 
Effektiv-Verdiensten von Frauen und Männern sind 
bekannt. Zu nennen sind hier vor allem: 

— Kürzere Betriebszugehörigkeit: Die Gesamtheit 
der erwerbstätigen Frauen weist einen höheren 
Anteil von jungen Beschäftigten (bis unter 
30 Jahren) auf als die Gesamtheit der erwerbs- 
tätigen Männer. Daraus ergibt sich eine kürzere 
Dauer der durchschnittlichen Betriebszugehörig- 
keit. Da die Entgelte häufig vom Lebensalter und 
von der Dauer der Betriebszugehörigkeit abhän- 
gig sind, ist eine niedrigere Effektivbezahlung 
von Frauen die Folge. 

— Schlechterer Ausbildungsstand: Frauen sind im 
Durchschnitt immer noch schlechter ausgebildet 
als Männer (s. Anhang Seite 36 ff.). Sie üben in- 
folgedessen — durchschnittlich — geringer quali- 
fizierte Tätigkeiten aus. 

— Niedrigere Positionen: Frauen nehmen in der 
Regel niedrigere Positionen als Männer ein. 

— Kürzere Arbeitszeit: Frauen verrichten häufiger 
als Männer Teilzeitarbeit, machen seltener Über- 
stunden und unterliegen im gewerblichen Sektor 
dem Verbot der Nachtarbeit. 

— Weniger außertarifliche Zulagen: Frauen sind 
relativ häufiger als Männer in kleinen Unterneh- 
men beschäftigt, die weniger außertarifliche Zu- 
lagen bieten. 

— Geringere geographische Mobilität: Frauen su- 
chen ihre Arbeitsplätze mehr nach der Nähe der 
Wohnung und seltener nach den Lohnangeboten 
aus. 

— Berufsunterbrechung: Ungefähr jede zweite Ar- 
beitnehmerin hat die Berufsarbeit für längere 
Zeit unterbrochen, um Familienaufgaben zu über- 
nehmen. Das bedingt ebenfalls eine kürzere Be- 
triebszugehörigkeit, tendenzielle Wertlosigkeit 
früher erworbener 'Qualifikationen und niedrigen 
Rang in den Betriebshierarchien. 

Die genannten Tatsachen resultieren vielfach aus der 
geringeren Familienbindung der Männer. Die weit- 
gehende Wahrnehmung von Familienaufgaben allein 
durch die Frauen und eine Erziehung, die einseitig 
nur Frauen darauf vorbereitet, schaffen von vorn- 
herein schlechtere Voraussetzungen für ihre Chan- 
cen in der Arbeitswelt. 

Alle diese Fakten erklären zum Teil, warum Frauen 
im Durchschnitt niedrigere Entgelte beziehen. Eine 
vollständige Erklärung für die Lohndifferenzen ge- 
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ben sie nicht. Zweifellos sind diese auch das Ergeb- 
nis von Diskriminierung. 

Die Aufgabe, die spezifischen Formen solcher Diskri- 
minierung zu ermitlein, erwies sich als außerordent- 
lich schwierig. Die Kommission hat die wenigen 
wissenschaftlichen Studien, die zu diesem Thema 
vorliegen, sorgfältig studiert. Dabei ergab sich, daß 
sie das Problem nicht so umfassend angehen, daß sie 
zur Lösung der hier liegenden Probleme genützt wer- 
den können. Die Arbeit der Kommission kann solche 
Studien nicht ersetzen. Das ist nicht zuletzt auch 
deshalb ausgeschlossen, weil zwischen den einzelnen 
Branchen und Unternehmen starke Unterschiede be- 
stehen. Die Ermittlungen der Kommission lassen ver- 
muten, daß geschlechtsbezogene Ungleichheiten der 
Bezahlung in einigen Branchen und Unternehmen 
abgebaut sind, in anderen eindeutig nicht. 

Die Diskriminierung hat nicht mehr die Form einer 
ungleichen Bezahlung für gleiche Arbeit. Damit sind 
aber die Probleme nicht gelöst. Sie haben sich auf 
die ungleiche Bezahlung von prinzipiell gleichwerti- 
ger Arbeit verlagert. Eine Fülle von Indizien legt die 
Vermutung nahe, daß „typische Frauentätigkeiten" 
anderen Bewertungen unterliegen als „typische Män- 
nertätigkeiten". Offenbar werden viele Frauentätig- 
keiten, bloß weil sie Frauentätigkeiten sind, von 
vornherein geringer eingeschätzt und damit niedri- 
ger bezahlt. Das zeigt sich zum Beispiel an den in 
der Praxis als spezifisch weiblich beurteilten Ge- 
schicklichkeiten wie Fingerfertigkeit und Fähigkei- 
ten wie Monotonieresistenz, Sie werden als wirk- 
liche oder vermeintliche Spezialqualifikationen von 
Frauen nicht etwa höher, sondern niedriger bewer- 
tet, und diese Bewertungen werden in zahlreichen 
Tarifverträgen festgeschrieben. 

In diesen Zusammenhang gehört auch das Problem 
der Leichtlohngruppen, bei denen einseitig auf kör- 
perlich leichte Arbeit im engeren Sinne abgestellt 
wird und andere Arbeitsmerkmale sowie andere Be- 
anspruchungen nicht berücksichtigt werden. 

So wichtig das Problem der Leichtlohngruppen ist, 
so ist damit die Diskriminierungsfrage nicht er- 
schöpft. Im Gegenteil; Eine einseitige Konzentration 
auf die Leichtlohngruppen lenkt von den subtileren 
Formen der Lohndiskriminierung ab. Auch wenn 
man davon ausgeht, daß die Leichtlohngruppen all- 
mählich verschwinden, so wird es noch längere Zeit 
dauern, bis sie ganz beseitigt sind. Durch die Ab- 
schaffung wird das Problem der schlechteren Bezah- 
lung typischer Frauentätigkeiten aber nicht gelöst. 

Die Kommission wird sich mit der Frage befassen 
müssen, ob die ungerechte Bezahlung von Frauen- 
arbeit dadurch beseitigt werden kann, daß objektive 
und differenziertere Kriterien der Arbeitsplatzbe- 
wertung bzw. der Tätigkeitsbewertung bei Männern 
und Frauen eingeführt werden. *) Dabei wird auch zu 
prüfen sein, ob eine neue analytische Arbeitsplatz- 
bewertung, die zu arbeitsplatzbezogenen Lohnfln- 
dungssystemen führen soll, die Situation der Frauen 
verändern kann oder ob damit lediglich eine Um- 


*) Siehe dazu: W. Rohmert, J. Rutenfranz: Arbeitswissen- 
schaftliche Beurteilung der Belastung und Beanspru- 
chung an unterschiedlichen Arbeitsplätzen, Hrsg.: Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 1975 


Schichtung im Einsatz der Frauen eingeleitct werden 
w”ürde, die die Beschäftigung von Frauen nur auf 
anderen, aber wiederum niedrig bewerteten Arbeits- 
plätzen zur Folge hätte. 

Die Lösung dieser Probleme ist vorrangig eine Auf- 
gabe der Sozialpartner. Im Zusammenhang damit 
wird zu prüfen sein, ob dem Gesetzgeber empfohlen 
werden kann, den Tarifvertragsparteien einen Rah- 
men für die Einführung solcher Kriterien vorzuge- 
ben. Eine derartige Empfehlung kann freilich nur 
Sinn haben, wenn tatsächlich Kriterien gefunden 
werden, die sich auf die Vielzahl verschiedener 
Tätigkeiten anwenden lassen. 

Eine weitere Form der Benachteiligung von Frauen 
bei der Bewertung und bei der Bezahlung ihrer 
Arbeit scheint die Eingruppierung in die verschiede- 
nen Lohngruppen zu sein. Nach den der Kommission 
vorliegenden Informationen ist es nicht unüblich, 
daß Frauen, deren Tätigkeit den Anforderungen 
einer höheren Lohngruppe entspricht, dennoch in 
eine niedrigere Lohngruppe eingestuft werden. 

Dies kann daran liegen, daß Frauen über ihre Rechte 
oft weniger gut informiert sind als Männer und des- 
halb Beschwerden unterbleiben. Dieses Problem ist 
sehr schwer greifbar. In der Forschung wurde es bis- 
her kaum behandelt. Die Kommission hat noch keine 
Lösungsvorschläge dazu erörtert. Sie verweist auch 
hier auf die Dringlichkeit, wissenschaftliche Unter- 
suchungen zu dieser Problematik besonders zu för- 
dern. 

Eine andere Form von Diskriminierung gegenüber 
Frauen hinsichtlich der Bezahlung ist die Verweige- 
rung von außertariflichen Zulagen. 

In einer Reihe von Betrieben erhalten die männ- 
lichen Beschäftigten außertarifliche Zulagen, die den 
weiblichen Beschäftigten bei gleicher Arbeit ver- 
weigert werden. Hier ist das sonst ausgeräumte 
Problem der gleichen Bezahlung für gleiche Arbeit 
noch akut. Das zeigt ein Urteil des Bundesarbeits- 
gerichtes von 1974, in dem diese Variante der Un- 
gleichbehandlung anschaulich dargestellt ist*). 

Die im folgenden angeschnittenen Fragen konnten 
von der Kommission noch nicht eingehend behandelt 
werden. Deshalb sind die Ausführungen dazu ledig- 
lich als Problemanzeigen zu verstehen. 

3.4 Berufliche Aufstiegschancen 

In diesem Bereich hat es in den letzten Jahren Ver- 
besserungen gegeben. In einigen Branchen ist es für 
Frauen leichter geworden, in mittlere Ränge aufzu- 
steigen. Hinsichtlich des Zugangs zu Führungsposi- 
tionen hat sich die Situation jedoch nicht nennens- 
wert verändert. 

Die Ursachen dieser Benachteiligung und Vorschläge 
zu ihrer Beseitigung wurden noch nicht detailliert 
erörtert. Deshalb ist es noch zu früh, zu der Frage 
Stellung zu nehmen, ob der Gesetzgeber Betriebe 
und Unternehmen zu Programmen veranlassen könn- 
te und sollte, die der besonderen Förderung des Auf- 
stiegs von Frauen dienen. Diese Frage wird von der 
Kommission später zu behandeln sein. 

*) Urteil des BAG vom 11. September 1974, NJW 1975, 
S. 751 
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3.5 Rückkehr in die Erwerbstätigkeit 

Auch dieses Thema wurde noch nicht eingehend be- 
handelt. Schon in den ersten Diskussionen hat sich 
jedoch gezeigt, daß es so gut wie keine betrieblichen 
Maßnahmen gibt, die die Wiedereingliederung in 
das Erwerbsleben erleichtern. 

Die Kommission betrachtet es als ihre Aufgabe, 
langfristige Perspektiven, Programme und Modelle 
zu entwickeln, die den Frauen helfen, während der 
ausschließlichen Tätigkeit in der Familie Verbindun- 
gen zum Beruf zu halten, berufliche Fähigkeiten zu 
bewahren und den Anschluß an die Arbeitswelt 
wiederzufinden. 

3.6 Teilzeltarbeit 

Auch die Probleme der Teilzeitarbeit konnten bisher 
nicht eingehend behandelt werden. Soweit sie schon 
angesprochen wurden, ergab sich in der Kommission 
Übereinstimmung darüber, daß das Angebot an Teil- 
zeitstellen um entsprechende Stellen besonders auch 
für qualifizierte Kräfte erweitert werden muß. Ein 
derartiges Angebot wird immer wichtiger, wenn man 
berücksichtigt, daß die Zahl gut ausgebildeter Frauen 
mit mehrjähriger Berufspraxis ständig wächst. Teil- 
zeitstellen könnten für sie eine Möglichkeit sein, 
während der Zeit, in der sie Familienaufgaben er- 
füllen, den Kontakt zum Beruf aufrechtzuerhalten 
oder ihn nach einigen Jahren der vollständigen Kon- 
zentration auf die Familienaufgaben wiederherzu- 
stellen. Zu prüfen ist in diesem Zusammenhang, wie- 
weit die Angebote für eine Teilzeitbeschäftigung 
von Beamtinnen wahrgenommen werden und ob es 
zweckmäßig wäre, die im Öffentlichen Dienst be- 
stehenden Regelungen auf andere Arbeitsbereiche 
zu übertragen. 


4 Die Soziale Sicherung der Frau 


Vorbemerkung 

Die für dieses Thema eingesetzte Arbeitsgruppe 
hatte sich nach Durchsicht der vorhandenen und be- 
reits in der öffentlichen Diskussion befindlichen Mo- 
dellvorstellungen dafür entschieden, zunächst ein 
System für eine eigenständige soziale Sicherung zu 
diskutieren, weil dieser Weg bisher noch wenig 
konsequent erörtert worden ist. 

Im Verlauf der Beratungen wurde vorgeschlagen, 
mehrere Reformvorstellungen, mindestens aber ein 
zweites Modell zu diskutieren, das eigenständige 
und abgeleitete Ansprüche kombinieren sollte. Die 
Arbeitsgruppe konnte jedoch zunächst nur ein Mo- 
dell behandeln und hat das Ergebnis ihrer Beratun- 
gen für den Zwischenbericht dargestellt. 

Nach mehrfachen eingehenden Diskussionen in der 
Gesamtkommission wurden in diese Vorlage einige 
Änderungen eingebracht. Ziel dieser Änderungen 


Zur Zeit bestehen nach Auffassung der Kommission 
in Verbindung mit der Teilzeitarbeit zahlreiche Pro- 
bleme in bezug auf die arbeitsrechtliche Gestaltung 
der Teilzeitarbeitsverhältnisse, in bezug auf die 
Arbeitsbedingungen an Teilzeitarbeitsplätzen und in 
bezug auf die Arbeitsorganisation. Zur Klärung die- 
ser Probleme regt die Kommission an, durch einen 
Forschungsauftrag zu untersuchen, wie Teilzeitarbeit 
zu einer gleichberechtigten Arbeitsform für Frauen 
und Männer entwickelt werden kann. 

3.7 Zusammenfassung 

Die genannten Probleme 

— Ungleichheit der Entlohnung 

— Ungleichheit der beruflichen Aufstiegschancen 

— Mangel an Möglichkeiten, während einer aus- 
schließlichen Tätigkeit in der Familie Verbindung 
zum Beruf zu halten 

~ Schwierigkeiten bei der Rückkehr in den Beruf 
nach Zeiten ausschließlicher Tätigkeit in der 
Familie 

betreffen die Mehrheit der weiblichen Bevölkerung 
in der Bundesrepublik. Sie sind so gravierend, daß 
die Kommission sich nicht mit ihrer bloßen Bezeich- 
nung begnügen kann. Sie müssen weiter analysiert 
und die Analysen zu Empfehlungen für Abhilfen 
vorangetrieben werden. 

Besondere Schwierigkeiten ergeben sich daraus, daß 
es nur wenige langfristige Lösungsvorschläge gibt. 
Die Kommission wird versuchen müssen, diese Lük- 
ken zu füllen und wenigstens in Umrissen ein Lang- 
zeitprogramm zu entwickeln. 


war es, zu einer gemeinsamen Diskussionsgrundlage 
zu kommen. 

Das Ergebnis hat nicht alle Mitglieder zufriedenge- 
stellt. Eine Minderheit war der Auffassung, daß die 
Diskussion über ein zweites Modell wenigstens an- 
gesprochen werden sollte und hat deswegen einen 
entsprechenden Vorschlag ausgearbeitet. 

Aus diesem Grunde erfolgt die Berichterstattung zu 
diesem Thema in zwei Teilen: 

Teil A 

ist das Ergebnis der Beratungen in der Arbeits- 
gruppe, ergänzt und geändert aufgrund der Dis- 
kussion in der Gesamtkommission, dem die Mehr- 
heit der Kommission zugestimmt hat. 

Teil B 

ist die von der Minderheit vorgeschlagene Fas- 
sung des Kapitels. 
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4.1 Teil A 

4.1.1 Der Stand der sozialen Sicherung der Frau 

Die Kommission hat sich zunächst mit dem Stand der 
sozialen Sicherung der Frau beschäftigt. Dabei ging 
sie davon aus, daß das System der sozialen Sicherung 
in der Bundesrepublik Deutschland als hochentwik- 
kelt gilt. Unter Vernachlässigung der generellen Re- 
formdebatte hat sie ihre Arbeit darauf beschränkt zu 
fragen, ob dieses generelle Urteil auch für die soziale 
Sicherung der Frau gilt. Dabei hat sich herausgestellt, 
daß die im großen und ganzen positive Aussage über 
das System der sozialen Sicherung für die Frau 
nicht undifferenziert aufrechterhalten werden kann. 

Insbesondere im Bereich der Alterssicherung der 
Frau ergeben sich zahlreiche Probleme. Aus diesem 
Grunde hat die Kommission zunächst Probleme der 
Alterssicherung der Frau in den Vordergrund ihrer 
Überlegungen gestellt. Dabei ist sie von der Grund- 
konzeption des in der Bundesrepublik realisierten 
Systems der sozialen Sicherung im Alter ausgegan- 
gen. Sie hält es dessenungeachtet für sinnvoll, über 
Modifikationen nachzudenken, die die soziale Siche- 
rung der Frau im Alter zu erhöhen imstande sind. 

Die in vielen Fällen unzureichende soziale Alters- 
sicherung und Benachteiligung erstreckt sich sowohl 
auf erwerbstätige als auch auf nicht erwerbstätige 
Frauen. Allerdings hat sie unterschiedliche Ursa- 
chen: Die insgesamt meist unzureichende soziale 
Sicherung der erwerbstätigen Frau hat ihren primä- 
ren Grund in der Benachteiligung der Frau im Er- 
werbsleben einerseits und in dem eingeschränkten 
Erwerbstätigkeitszyklus der Frau andererseits. Im 
deutschen System der sozialen Sicherung spiegelt 
sich ein niedriges Einkommensniveau während der 
Erwerbstätigkeit in einem niedrigen Rentenniveau 
nach der Pensionierung wider. Da darüber hinaus 
die Länge der Versicherungsdauer linear die Renten- 
höhe beeinflußt, führen Unterbrechungen der Er- 
werbstätigkeit zu Minderungen der Rentenhöhe. Da- 
bei sind die besonderen Probleme, die sich zum Bei- 
spiel aus der früher möglichen Beitragserstattung 
bei der Eheschließung ergeben, noch gar nicht be- 
rücksichtigt. 

Die soziale Sicherung der nicht erwerbstätigen Ehe- 
frau muß in noch höherem Maße als unbefriedigend 
angesehen werden. Einmal wird in der Regel ein 
ungenügendes Versorgungsniveau erreicht. Zum an- 
deren ist die Versorgung nur abgeleitet, d. h. an den 
Hauptanspruch des Mannes gebunden und von der 
Ehe beziehungsweise den aus dieser folgenden 
Rechtsbeziehungen zwischen Mann und Frau ab- 
hängig. 

Auch wenn sich so von der Finanzierungsseite her 
das relativ niedrige Versorgungsniveau der nicht er- 
werbstätigen Ehefrau erklären läßt, ist die hier vor- 
liegende niedrige Versorgung sozial kaum akzepta- 
bel. Die Kommission sieht es daher als ihre Aufgabe 
an, nach Wegen zu suchen, die auch eine ausrei- 
chende Sicherung dieser Frauen erlauben. 

Es gehört zu den wichtigsten Zielen sozialer Siche- 
rungssysteme, nicht nur ein ausreichend hohes Ver- 
sorgungsniveau zu gewähren, sondern darüber hin- 
aus die Versorgung in jedem Fall sicherzustellen. 


Gerade diese Sicherungsaufgabe wird aber vom 
heutigen System der sozialen Sicherung für die nicht 
erwerbstätige Frau nur unvollkommen bewältigt. 
Eine Sicherheit, die vom Bestand der Ehe abhängt, 
wird nicht von allen Betroffenen als Sicherheit be- 
trachtet. Empirische Studien haben gezeigt, daß ins- 
besondere die Abhängigkeit der Frau in bezug auf 
die Altersversorgung als drückend empfunden wird. 
Das System der abgeleiteten Ansprüche beeinträch- 
tigt in der Einschätzung der betroffenen Frauen 
ihre Unabhängigkeit und Selbständigkeit. 

Analysiert man die Situation bei Lebensabläufen, 
die außerhalb des „Normalen" liegen, zeigt sich, 
daß die Befürchtungen der Frauen nicht unberech- 
tigt sind. Sowohl im Falle der Scheidung als auch bei 
vorzeitigem Tod oder Invalidität des „Ernährers" 
werden die Schwächen des gegenwärtigen Systems 
offenkundig. Die Kommission würde es begrüßen, 
wenn der geplante Versorgungsausgleich im Falle 
der Scheidung zur Lösung der hier liegenden Pro- 
bleme beitragen würde. Ob freilich auf diese Art 
und Weise ein ausreichendes Versorgungsniveau 
erreicht werden kann, muß abgewartet werden. 

In jedem Falle werden hierdurch nicht alle Unge- 
reimtheiten beseitigt, die das jetzige System in be- 
zug auf die soziale Sicherung der Frau kennt, und 
deren Vereinbarkeit mit Artikel 3 des Grundgeset- 
zes nicht einmal sicher ist. So sind insbesondere die 
Regelungen der Witwen- und Witwerrenten unter 
dem Gesichtspunkt der Bedarfsdeckungsmöglichkei- 
ten im Alter nur schwer einzusehen. Ein Mann be- 
hält die volle Rente, wenn die Ehefrau stirbt. Dann 
muß von derselben Rente nur noch eine Person er- 
nährt werden. Stirbt andererseits der Mann, so er- 
hält die Witwe nur noch 60 ®/o der bisherigen Rente. 
Sie muß mit einem kleineren Betrag auskommen. 
Umgekehrt kann es auch zu Fällen von schlecht ver- 
tretbarer Überversorgung kommen. Die erwerbs- 
tätige Ehefrau mit guter eigener Versorgung erhält 
eine Witwenrente und erreicht damit ein Versor- 
gungsniveau, das höher ist als das vergleichbare 
Versorgungsniveau unverheirateter Frauen und auch 
verheirateter und unverheirateter Männer. Unter 
Bedarfsdeckungsgesichtspunkten verbessert sich die 
Situation dieser Frau durch den Tod ihres Eheman- 
nes. 

Dies gilt nun freilich nicht für die Witwerrente. Der 
Witwer einer rentenberechtigten Frau erhält nur 
unter besonderen, einschränkenden Bedingungen 
einen Teil der Rente der Frau. Demgegenüber ist der 
Rentenansprueh der Witwe unabhängig von selbst- 
erworbenen Ansprüchen. Das Bundesverfassungs- 
gericht hat in seinem Urteil vom 12. März 1975 
deutlich gemacht, daß eine derartige Regelung nur 
schwer mit dem Gleichheitsgrundsatz des Grund- 
gesetzes vereinbar ist. Mit dem Wandel traditionel- 
ler Rollenbilder ist die Zeit abzusehen, da derartige 
Regelungen auf dem Hintergrund der Verfassung 
nicht mehr toleriert werden können. Das Verfas- 
sungsgericht hat daher den Gesetzgeber beauftragt, 
bis 1984 eine neue, angemessene Regelung zu schaf- 
fen. 

Schließlich existieren im heutigen System der so- 
zialen Sicherung nach wie vor erhebliche Deckungs- 
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lücken, die insbesondere wiederum die nicht er- 
werbstätige Frau treffen. So sind nicht erwerbstätige 
Frauen nicht gegen Unfall und Invalidität gesichert. 

Die Liste der Benachteiligungen der Frau im Sy- 
stem sozialer Sicherung ließe sich fortsetzen. Hierauf 
kann jedoch verzichtet werden, da schon die bisher 
aufgeführten Tatbestände zeigen, daß es notwendig 
ist, die Position der Frau im System der sozialen 
Sicherung insgesamt zu überdenken. 

4.1.2 Kurzfristig mögliche Verbesserungen 
der Alterssicherung der Frau 

Bei der Diskussion der Frage, wie die soziale 
Alterssicherung der Frau zu verbessern sei, herrscht 
bei der Mehrheit der Kommissionsmitglieder Einver- 
nehmen darüber, daß eine nachhaltige Verbesserung 
der Situation nur durch Systeme erreicht werden 
kann, die den abgeleiteten Anspruch beseitigen oder 
in eine subsidiäre Rolle verweisen. Zugleich herrscht 
Einvernehmen darüber, daß eine derartige Änderung 
des Sicherungssystems für die Frau nicht kurzfristig 
realisierbar ist, da sie einerseits eine Fülle noch 
ungelöster Probleme aufwirft, andererseits aber in 
jedem Falle sehr langfristige Übergangsregelungen 
erfordert. Einen derartigen Vorschlag legt die Kom- 
mission im nächsten Abschnitt vor. 

Angesichts der Langfristigkeit derartiger Lösun- 
gen empfiehlt es sich, in jedem Falle Vorabregelun- 
gen zu ergreifen, die wenigstens einige gravierende 
Mängel mildern. Die hier zu machenden Vorschläge 
werden seit längerer Zeit diskutiert. Die Kommission 
kann sich daher im Rahmen eines Zwischenberichtes 
darauf beschränken, sie kurz zu referieren und dem 
Gesetzgeber ihre baldige Regelung anzuempfehlen. 

4.1. 2.1 Die Berücksichtigung der Kindererziehung 
und anderer sozialer Verpflichtungen 

Die Rentenhöhe der erwerbstätigen Frau, die ihre 
Erwerbstätigkeit unterbricht, weil sie Kinder zu er- 
ziehen oder alte beziehungsweise behinderte Fa- 
milienangehörige zu pflegen hat, wird hierdurch we- 
sentlich vermindert, obwohl beide Aufgaben auch im 
gesellschaftlichen Interesse liegen. Es wird daher ge- 
fordert, daß derartige Tätigkeiten zumindest keine 
rentenmindernden Auswirkungen haben sollten. Die- 
ses kann auf verschiedene Arten erreicht werden. 
Einmal könnte im Falle der Kindererziehung der 
Staat und im Falle der Pflege von anderen Familien- 
angehörigen die sonst belasteten Institutionen der 
sozialen Sicherung zur Beitragszahlung in diesen Zei- 
ten herangezogen werden. Zum anderen wäre denk- 
bar, daß im Rahmen eines erweiterten Familienaus- 
gleichs der Versichertengemeinschaft eine Ausfall- 
zeitenregelung getroffen wird. Ohne Zweifel wäre 
dabei der erste Vorschlag angemessener, da er eine 
genauere Zurechnung der entstandenen Kosten er- 
laubt. Angesichts des im Alterssicherungssystems 
ohnehin vorhandenen Familienlastenausgleichs wäre 
freilich auch die zweite Lösung denkbar. In jedem 
Falle müßte geklärt werden, für welche Zeitdauer 
die Aufgabe der Kindererziehung beziehungsweise 
der Pflege bedürftiger Angehöriger anerkannt wer- 
den kann. 


4.1. 2.2 Die Korrektur der Beitragserstattung bei Heirat 

Die früher vorhandene Möglichkeit, sich unter be- 
stimmten Bedingungen bei der Eheschließung die 
eingezahlten Arbeitnehmeranteile zur Rentenversi- 
cherung zurückzahlen zu lassen, hat dazu geführt, 
daß bei Wiederaufnahme einer Tätigkeit, zum Bei- 
spiel beim Erwachsenwerden der Kinder, nur noch 
wenige Versicherungsjahre zur Verfügung stehen, so 
daß eine angemessene Rentenhöhe nahezu nicht 
mehr erreicht werden kann. In dieser Situation be- 
stünde für viele Frauen ein erhebliches Interesse 
daran, die seinerzeitige Beitragserstattung zu ange- 
messenen Bedingungen rückgängig machen zu kön- 
nen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß dieses in der 
Regel daran scheitert, daß die relativ hohen Mittel, 
die zur Nachentrichtung der Beiträge notwendig sind, 
nicht zur Verfügung stehen. Lediglich die einkom- 
mensstarken Bevölkerungskreise können sich diese 
Nachentrichtung leisten. Damit wird gerade den ein- 
kommensschwachen Frauen die Nutzbarmachung des 
ja im System verbliebenen Arbeitgeberanteils un- 
möglich gemacht. 

Als Mindestforderung sollte die Berücksichtigung 
der damaligen Arbeitgeberbeiträge erfolgen. Prak- 
tisch könnte dies so aussehen, daß die Jahre, für die 
eine Beitragserstattung vorgenommen wurde, als 
Versicherungsjahre mit halber persönlicher Bemes- 
sungsgrundlage anerkannt werden. Für diese Jahre 
sollte zusätzlich die Möglichkeit bestehen, die per- 
sönliche Bemessungsgrundlage durch die Nachent- 
richtung von Beiträgen mit einem Zuschlag, der un- 
ter der versicherungsmathematisch errechneten Grö- 
ße liegt, zu verbessern. 

4.1. 2.3 Beseitigung der Differenzierung nach Geschlecht 
bei den Pauschalbewertungen 

Bei den Pauschalbewertungen von Ausfallzeiten 
und der ersten fünf Jahre werden selbst bei sachlich 
identischen Sachverhalten, zum Beispiel Besuch der- 
selben Schule, nach Geschlecht unterschiedliche Be- 
wertungen vorgenommen. Die Tatsache der schlech- 
teren Einkommenssituation der Frau dient als Be- 
gründung einer zusätzlichen Benachteiligung, die als 
Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz in- 
terpretiert werden muß. Diese geschlechtsspezifische 
Differenzierung könnte und sollte möglichst schnell 
beseitigt werden. 

An dieser Stelle ist zugleich das Problem der Lohn- 
diskriminierung angesprochen. Die Frage, ob das 
soziale Sicherungssystem die Aufgabe hat, einen 
Ausgleich für eventuelle Lohndiskriminierungen zu 
leisten, ist umstritten. Sie ist freilich durch die An- 
hebung der persönlichen Rentenbemessungsgrund- 
lage auf 75 % bei Versicherten, die mindestens 25 
Jahre lang pflichtversichert waren, gemildert wor- 
den. Schwierigkeiten ergeben sich auch hier wieder 
für Frauen, die nicht während ihres ganzen Lebens 
erwerbstätig waren. 

Insgesamt ist festzuhalten, daß die hier skizzierten 
Verbesserungen der Alterssicherung der Frau zwar 
kurzfristig möglich sind, jedoch die wirklich schwer- 
wiegenden Mängel des sozialen Sicherungssystems 
für die Frau nicht zu beseitigen in der Lage sind. 
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Die Kommission hält daher die Realisierung dieser 
Vorabregelungen für dringend notwendig. Sie weist 
aber genauso eindringlich darauf hin, daß hiervon 
eine nachhaltige Verbesserung der Alterssicherung 
der Frau nicht ausgehen kann. 

4.1.3 Zur Konzeption einer eigenständigen 
sozialen Sicherung der Frau 

4.1 .3.1 Ausgangsüberlegungen 

In jüngster Zeit sind mehrere Vorschläge vorge- 
legt worden, die eine grundlegende Änderung der 
sozialen Alterssicherung der Frau zum Ziele haben. 
Hierzu zählen die vom DGB vorgelegten Vorschläge 
und Modelle, das Partnerrentenmodell der CDU und 
die im Zusammenhang mit der Eherechtsreform von 
den Koalitionsparteien SPD und FDP entwickelten 
Vorstellungen zum Versorgungsausgleich. All diesen 
Modellen und Vorschlägen ist gemeinsam, daß sie 
von dem in der Bundesrepublik gegebenen System 
der sozialen Alterssicherung und seinen wesent- 
lichen Merkmalen ausgehen. Gemeinsam ist auch der 
Gedanke, daß die in der Ehe erworbenen Ansprüche 
und Anwartschaften je zur Hälfte auf die beiden 
Ehepartner aufgeteilt werden sollten. Wesentliche 
Unterschiede bestehen in zwei Punkten: 

Sollen die Ansprüche von vornherein getrennt auf- 
gebaut oder erst im Todes- oder Scheidungsfall ge- 
splittet werden? 

Sollen die unbedingten abgeleiteten Rentenan- 
sprüche völlig oder nur in bestimmtem Umfange be- 
seitigt werden? 

Beide Fragen sind miteinander verbunden. Bei 
einem System, das keine abgeleiteten Ansprüche 
mehr kennt, liegt es eher nahe, von vornherein ge- 
trennte Anwartschaften aufzubauen als bei einem 
System, in dem sich der Anspruch der Frau aus 
einem gesplitteten und einem abgeleiteten Anspruch 
zusammensetzt. 

Die Diskussion um diese Modelle leidet darunter, 
daß oft nicht klar genug zwischen einer in sich ge- 
schlossenen Gesamtregelung und den erforderlichen 
Übergangsregelungen getrennt wird. So wird die 
Beibehaltung abgeleiteter Ansprüche damit begrün- 
det, daß andernfalls ein ausreichendes Versorgungs- 
niveau für die Frau nicht erreichbar sei. Dies gilt 
jedoch nur für die zur Zeit vorhandenen Gegeben- 
heiten, bei denen eine eigenständige soziale Siche- 
rung der Frau nicht aufgebaut wurde. Aus diesem 
Grunde ist es prinzipiell notwendig, zwischen einer 
langfristigen Gesamtkonzeption und den erforder- 
lichen Übergangsregelungen zu unterscheiden. So 
wichtig derartige Übergangsregelungen sind, so soll- 
ten sie doch nicht den Blick auf die Gesamtkonzep- 
tion versperren. 

Es kann nicht Aufgabe der Kommission sein, sich 
für eines der vorgelegten Grundmodelle zu entschei- 
den. Wichtiger erscheint hier eine Erweiterung der 
Diskussion auf der Basis der vorliegenden Vorschlä- 
ge. Von zentraler Bedeutung ist dabei die Frage der 
abgeleiteten Ansprüche. Diese bereiten in einem 
System der eigenständigen sozialen Sicherung der 
Frau nicht unerhebliche Schwierigkeiten. Die ein- 


fachste Lösung wäre daher, auf sic völlig zu ver- 
zichten. Hiergegen wird vor allem der Einwand er- 
hoben, daß sich Schwierigkeiten bei der Realisierung 
ergeben könnten. Demgegenüber machen die Befür- 
worter einer eigenständigen sozialen Sicherung der 
Frau zahlreiche Vorteile außerhalb der sozialen Si- 
cherung im engeren Sinne geltend: Hierdurch könnte 
die notwendige Unabhängigkeit der Frau gefördert 
werden. Ihre gerade in der Ehe vorhandenen Be- 
nachteiligungen könnten kompensiert werden. Eine 
Frau, die über Versorgungsansprüche verfügt, die 
unabhängig von der Ehe sind, trägt das Ihre zum 
Lebensstandard des Eheverbundes bei. Das materi- 
elle Interesse an der Aufrechterhaltung der Ehe liegt 
nun nicht mehr nur bei der Frau, sondern auch beim 
Mann. Materielle Interessiertheit, größere Selbstän- 
digkeit und Unabhängigkeit beider Partner können 
so zur Stabilisierung der Ehe beitragen. Außerdem 
wird so auch eine klarere und gerechtere Trennung 
der Versorgungsansprüche im Konfliktfall gewähr- 
leistet. Bloße Versorgungsehen werden insbesondere 
in ihren Extremfällen (Heirat am Sterbebett) weniger 
attraktiv. 

Die Kommission hält es daher für sinnvoll, die 
Diskussion zunächst dahingehend zu erweitern, daß 
sie eine Grundkonzeption für die eigenständige so- 
ziale Alterssicherung der Frau vorlegt, die auf ab- 
geleitete Ansprüche völlig verzichtet. Sie ist der Mei- 
nung, daß eine derartige Grundkonzeption in der 
bisherigen Diskussion nicht das entsprechende Ge- 
wicht gehabt hat, weil die Schwierigkeiten der er- 
forderlichen Übergangsregelungen zu sehr im Vor- 
dergrund der Diskussion standen. 

Die Kommission sieht zunächst ihre Aufgabe darin, 
eine derartige Grundkonzeption zu erarbeiten, die 
als Rahmen für eine Anzahl von unterschiedlichen 
Lösungen des Problems dienen kann. Dabei sollte 
dieser Rahmen so ausgestaltet werden, daß auch un- 
terschiedliche politische Zielsetzungen in ihm reali- 
siert werden können. Sie hat daher auch darauf ver- 
zichtet, eine bis ins einzelne gehende Detailregelung 
vorzulegen. 

Beim jetzigen Stand der Diskussion hat die Kommis- 
sion im Rahmen des Zwischenberichtes auch davon 
Abstand genommen, Übergangsregelungen zu dis- 
kutieren. Eine Umstellung auf ein System, das die 
soziale Sicherung der Frau auf eigenständige Weise 
regelt, kann nur eingeführt werden, wenn bestimmte 
Gruppen, die ihre Alterssicherung unter anderen 
Voraussetzungen aufgebaut haben, nicht benachtei- 
ligt werden. Um den Besitzstand dieser Gruppen zu 
wahren, müssen Übergangslösungen gefunden wer- 
den, die einer gesonderten Untersuchung bedürfen. 

Schon in einem relativ frühen Stadium der Kon- 
zeptionsentwicklung ist eine grobe Modellrechnung 
notwendig, insbesondere wenn man davon ausgeht, 
daß mit den vorgeschlagenen Änderungen durch- 
schnittlich keine höheren Belastungen für den Staats- 
haushalt oder die Versicherten auftreten sollen. Eine 
derartige Rechnung liegt bisher nicht vor. Die im fol- 
genden vorgestellte Konzeption ist mit groben 
Schätzwerten erarbeitet und diskutiert worden. Da 
bisher nicht überprüft werden konnte, ob diese Zah- 
len den obengenannten finanziellen Restriktionen 
genügen, wird im folgenden darauf verzichtet, die 


17 



Drucksache 7/5866 


Deutscher Bundestag — ■ 7. Wahlperiode 


Konzeption schon mit Zahlen vorzustellen. Eine rech- 
nerische Überprüfung der hier vorgestellten Konzep- 
tion ist der nächste erforderliche Schritt bei der wei- 
teren Entwicklung. Erst bei einer solchen Überprü- 
fung wird sich ergeben, welche Bedeutung eine der- 
artige Grundkonzeption in der Gesamtdiskussion 
haben kann. Und erst dann kann die Kommission 
entscheiden, ob sie sich für die hier vorgelegte Kon- 
zeption einsetzen will. 

4.1 .3.2 Zur Grundkonzeption einer 

eigenständigen Alterssicherung der Frau 

Tragender Bestandteil der von der Kommission 
hier vorgelegten Grundkonzeption ist, daß auf abge- 
leitete Ansprüche im Alterssicherungssystem ver- 
zichtet wird. Jeder wird, soweit nicht andere Siche- 
rungsvorkehrungen bestehen, Mitglied der Sozial- 
versicherung mit eigenem, von dem Ehestatus unab- 
hängigen Versicherungsanspruch. Für eine Frau mit 
unterbrochener Erwerbstätigkeit hieße das zum 
Beispiel, daß in Phasen der Erwerbstätigkeit Bei- 
träge aus dem erzielten Einkommen gezahlt werden, 
in Phasen der Ehe die Beiträge aus dem Einkommen 
des Ehegatten zu finanzieren sind. Darüber hinaus 
besteht die Möglichkeit, daß ein Teil der Beiträge 
während der Zeiten, in denen die Nichterwerbstätig- 
keit durch die Sorge für Kinder verursacht ist, über 
ein Familienausgleichssystem finanziert wird. Ist die 
Nichterwerbstätigkeit durch die Pflege von pflege- 
bedürftigen Familienangehörigen verursacht, müssen 
die entsprechenden Institutionen der sozialen Siche- 
rung die Beiträge übernehmen. Für die durchgehend 
erwerbstätige Frau ergeben sich ohnehin keine Än- 
derungen. Die Alterssicherung der durchgehend nicht 
erwerbstätigen Frau wird insgesamt von ihrem Ehe- 
gatten finanziert. 

An dem Grundprinzip, daß ein durch die Renten- 
formel bestimmter Zusammenhang zwischen relati- 
ver Einkommensposition während der Zeit vor der 
Pensionierung und der später zu zahlenden Rente 
besteht, wird festgehalten. Es bleibt also bei Renten, 
die in ihrer Höhe individuell bestimmt werden. Auch 
die Dauer der Versicherung geht entsprechend der 
Rentenformel in die Berechnung ein. 

In einem derartigen System muß die Höhe von Bei- 
trägen und Renten freilich neu bestimmt werden. Die 
bisher zur Finanzierung der abgeleiteten Ansprüche 
beanspruchten Beiträge stehen nun zur Finanzierung 
von Leistungen, die sich aus der Einführung der 
eigenständigen sozialen Sicherung der Frau ergeben, 
zur Verfügung. Zur Finanzierung kann weiterhin 
beitragen, wenn die Ungleichbehandlung der über- 
lebenden Witwe und des überlebenden Versicherten 
beseitigt wird. Schließlich ist davon auszugehen, daß 
in einem noch zu bestimmenden Umfang der Ehe- 
gatte der nicht erwerbstätigen und nicht kinderer- 
ziehenden Frau zur Finanzierung der verbesserten 
Sicherung herangezogen wird. Es ist auf die Dauer 
nicht einzusehen, daß die Gruppe der nicht erwerbs- 
tätigen Ehefrauen, die keine Kinder zu versorgen 
haben, zu Lasten der übrigen Erwerbstätigen begün- 
stigt wird. Auf der Basis dieser Überlegungen ist 
die Kommission der Auffassung, daß es möglich sein 
müßte, Beitragshöhe und Rentenhöhe so festzulegen, 
daß eine Finanzierung des Systems ohne durch- 


schnittlich höhere Belastung der Versicherten oder 
des Staatshaushaltes möglich ist. Das für die er- 
werbstätige und nicht erwerbstätige Frau erzielbare 
Rentenniveau ist dabei so hoch, daß auf abgeleitete 
Ansprüche verzichtet werden kann. 

4.1 .3.3 Die Beitragshöhe in der 

eigenständigen Alterssicherung der Frau 

Für Erwerbstätige würde sich im Vergleich zum jet- 
zigen System nichts ändern. Verheiratete Erwerbs- 
tätige setzen den Aufbau der schon vor der Ehe er- 
worbenen Anwartschaften weiter fort. Als Grund- 
prinzip gilt dabei in Analogie zum Zugewinnprinzip 
des Eherechts, daß beide Ehepartner Beiträge in 
gleicher Höhe leisten, daß sie also unabhängig von 
ihrem individuellen Einkommen jeweils Ansprüche 
in gleicher Höhe aufbauen. Es ist allerdings zu er- 
wägen, ob man an dieser Stelle wahlweise zulassen 
sollte, daß jeder Ehepartner Ansprüche, die sich an 
der Höhe seines individuellen Einkommens orientie- 
ren, erwirbt. 

Schwierigkeiten ergeben sich, wenn nur ein Ehe- 
partner erwerbstätig ist. Hier muß aus dem Einkom- 
men dieses einen erwerbstätigen Ehepartners die 
soziale Sicherung für beide aufgebaut werden. Geht 
man auch hier davon aus, daß zwei Beiträge in glei- 
cher Höhe zu zahlen sind, ergibt sich für derartige 
Familien eine Mehrbelastung gegenüber dem bis- 
herigen System. Die Kommission ist der Meinung, 
daß es zwar einerseits sinnvoll ist, die bisherige Be- 
günstigung der nicht erwerbstätigen Ehefrau, die 
keine Kinder erzieht, abzubauen, auf der anderen 
Seite liegt in der Doppelbelastung eine zu hohe 
Belastung, als daß sie sozial akzeptiert werden 
dürfte. Darüber hinaus können sich hier unter Um- 
ständen zusätzliche Probleme auf dem Arbeitsmarkt 
ergeben. Aus diesem Grunde wird vorgeschlagen, 
den auch bisher vorhandenen Familienlastenaus- 
gleich in einem bestimmten Umfang beizubehalten. 
Der Beitrag eines Verheirateten für sich und seinen 
Ehepartner, der nicht erwerbstätig ist, sollte höher 
sein als der des unverheirateten Erwerbstätigen, je- 
doch weniger als doppelt so hoch. Ein genauer Satz 
wäre bei der Durchrechnung der Gesamtkonzeption 
zu bestimmen. 

Soweit die nicht erwerbstätige Ehefrau Kinder er- 
zieht, sollte der Familienlastenausgleich in höherem 
Umfang herangezogen werden. Zur Ergänzung des 
hier geplanten Alterssicherungssystems ist ohnehin 
ein Familiensicherungssystem notwendig. Dieses Fa- 
miliensicherungssystem sollte für die Zeiten der 
Kindererziehung den zusätzlichen Beitragsanteil 
übernehmen, den die Familie im Vergleich zu einem 
unverheirateten Erwerbstätigen aufzubringen hat. 

Eine weitere Verbesserung des Systems kann da- 
durch erfolgen, daß erwerbstätigen Frauen für die 
Zeit der Kindererziehung Ausfallzeiten angerechnet 
werden. 

Die vorgeschlagene Regelung der Beitragsaufbrin- 
gung ergibt im Falle großer Altersdifferenzen zwi- 
schen den Ehepartnern Schwierigkeiten. Ist der nicht 
erwerbstätige Ehepartner wesentlich jünger als der 
erwerbstätige, steht mit dem Zeitpunkt der Pensio- 
nierung des erwerbstätigen kein Erwerbseinkommen 
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mehr zur Verfügung, aus dem die Sicherung für den 
nicht erwerbstätigen Ehepartner aufgebaut werden 
kann. Für den jüngeren, bisher nicht erwerbstätigen 
Ehepartner könnte damit die hNotwendigkeit ent- 
stehen, noch kurz vor der Erreichung der Pensionie- 
rungsgrenze erwerbstätig zu werden. Dieses dürfte 
in vielen Fällen vom Arbeitsmarkt her gar nicht 
möglich sein. Abhilfe kann man hier nur schaffen, 
indem man die im sozialen Sicherungssystem schon 
vorhandene Regelung der flexiblen Altersgrenze auf 
derartige Fälle ausdehnt. Sinnvollerweise müßte es 
zugelassen werden, daß in solchen Fällen die flexible 
Altersgrenze schon von einem Lebensalter von ca. 
55 Jahren in Anspruch genommen werden kann. 
Dementsprechend werden Abschläge bei der vorge- 
zogenen Rente nicht vermeidbar sein. 

Durch eine solche Regelung wäre im übrigen auch 
die ältere Witwe zu sichern, der eine Erwerbstätig- 
keit nicht mehr zugemutet werden kann. Demgegen- 
über sollte die Sicherung einer jüngeren Witwe, die 
Kinder zu versorgen hat, durch das Familiensiche- 
rungssystem erfolgen. 

4.1 .3.4 Die Rentenhöhe bei 
eigenständiger Aiterssicherung der Frau 

Grundsätzlich wird an der bisherigen Rentenformel 
festgehalten. Die jetzige Differenzierung entspre- 
chend der Versicherungsdauer und der jeweiligen 
relativen Einkommensposition bleibt also erhalten. 
Bei verheirateten Erwerbstätigen erhält jeder mit 
Erreichung des Rentenalters seine Rente. Da abge- 
leitete Ansprüche beseitigt wurden, gibt es weder 
Witwen- noch Witwerrenten. 

Es ist zu erwarten, daß die so bestimmten Einzel- 
renten insbesondere bei Erfüllung der Finanzierungs- 
restriktionen im Niveau niedriger liegen als die heu- 
tige Rente. Freilich müssen beim jetzigen System in 
vielen Fällen von einer derartigen Rente mehrere 
Personen unterhalten werden. Insofern ist eine Re- 
duzierung des Niveaus durchaus zu vertreten. Für 
Familien, in denen dann zwei Rentenansprüche vor- 
handen sind, dürfte bei einem derartigen Verfahren 
das Versorgungsniveau sicher steigen. 

Die Kommission hält es daher im Rahmen dieser 
Grundkonzeption für sinnvoll, einen gewissen Aus- 
gleich zwischen den Anforderungen eines Alleinste- 
henden einerseits und denen eines zu zweit lebenden 
Ehepaares andererseits zu schaffen. Man kann nicht 
davon ausgehen, daß der Bedarf eines Zweiperso- 
nenhaushaltes genau doppelt so groß ist wie der 
eines Einpersonenhaushaltes. Die Kommission emp- 
fiehlt daher, einen Rentenzuschlag für alleinstehende 
Personen einzuführen. Selbst wenn man sich darüber 
im klaren ist, daß man hierdurch gewisse Umge- 
hungsmöglichkeiten provoziert, erscheint es auf die 
Dauer sinnvoll, die Renten alleinstehender Personen 
im Vergleich zu Zweipersonenhaushalten anzuheben. 
Die Höhe eines derartigen Zuschlags für Alleinste- 
hende müßte auch bei der Durchrechnung der Kon- 
zeption bestimmt werden. 

4.1.4 Die soziale Sicherung der Familie 

Die Erziehung von Kindern ist eine Leistung, die 
auch der Gesellschaft zugute kommt. Dieses erfordert 


eine Anerkennung durch die Gesellschaft in der 
Form, daß eine Frau diese Aufgabe übernehmen 
kann, ohne zur Erv/erbstätigkeit gezwungen zu sein. 
Das soziale Sicherungssystem muß dieses ermög- 
lichen. 

Die Finanzierung der Familiensicherung kann entwe- 
der durch Beiträge und die öffentliche Hand oder nur 
durch die öffentliche Hand erfolgen. Die Kommission 
hält beide Finanzierungssysteme für überdenkens- 
wert. 

Die gezahlte Leistung kann als Ausgleich dafür be- 
trachtet werden, daß eine Frau wegen der Erzie- 
hung der Kinder nicht erwerbstätig sein kann. Des- 
halb wird diese Leistung als Ausgleichsgeld bezeich- 
net. 

Das Ausgleichsgeld wird für eine noch festzulegende 
Anzahl von Jahren gezahlt. Die Höhe des Aus- 
gleichsgeldes richtet sich nach der beruflichen Quali- 
fikation der Frau. Angesichts der zunehmenden Un- 
sicherheiten am Arbeitsmarkt wäre zu bedenken, ob 
nicht auch die tatsächliche berufliche Leistung oder 
die Leistung in der Familie als Bezugsmaßstab heran- 
gezogen werden könnte, Ausgleichsgeld erhalten 
Witwen mit Kindern, alleinstehende Mütter und Fa- 
milien von erwerbsunfähigen Invaliden, wenn Kin- 
der vorhanden sind. 

Im Anschluß an das Ausgleichsgeld kann ein Uber- 
gangsgeld gezahlt werden, wenn die Frau eine Aus- 
bildung machen oder eine wegen der Eheschließung 
unterbrochene Ausbildung fortsetzen will. An- 
spruchsberechtigt ist der Personenkreis, der Aus- 
gleichsgeld erhält. In einem System der sozialen 
Sicherung der Familie ist auch das Problem der 
Waisenrente zu klären. Dabei muß geprüft werden, 
ob die Waisenrente sich am zu erwartenden Renten- 
anspruch des Vaters, am zu erwartenden Rentenan- 
spruch der Mutter oder am halbierten Anspruch bei- 
der Eltern orientieren soll. Darüber hinaus muß von 
diesem Teil des sozialen Sicherungssystems die 
Finanzierung der zusätzlichen Beitragsanteile in Fa- 
milien, in denen nur ein Mitglied erwerbsj^ätig ist, 
getragen werden. Entsprechende Regelungen müs- 
sen für solche Frauen getroffen werden, die nicht 
erwerbstätig sein können, weil sie pflegebedürftige 
Familienmitglieder versorgen. Auch hierdurch über- 
nehmen sie eine Aufgabe, die zumindest teilweise 
von der Gesellschaft und ihren Sicherungsinstitutio- 
nen getragen werden muß. Es gehört zu den gravie- 
renden Mängeln unseres Sicherungssystems, daß ge- 
rade Menschen, die diese Aufgabe übernehmen, im 
Alter selber ohne Sicherung dastehen. Die Finanzie- 
rung dieser Leistungen muß von denjenigen Insti- 
tutionen des sozialen Sicherungssystems getragen 
werden, die für die Pflege der betroffenen Personen 
verantwortlich sind. 

4.1 .4.1 Die weitere Arbeit der Kommission 

auf dem Gebiet der sozialen Sicherung 

Die Kommission ist sich darüber im klaren, daß die 
Vorlage einer solchen Grundkonzeption für eine 
eigenständige Sicherung der Frau nur ein erster 
Schritt sein kann. Zahlreiche Einzelfragen müssen 
geklärt werden, bevor eine ausreichend differen- 
zierte Diskussion einer derartigen Konzeption mög- 
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lieh ist. Die Kommission wird sich bemühen, auf der 
Basis der hier vorgelegten Grundkonzeption ausge- 
arbeitete Vorschläge vorzulegen, die dem Gesetz- 
geber Grundlage für zu ergreifende Maßnahmen 
sein können. 

Kein Zweifel kann daran bestehen, daß hierfür zu- 
sätzlicher Aufwand, auch auf dem Gebiet der For- 
schung, notwendig ist. Die Kommission wird der- 
artige Forschung anregen und sich um die Unter- 
stützung kompetenter Stellen bemühen. 

Besonders dringlich ist dabei die Erstellung von 
Modellrechnungen, die es erlauben, die vorgelegte 
Grundkonzeption auch quantitativ darzustellen. We- 
sentliche Kriterien für die Beurteilung einer der- 
artigen Reformmaßnahme sind: die sich ergebenden 
Beitrags- und Rentenhöhen, die Verschiebung in 
den Lasten und Begünstigungen, die die Neukonzep- 
tion mit sich bringt sowie das insgesamt erforder- 
liche Beitragsniveau und staatliche Zuschüsse an- 
dererseits. 

In einer groben Modellrechnung ist es möglich, Bei- 
tragshöhen, Rentenhöhen und Finanzierungsbedarf 
in Beziehung zueinander zu setzen. Eine genauere 
Analyse der Verschiebung der Belastungen und Be- 
günstigungen ist aber nur auf der Basis einer Modell- 
rechnung möglich, die auch Aussagen über einzelne 
soziale Gruppen erlaubt. Die hiermit verbundenen 
Probleme sind beachtlich, die Kommission wird sich 
dessenungeachtet darum bemühen, Forschungs- 
aktivitäten an dieser Stelle anzuregen. 

Der Hinweis auf die Notwendigkeit weiterer For- 
schungsaktivitäten kann freilich nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß noch Lücken in der Gesamtkon- 
zeption bestehen. Im folgenden werden einige Pro- 
bleme aufgezählt, deren Lösung notwendig ist und 
die die Kommission in der nächsten Zeit weiter ver- 
folgen wird; 

Wenn die Höhe der Beiträge und Renten feststeht, ist 
es notwendig, die erforderliche Neuregelung der 
flexiblen Altersgrenze zu diskutieren. Dabei sind die 
verschiedenen Dimensionen des Problems zu beach- 
ten. Ein De-facto-Zwang zur Aufnahme der Erwerbs- 
tätigkeit durch eine ältere Ehefrau, die Zeit ihres 
Lebens nicht erwerbstätig war, ist schwer zu legi- 
timieren. Darüber hinaus dürften sich für diese 
Gruppe auch auf dem Arbeitsmarkt erhebliche Pro- 
bleme ergeben. Die erzielte Rente muß andererseits 
einen gewissen Anschluß an den bisherigen Lebens- 
standard erlauben. Sie darf freilich nicht so hoch 
sein, daß jeder Anreiz zur weiteren Erwerbstätigkeit 
wegfällt. Schließlich sind gerade in diesem Zusam- 
menhang Finanzierungsgesichtspunkte zu beachten, 
da eine zu weitgehende Regelung der flexiblen Al- 
tersgrenze das Gesamtsystem erheblich belastet. 

Hiermit verbunden sind Probleme der Rückwirkung 
solcher Reformen auf den Arbeitsmarkt. Die Redu- 
zierung der Vergünstigungen für die nicht erwerbs- 
tätige Ehefrau könnte einen Anreiz zur zusätzlichen 
Erwerbstätigkeit von Frauen bieten. Es ist einmal zu 
klären, ob der Arbeitsmarkt überhaupt in der Lage 
ist, dieses zusätzliche Angebot aufzunehmen. Viel 
gewichtiger ist aber die Frage, ob sich aus der ge- 
änderten sozialen Sicherung der Frau heraus zusätz- 


liche Benachteiligungen der Frau am Arbeitsmarkt 
ergeben. Die Situation der Frau am Arbeitsmarkt 
würde ohne Zweifel verschlechtert werden, wenn 
ein zusätzliches Arbeitsangebot mit relativ niedriger 
Qualifikation auf den Arbeitsmarkt drängen würde. 
Die hier liegenden Probleme können daher nicht los- 
gelöst von denen der Bildung und Berufsausbildung 
gesehen werden. 

Zusätzliche Überlegungen müssen auch auf dem Ge- 
biet der Unfallversicherung und der Invalidität an- 
gestellt werden. Bisher gibt es hier für die nicht er- 
werbstätige Frau so gut wie keine Sicherung. Es ist 
zu überlegen, ob die existierenden Sicherungs- 
systeme nicht auch auf die nicht erwerbstätige Frau 
ausgedehnt werden sollten. Diese Frage kann nicht 
losgelöst werden von der Problematik einer inten- 
siveren Integration der unterschiedlichen Teil- 
systeme unserer sozialen Sicherung. 

Die Kommission sieht es als nicht geklärt an, ob die 
Finanzierung des Sicherungssystems für die Familie 
durch die öffentliche Hand oder durch Beiträge der 
„Versicherten" oder durch eine Kombination beider 
erfolgen soll. Dieses ist eine Frage von weitreichen- 
der gesellschaftspolitischer Bedeutung, die nicht nur 
unter dem Gesichtspunkt der Sicherung der Frau 
gesehen werden kann. 

In jedem Fall muß sichergestellt werden, daß die 
Tätigkeit der Frau bei der Erziehung der Kinder 
angemessen berücksichtigt wird. Hierbei stellt sich 
die sehr schwierige Frage, in welchem Umfang die 
Tätigkeit der Mutter gefördert werden sollte. Bis zu 
welchem Lebensalter des Kindes ist von einer Unab- 
kömmlichkeit der Mutter von zu Hause auszugehen? 
Wie wird die höherere Belastung einer Mutter mit 
mehreren Kindern anerkannt? Soll eine Förderung 
von der Anzahl der Kinder unabhängig sein oder 
soll diese Berücksichtigung finden? 

Die Kommission hat einige der zu diesem Thema 
gemachten Vorschläge geprüft. Die bisher in der 
Diskussion vorliegenden Vorschläge haben sie je- 
doch nicht überzeugt. An dieser Stelle wird weiter- 
gearbeitet werden müssen. Insbesondere müssen 
mehr Informationen über die tatsächliche Belastung 
gesammelt werden. Auch hier gilt, daß man dieses 
Problem nicht von der Gestaltung unseres Bildungs- 
systems, hier insbesondere im Vorschul- und Primar- 
bereich, lösen kann. 

Besonderer Prüfung bedarf die Frage, inwieweit pri- 
vate oder betriebliche Zusatzversicherungen in diese 
Überlegungen einbezogen werden sollen oder kön- 
nen. Zumindest müßte sichergestellt werden, daß 
diejenigen Versicherungen, die üblicherweise als Be- 
standteil der „normalen" Versorgung gelten - — dies 
gilt insbesondere für betriebliche Versorgungskas- 
sen — auch Regelungen für die Frau treffen. An- 
dernfalls wäre zu befürchten, daß der Versorgungs- 
grad der Frau erneut unter dem des Mannes liegt. 
Dabei muß man sich über die Grenzen derartiger 
Versuche im klaren sein. Es ist zu klären, ob es 
wünschenswert ist, im Bereich der privaten Alters- 
versorgung das Prinzip durchzusetzen, daß Versor- 
gungsansprüche während des Bestehens einer Ehe 
in gleicher Höhe für Mann und Frau entstehen. 
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Bisher zurückgestelJt hat die Kommission das Pro- 
blem der Beamtenversorgung, Die bcamteniecht- 
iichen Grundsätze der Altersversorgung und der 
Versorgung der Ehefrau unterscheiden sich wesent- 
lich von der Grundkonzeption der sozialen Renten- 
versicherungen. Es bestehen nicht unerhebliche 
Zweifel, ob eine eigenständige soziale Sicherung der 
Ehefrauen von Beamten im Rahmen des Versorgungs- 
systems für Beamte erreicht werden kann. Sollte die 
Prüfung ergeben, daß dies nicht möglich ist, müßte 
man sich wahrscheinlich auf ein Nachversicherungs- 
system für den Fall der Scheidung beschränken. 
Denkbar wäre auch eine völlige Integration der so- 
zialen Sicherung der Ehefrauen von Beamten in das 
Rentenversicherungssystem. Die Beiträge hätte in 
diesem Fall der Staat zu tragen. 

Alle diese Vorschläge haben gravierende Nachteile. 
Sie bedürfen daher noch einer sorgfältigen Prüfung. 

Die Kommission hofft, daß ihre Vorschläge zu den 
angesprochenen Problemen die Diskussion um die 
Entwicklung einer eigenständigen sozialen Siche- 
rung der Frau vorantreiben wird. Sie wird das Ihre 
dazu tun, um diese Diskussion anzuregen und Vor- 
schläge aus dieser Diskussion in ihrer Arbeit zu be- 
rücksichtigen. Sie sah sich nicht in der Lage, sich 
bereits in dem hier vorgelegten Zwischenbericht für 
ein konkretes Modell zu entscheiden. 


4.2 Teil B 

4.2.1 Vorbemerkung 

Während sich alle Kommissionsmitglieder grund- 
sätzlich darin einig waren, daß das derzeitige System 
der sozialen Sicherung der veränderten Stellung der 
Frau nicht mehr ausreichend Rechnung trägt, er- 
gaben sich im Laufe der Beratungen unterschied- 
liche Auffassungen zu der Form der Darstellung wie 
der Konsequenzen dieses Ausgangspunktes. Neue 
Lösungen müssen Benachteiligungen ausgleichen. 

Für die Ausgangsüberlegungen war entscheidend, 
daß in der Kommission zunächst ausschließlich über 
eine eigenständige Sicherung der Frau gesprochen 
wurde. Mehrheitlich wurde dabei die Meinung ver- 
treten, daß eine Lösung für die Zukunft nur in 
einem System der eigenständigen Sicherung ohne 
abgeleitete Ansprüche zu suchen wäre. Dagegen war 
die Minderheit der Auffassung, daß sich die Über- 
legungen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht nur 
auf eine Konzeption beschränken sollten. Vor jeder 
Festlegung sollten verschiedene Möglichkeiten erar- 
beitet, gegeneinandergestellt und miteinander ver- 
glichen werden. 

Bei grundsätzlicher Übereinstimmung mit diesem 
Postulat hält ein Mitglied es außerdem für sinnvoll, 
vor Festlegung auf eine bestimmte Konzeption 
außerdem auch die Möglichkeiten, Grenzen und Fol- 
gen einer Beibehaltung des gegenwärtigen Systems 
der sozialen Sicherung mit durchaus möglichen 
systemimmanenten Verbesserungen dieses Modells 
der sozialen Sicherung zu überprüfen und die so 
gewonnenen Erkenntnisse für den endgültigen Ent- 


scheidungsprozeß innerhalb der Kommission zusätz- 
lich heranzuziehen und fruchtbar zu machen. 

Die Enquete-Kommission muß nach übereinstimmen- 
der Meinung von Mehrheit und Minderheit folgen- 
den Gesichtspunkten Rechnung tragen: 

1. Es ist nicht Aufgabe der Kommission, durch die 
Darstellung nur einer Konzeption eine Lösungs- 
möglichkeit zu präjudizieren, sondern alle wich- 
tigen Vorschläge zu prüfen, die auf eine Verbes- 
serung der sozialen Sicherung zielen. Damit soll 
sichergestellt werden, daß die Grundlagen für 
die bestmögliche Lösung vorbereitet werden. 

2. Erst die Berechnung von mindestens zwei Model- 
len würde eine ernsthafte Prüfung wesentlicher 
Grundsätze für eine Neuordnung und damit Ver- 
gleiche — auch mit dem bestehenden System — 
ermöglichen. Diese Vergleiche würden bei der 
Fixierung auf ein einziges Modell wegfallen. 

3. Teil B geht grundsätzlich davon aus, daß Mann 
und Frau ihre Rolle in Ehe und Familie und im 
Beruf frei, also weitgehend unabhängig von ma- 
teriellen Zwängen gestalten können. Eine freie 
Wahl ist nur möglich, wenn die verschiedenen 
Tätigkeitsbereiche (Haushalt und außerhäusliche 
Arbeitswelt) als gleichrangig bewertet werden. 
Jede Neuordnung der sozialen Sicherung darf da- 
her nicht zu unzumutbaren — mittelbaren oder 
unmittelbaren — Nachteilen für die Frau führen. 

4. Eine nüchterne, vorurteilslose Analyse der der- 
zeitigen Situation erscheint daher ebenso erfor- 
derlich wie eine kritische Würdigung aller vor- 
gelegten Grundkonzeptionen. Nur auf diese 
Weise kann die Grundlage für eine weitere Dis- 
kussion zukunftsweisender Modelle geschaffen 
werden. 

In Teil A entschied sich die Mehrheit der Mitglie- 
der vorerst nur für die nähere Überprüfung einer 
Konzeption. Diese Vorentscheidung schlägt sich auch 
in der Analyse nieder. Die Abgeordneten Frau 
Schleicher und Dr. Schäuble sowie die sachverstän- 
digen Kommissionsmitglieder Prof. Dr. Giesen und 
Prof. Dr. Pöggeler sahen sich daraufhin nicht in der 
Lage, alle in Teil A vertretenen Vorstellungen mit- 
zutragen. Sie stellen daher ihre Überlegungen in 
einer geschlossenen Form als Teil B dar, der wesent- 
lich davon ausgeht, daß alle Vorschläge auf der Be- 
rechnung von mindestens zwei Konzeptionen be- 
ruhen sollten. Teil B umfaßt eine solche Alternative 
in der zusätzlichen Darstellung einer zweiten Kon- 
zeption einer eigenständigen Sicherung der Frau, die 
auch abgeleitete Ansprüche einbezieht. 

In Teil B werden damit auch Punkte angeführt, in 
denen Übereinstimmung bestand. Es wird darüber 
hinaus aber deutlich, in welchen Punkten Teil A 
erweitert werden müßte und wo einseitige Fest- 
legungen gesehen werden. 

4.2.2 Stand 

Schon bei der Beurteilung der ürsachen, die zu der 
ungenügenden sozialen Alterssicherung und Benach- 
teiligungen der Frauen — der erwerbstätigen wie 
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der nicht erwerbstätigen — geführt haben, ergaben 
sich unterschiedliche Auffassungen. 

Das gegenwärtige System der sozialen Sicherung 
in der Bundesrepublik trägt der gewandelten gesell- 
schaftlichen Stellung der Frau nicht mehr genügend 
Rechnung. Die Lage der erwerbstätigen und der 
nicht erwerbstätigen Frau muß differenziert gesehen 
werden. 

1. Erwerbstätige Frauen 

Die in vielen Fällen unzureichende Sicherung der 
erwerbstätigen Frauen liegt im deutschen System 
der sozialen Sicherung begründet, das auf dem Ein- 
kommensniveau sowie auf der Dauer der Erwerbs- 
tätigkeit beruht. Die Benachteiligungen der Frau er- 
geben sich daher aus ihrer schlechteren Stellung und 
ihrer häufig kürzeren Verweildauer im Erwerbs- 
leben. Sie sind Ursache für das niedrigere Renten- 
niveau nach Erreichung der Altersgrenze. 

2. Nicht erwerbstätige Ehefrauen 

Die Ansprüche der nicht erwerbstätigen verheirate- 
ten Frau beruhen auf der Versicherung des Mannes. 
Die Folge ist, daß sie für manche Risiken des Lebens 
überhaupt keine Sicherung, für andere nur eine un- 
zureichende besitzt. 

Die gegenwärtige soziale Sicherung der Verheira- 
teten entspricht zudem nicht mehr dem Verfassungs- 
grundsatz der Gleichbehandlung von Mann und 
Frau, wie in jüngster Zeit das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts zur Witwerrente gezeigt hat. 

Die einseitige Ausrichtung der Sozialversicherung 
auf den in der Regel erwerbstätigen Ehemann läßt 
insbesondere unberücksichtigt, in welchem Maß eine 
Frau durch Haushaltsführung und Erziehung der Kin- 
der dazu beiträgt, daß er sich in vollem Umfang 
einer Erwerbstätigkeit widmen kann. Die Versor- 
gungsanwartschaften des Mannes sind also regel- 
mäßig von der nicht erwerbstätigen Ehefrau „mit- 
verdient". 

Das unzureichende Versorgungsniveau der Ehe- 
frauen erklärt sich wesentlich aus dem gesetzlich 
festgelegten Betrag von maximal 60 ®/o der Rente 
des verstorbenen Ehemannes, der allerdings für 
seine Frau keinen eigenen Beitrag aufzubringen 
brauchte. 

Unser System der Rentenversicherung finanziert sich 
durch die Beiträge aller Versicherten. Es fördert und 
schützt die Familie und ihre abhängigen Mitglieder 
und sichert so das Funktionieren des Generationen- 
vertrages. 

Die nicht erwerbstätigen Ehefrauen sind in der Re- 
gel auch deswegen nicht genügend abgesichert, weil 
keine Pflicht zur Versicherung gegen Invalidität und 
Unfall besteht. 

Es gehört zu den Zielen sozialer Sicherungssysteme, 
in den Wechselfällen des Lebens die angemessene 
Aufrechterhaltung der Stellung im Einkommensge- 
füge zu gewährleisten. Gerade diese Sicherungsauf- 
gabe wird aber damit vom heutigen System der so- 
zialen Sicherung für die nicht erwerbstätige Frau 
nur unvollkommen bewältigt, da ihre ausreichende 


Versorgung auf dem Bestand der Ehe beruht. Manche 
Frauen mögen sich daher in ihrer Unabhängigkeit 
und Selbständigkeit beeinträchtigt sehen. 

Das gegenwärtige System weist auch für den Fall 
der Scheidung oder bei Tod oder Invalidität des 
„Ernährers" Lücken auf. Es bleibt jedoch abzuwar- 
ten, inwieweit der geplante Versorgungsausgleich 
im Fall der Scheidung einen befriedigenden Beitrag 
zur Lösung dieser Probleme darstellen kann. Er kann 
nicht völlig verhindern, daß Frau und Kinder beim 
plötzlichen Tod des Unterhaltspflichtigen vollkom- 
men mittellos dastehen. 

Die nicht erwerbstätige Ehefrau ist im geltenden 
System auch auf andere Weise benachteiligt. Jede 
erwerbstätig Ehefrau mit eigenen Versorgungsan- 
sprüchen erhält im Falle des Todes des Ehemannes 
ebenfalls eine Witwenrente. Sie erreicht damit ein 
Versorgungsniveau, das höher liegt als die ver- 
gleichbare Versorgung erwerbstätiger unverheirate- 
ter Männer und Frauen, wie auch verheirateter Män- 
ner. 

Das gilt im umgekehrten Fall nicht für die Witwer- 
rente. Im bestehenden System erhält der Witwer 
einer rentenberechtigten Frau nur dann Witwer- 
rente, wenn die Kosten der Flaushaltsführung über- 
wiegend von der Frau bestritten wurden. Dem- 
gegenüber ist der Rentenanspruch einer Witwe un- 
abhängig von selbsterworbenen Ansprüchen. Das 
Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 
12. März 1975 deutlich gemacht, daß die entspre- 
chenden Bestimmungen in ihrer derzeitigen Gestalt 
auf die Dauer nicht aufrechterhalten werden kön- 
nen. Es hat den Gesetzgeber beauftragt: bis 1984 
eine neue Regelung in Kraft zu setzen. 

4.2.3 Kurzfristig mögliche Verbesserungen 
der Alterssicherung der Frau 

Verbesserungen sollten angesichts der Langfristig- 
keit umfassenderer Lösungen noch eingehender dis- 
kutiert werden. Verschiedene Vorschläge liegen seit 
längerer Zeit vor. 

1. Anhebung der Witwenrenten 

Im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten sollte 
auch die Anhebung der Witwenrente als Ubergangs- 
lösung vor einer grundlegenden Reform geprüft wer- 
den. 

2. Die Berücksichtigung der Zeit der Kindererzie- 
hung und der Betreuung pflegebedürftiger 
Angehöriger bei der Rentenberechnung 

Die Erziehung der Kinder bzw. die Pflege alter oder 
behinderter Familienangehöriger liegt im Interesse 
der Gesellschaft. Daher muß sie in der Rentenbe- 
rechnung für jene Frauen bewertet werden, die diese 
Aufgaben voll wahrnehmen. 

Für die erwerbstätige Frau müßte es bedeuten, daß 
sie ihre Erwerbstätigkeit ohne rentenmindernde Aus- 
wirkungen unterbrechen kann. Für die im Haushalt 
berufstätige Frau müßte es die Aufstockung schon 
vorhandener bzw. die Begründung eines neuen Ren- 
tenanspruches bedeuten. 


22 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5866 


Tm Zusammenhang mit der Aufwertung der Erzie- 
hungstätigkeit durch ein Erziehungsgeld gibt es im. 
Gesetzentwurf Drucksache 7/2031 schon Vorstellun- 
gen. Die „Erziehungsjahre" sollen für die Zeit des 
Bezugs des Erziehungsgeldes für die Rentenberech- 
nung berücksichtigt werden. 

In jedem Fall müßte geklärt werden, für welche 
Zeitdauer die Aufgabe der Kindererziehung bzw. 
die Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger bei der 
Rentenberechnung Berücksichtigung finden kann. 

3. Die Korrektur der Beitragserstattung bei Heirat 

Für viele Frauen wäre es von erheblichem Inter- 
esse, die früher in bestimmten Fällen mögliche 
Rückzahlung der eingezahlten Arbeitnehmeranteile 
zur Rentenversicherung zu angemessenen Bedingun- 
gen rückgängig machen zu können. 

4. Bewertung von pauschalen Ausfallzeiten 

Bei der Bewertung von pauschalen Ausfallzeiten in 
der Rentenversicherung müssen Frauen und Männer 
gleichgestellt werden. Die Tatsache der schlechteren 
Einkommenssituation ist der Grund einer zusätz- 
lichen Benachteiligung der Frau im geltenden Sy- 
stem. Bei Versicherten, die mindestens 25 Jahre lang 
pflichtversichert waren, ist diese Benachteiligung 
schon durch die Anhebung der persönlichen Renten- 
bemessungsgrundlage auf 75 Vo gemildert worden 
(Rentenreformgesetz 1972). 

5. Mangelnder Schutz gegen Unfall und Invalidität 

Ein wichtiger Schritt, um die nicht erwerbstätige 
Ehefrau gegen Unfall und Invalidität zu sichern, 
wäre die Einführung einer Pflichtunfallversicherung. 
Sie sollte jedoch nicht, wie auf Seite 20 angedeutet, 
die Ausweitung der gesetzlichen Unfallversicherung 
bedeuten, sondern auf privater Basis bei Unfallver- 
sicherungen erfolgen. Ein Antrag auf Einführung 
einer eigenständigen Pflichtunfallversicherung für 
die nicht erwerbstätige Ehefrau liegt dem Deutschen 
Bundestag seit 1972 vor (Drucksache 6/3581). Auch 
dieser Vorschlag sollte von der Kommission geprüft 
werden. 


4.2.4 Zur Konzeption einer eigenständigen 
sozialen Sicherung der Frau 

4.2.4.1 Ausgangsüberlegungen 

Alle Überlegungen zu einer eigenständigen Siche- 
rung der Frau sollten unter bestimmte Grundsätze 
gestellt werden: 

Jedes System der sozialen Sicherung muß den tat- 
sächlichen Lebensbedingungen der Frauen heute ent- 
sprechen. Es muß ermöglichen, daß die Leistungen 
der Frauen in häuslicher und außerhäuslicher Berufs- 
tätigkeit gleichermaßen berücksichtigt werden und 
sich im System der sozialen Sicherung ergänzen. 
Jede künftige Konzeption der sozialen Sicherung 
muß familiengerecht bleiben, indem Ehe und Fami- 
lie und die Einkommenslage der Familie berücksich- 
tigt werden. 


Unter allen vorgelegten Modellen dazu stellt die 
Partnerrente bisher die einzige, in sich geschlossene, 
Konzeption dar. 

Alle Modelle gehen dabei von der bestehenden Al- 
terssicherung ab. Gemeinsam ist ihnen jedoch der 
Gedanke, daß die in der Ehe erworbenen Ansprüche 
und Anwartschaften zur Hälfte auf die beiden Ehe- 
partner aufgeteilt werden sollen. Wesentliche Unter- 
schiede bestehen in zwei Punkten: 

Sollen die Ansprüche getrennt aufgebaut und für die 
Dauer der Ehe halbiert werden? 

Sollen die abgeleiteten Rentenansprüche völlig be- 
seitigt oder reformiert erhalten werden? 

Die Kommission hat mehrheitlich beschlossen, in 
Teil A zunächst nur eine Grundkonzeption ohne ab- 
geleitete Ansprüche zu unterbreiten. 

In Teil B wird davon ausgegangen, daß nur eine 
Betrachtung aller Modelle und ihrer Grundlinien, 
ergänzt durch eigene Vorstellungen, ein klares Ur- 
teil gewährleistet. Mindestens sollten aber zwei 
Konzeptionen einander gegenübergestellt werden. 
Dieser Versuch wird auf den folgenden Seiten ge- 
macht. 

Hauptziel der Überlegungen ist dabei, eine ange- 
messene Alterssicherung für alle Frauen sicherzu- 
stellen. Jede Konzeption ist so zu gestalten, daß aus 
sozialversicherungsrechtlichen Gründen die Wahl- 
freiheit der Frau zwischen Familie und/oder Er- 
werbstätigkeit gefördert wird. Ein Zwang zur Er- 
werbstätigkeit nach Erfüllung der Familienaufgaben 
wird abgelehnt, wenn eine Erwerbstätigkeit nicht 
mehr zumutbar ist. Er kann sich aus der Notwendig- 
keit der Aufbesserung der Rente ergeben, wenn 
diese die Familienaufgaben nicht ausreichend be- 
rücksichtigt. 

Auch arbeitsmarktpolitische Gründe müssen hier 
geltend gemacht werden. Es kann nicht davon aus- 
gegangen werden, daß die Aufnahme einer Erwerbs- 
tätigkeit jederzeit — bis zur Grenze des Renten- 
alters — in angemessener Weise möglich ist. 

Hauptausgangspunkt der Überlegungen ist es hier 
also, zunächst beide theoretisch möglichen Wege zu 
überprüfen: 

— eine eigenständige Sicherung der Frau, 

— eine eigenständige Sicherung der Frau unter Bei- 
behaltung abgeleiteter Ansprüche. 

Beide Konzeptionen können dabei nur als Leitlinien 
für ein zukünftiges System gelten, das von Grund 
auf aufgebaut werden muß. 

Eine Umstellung auf ein System, das die soziale 
Sicherung der Frau auf eigenständige Weise regelt, 
kann jedoch nur eingeführt werden, wenn alle die- 
jenigen, die unter dem jetzigen System eine Alters- 
versicherung aufgebaut haben, keine Rechtsansprü- 
che verlieren und ihren Besitzstand wahren. 

Modellrechnungen für beide Konzeptionen sollten 
die tatsächlichen Kosten ausweisen, da davon auszu- 
gehen ist, daß weder die Rentenversicherungsträger 
noch der Fiskus, noch die Versicherten zusätzliche 
Mittel aufbringen können. Erst auf der Grundlage 
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einer Kostenrechnung für die einzelnen Modelle ist 
eine Entscheidung für oder gegen eine Konzeption 
möglich. 

4.2.4.2 Zur Grundkonzeption einer eigenständigen 
Alterssicherung der Frau 
ohne abgeleitete Ansprüche 

Tragender Bestandteil der in Teil A vorgelegten und 
auch diskutierten Grundkonzeption ist es, daß auf 
abgeleitete Ansprüche im Alterssicherungssystem 
verzichtet wird. Das bedeutet: 

— Jeder ist, soweit nicht andere Sicherungsvorkeh- 
rungen bestehen, Mitglied der Sozialversicherung 
mit eigenem, vom Ehestatus unabhängigen Ver- 
sicherungsanspruch ; 

— für die durchgehend erwerbstätige Frau tritt kei- 
ne Änderung ein; 

— bei Nicht-Erwerbstätigkeit der Frau während der 
Ehe werden die Beiträge aus dem Einkommen des 
Ehemannes finanziert; 

— wird die Erwerbstätigkeit wegen Wahrnehmung 
von Erziehungsaufgaben unterbrochen, soll ein 
Familienausgleichssystem die Beiträge überneh- 
men; 

— wird keine Erwerbstätigkeit wegen der Pflege 
von pflegebedürftigen Familienangehörigen aus- 
geübt, ist zu prüfen, inwieweit die sonst belaste- 
ten Institutionen der sozialen Sicherung die Bei- 
träge übernehmen. 

An dem Grundprinzip, daß ein durch die Renten- 
formel bestimmter Zusammenhang zwischen rela- 
tiver Einkommensposition während der Zeit vor 
der Erreichung der Altersgrenze und der später 
zu zahlenden Rente besteht, wird festgehalten. 

Die Höhe der Beiträge und Renten müßte neu 
festgelegt werden. Verheiratete Erwerbstätige 
setzen den Aufbau der schon vor der Ehe erwor- 
benen Ansprüche weiter fort. Als Grundprinzip 
gilt dabei in Analogie zum Zugewinnprinzip des 
Eherechts, daß beide Ehepartner Beiträge in glei- 
cher Höhe leisten, also unabhängig von ihrem 
individuellen Einkommen jeweils Ansprüche in 
gleicher Höhe aufbauen. Wahlweise wird über- 
legt zuzulassen, daß jeder Ehepartner Ansprüche 
erwirbt, die sich an der Höhe seines individuellen 
Einkommens orientieren. 

Zu dieser Konzeption ist festzustellen 

Die gesamte Konzeption beruht auf einer völligen 
Trennung der Lebenssituation beider Ehepartner. Sie 
enthält jedoch auf Grund der Berücksichtigung tat- 
sächlicher Lebensumstände in zwei wesentlichen 
Punkten Ergänzungen; 

a) Der Tatsache, daß es nicht erwerbstätige Ehe- 
frauen ohne eigene Beitragsleistung gibt, soll 
durch eine besondere Beitragsgestaltung Rech- 
nung getragen werden; die Kindererziehung wird 
durch ein Familiensicherungssystem berücksich- 
tigt. 

b) Ein Zuschlag für Alleinstehende soll einen Aus- 
gleich gegenüber den Vorteilen eines Familien- 
haushaltes darstellen. 


Beide Faktoren lassen das System widersprüchlich 
erscheinen. Sowohl das bestehende System der Ren- 
tenversicherung als auch die Konzeption der Partner- 
rente tragen der Tatsache des Familienzusammenhal- 
tes von vornherein Rechnung, sie ist Teil der Ge- 
samtkonzeption. 

Trotz der Berücksichtigung, die Ehe und Familie in 
gewissem Umfange finden, kann sich die Konzeption 
des Teils A auch negativ auf Ehe und Familie aus- 
wirken; 

— Die Beitragsleistung für zwei Personen aus einem 
Einkommen, wenn ein Ehegatte nicht erwerbstä- 
tig ist, übersteigt die Möglichkeit des durch- 
schnittlichen Familieneinkommens, auch wenn 
vorgeschlagen wird, den Beitrag eines Verheira- 
teten für den nicht erwerbstätigen Partner weni- 
ger als doppelt so hoch wie für einen Unverhei- 
rateten anzusetzen (s. S. 18). 

— Bei großen Altersdifferenzen ergeben sich 
Schwierigkeiten, wenn der erwerbstätige Ehe- 
partner das Rentenalter erreicht und der nicht 
erwerbstätige jüngere Partner darauf angewiesen 
bleibt, daß seine Beiträge weiter aufgebaut wer- 
den müssen. Ein Erwerbseinkommen steht aber 
dann nicht mehr zur Verfügung. Die dafür ange- 
gebene Lösung über die Einrichtung der flexiblen 
Altersgrenze ist so nicht vertretbar (s. S. 19). 

Die Möglichkeit, ein vorgezogenes Altersruhe- 
geld ab dem 55sten Lebensjahr zu beziehen, 
ist finanziell nicht tragbar, wie bisher schon die 
Erfahrungen mit der vorgezogenen flexiblen Al- 
tersgrenze mit 62 bzw. 63 Jahren zeigen. Dazu 
kommt jedoch, daß die Aufnahme einer angemes- 
senen Erwerbstätigkeit heute schon ab dem 45sten 
Lebensjahr auf Schwierigkeiten stößt, zumal, 
wenn die Berufstätigkeit schon längere Zeit un- 
terbrochen wurde. Geprüft werden müßten auch 
die Auswirkungen solcher Maßnahmen auf die 
voll berufstätigen Frauen. 

Beide Tatsachen können also dazu führen, daß 
Frauen, die sich ganz der Familie widmen, aus so- 
zialversicherungsrechtlichen Gründen eine Erwerbs- 
tätigkeit aufnehmen müssen, auch wenn diese nicht 
zumutbar ist, um eine ausreichende Altersversor- 
gung zu erhalten. 

Die an verschiedenen Stellen angesprochene Siche- 
rung der Familie erscheint nach Auffassung der Min- 
derheit nicht ausreichend. 

In Teil A wird vorgeschlagen; 

Die Erziehungsleistung der nicht erwerbstätigen 
Ehefrau für ihre Kinder soll durch ein Familien- 
lastenausgleichssystem in der Form anerkannt 
werden, daß dieses für die Zeit der Kinderer- 
ziehung den zusätzlichen Beitragsanteil über- 
nimmt, den die Familie im Vergleich zu einem 
unverheirateten Erwerbstätigen aufzubringen hat. 
Für die erwerbstätigen Frauen, die für die Zeit der 
Kindererziehung ihre Erwerbstätigkeit unterbre- 
chen, wird die Anrechnung von Ausfallzeiten vor- 
gesehen. Weiterhin wird für die Zeit der Nichter- 
werbstätigkeit ein Ausgleichsgeld vorgeschlagen, 
an das sich ein Ubergangsgeld anschließen kann, 
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wenn die Frau später einmal eine Ausbildung 
machen oder die wegen der Eheschließung unter- 
brochene Ausbildung fortsetzen will. 

Entsprechende Regelungen sollten gelten, wenn 
durch die Übernahme pflegebedürftiger Familien- 
mitglieder keine Erwerbstätigkeit ausgeübt wer- 
den kann. 

Hierzu ist folgendes anzumerken 

Einmal stellt sich die Frage, ob ein Familiensiche- 
rungssystem bzw. im Pflegefall andere betroffene 
Institutionen der sozialen Sicherung, alle diese Auf- 
gaben übernehmen können. Zum anderen müssen 
aber wesentliche Bedenken geltend gemacht werden, 
daß alle Maßnahmen dabei von der Tatsache der 
Erwerbstätigkeit bzw. des Nicht-erwerbstätig-sein- 
könnens abhängig gemacht werden. Damit wird eine 
neue Benachteiligung der nicht erwerbstätigen Ehe- 
frau sichtbar, die sich ganz der Erziehung ihrer Kin- 
der oder ihren Familienaufgaben widmet. 

Die Erziehung von Kindern ist jedoch eine Leistung, 
die der ganzen Gesellschaft zugute kommt und als 
eigene Aufgabe anerkannt werden muß. Sie darf 
nicht auschließlich an der Tatsache der Nichterwerbs- 
tätigkeit, der beruflichen Qualifikation und der tat- 
sächlichen beruflichen Leistung der Frau gemessen 
werden, wie es bei der Begründung des Ausgleichs- 
geldes auf Seite 19 geschieht, sondern muß auch der 
Leistung in der Familie entsprechen. Daher muß das 
vorgeschlagene Familiensicherungssystem daraufhin 
überprüft werden, wie sich der Familienlastenaus- 
gleich auf die erwerbstätige wie auf die nicht er- 
werbstätige Frau, die Kinder erzieht, auswirkt. Das 
gilt ebenfalls für Witwen mit Kindern, alleinste- 
hende Mütter und Familien von erwerbsunfähigen 
Invaliden, die Kinder haben. 

Eine Frau muß sich frei für diese Aufgabe entschei- 
den können. Sie darf nicht aus materiellen Gründen 
zur Erwerbstätigkeit gezwungen werden. 

Ob die Rentenhöhe beim Entfallen der Witwen- und 
Witwerrenten tatsächlich dem jetzigen Niveau enN 
spricht bzw. dieses verbessert, werden nur Ergebnisse 
von Modellrechnungen erweisen. Es wird zunächst 
einmal von der Festsetzung des Beitragsmodus und 
der Höhe abhängen. Ob die mit dem Wegfall der 
Witwenrenten auszugleichenden Probleme befrie- 
digend gelöst sind, erscheint fraglich. 

Der dabei für den überlebenden Ehegatten vorge- 
sehene Alleinstehendenzuschlag macht jedoch deut- 
lich, daß eine totale eigenständige Sicherung nicht 
automatisch ein ausreichendes Versorgungsniveau 
garantiert und nicht den tatsächlichen Lebensum- 
ständen entspricht. 

4.2.4.3 Eine eigenständige Sicherung der Frau 

unter Beibehaltung abgeleiteter Ansprüche 

Auch die unter dem Namen der Partnerrente vorge- 
stellte Konzeption geht von einer eigenständigen 
Sicherung der Frau aus. Sie soll langfristig zu einer 
eigenständigen Invaliditäts- und Alterssicherung der 
Frau führen und sowohl die Situation der Frau in 
bestehenden Ehen als auch nach gescheiterten Ehen 
berücksichtigen. 


Jedoch darf das gegenwärtige System der abgelei- 
teten Sicherung nicht als Ganzes durch ein rigoroses 
Rentensplitting abgelöst werden. Ein reines Renten- 
splitting würde in vielen Fällen zu Kleinrenten und 
zu unvertretbaren Einbrüchen in den sozialen Besitz- 
stand führen. Es ginge an den wirklichen Lebens- 
verhältnissen vorbei, weil eine Witwe bzw. ein Wit- 
wer nicht mit 50 % der gemeinsamen Renten ohne 
unzumutbare Einschränkung des bisherigen Lebens- 
standards auskommen kann. Es muß daher eine 
familiengerechte Lösung in Betracht gezogen wer- 
den, die 

— die Einheit von Ehe und Familie 

— die tatsächliche Abhängigkeit des einen Ehepart- 
ners vom Lebensschicksal des anderen und 

— die Einkommensverhältnisse der Familie 
angemessen berücksichtigt. 

Die tatsächliche Abhängigkeit der Ehepartner von- 
einander wird insbesondere deutlich, wenn beim 
Tode eines Ehepartners dem anderen eine Erwerbs- 
tätigkeit — zum Beispiel wegen der Erziehung von 
Kindern oder wegen vorgerückten Alters — nicht 
zugemutet werden kann. Deshalb behält diese Kon- 
zeption einerseits durch die Einführung des Renten- 
splittings die Chance einer eigenständigen Grund- 
sicherung der nicht oder nur vorübergehend er- 
werbstätigen Frau, andererseits bleiben die Vorzüge 
der abgeleiteten Sicherung in reformierter Form er- 
halten. Nur eine Kombination der Vorteile beider 
Systeme ist geeignet, den Erfordernissen einer part- 
nerschaftlichen Altersversorgung gerecht zu werden 
und die Wahlfreiheit beider Partner zu vergrößern. 
Die Leistung der Frau als Hausfrau und Mutter wird 
in höherem Maße als in der Vergangenheit aner- 
kannt und damit auch ideell aufgewertet. Die Kon- 
zeption der Partnerrente soll nach folgenden Prinzi- 
pien gestaltet werden: 

— Die vor der Ehe erworbenen Rentenanwartschaf- 
ten verbleiben wie bisher jedem Ehepartner ge- 
trennt. 

— Die während der Ehe erworbenen Rentenanwart- 
schaften werden Jahr für Jahr auf beide Ehegat- 
ten je zur Hälfte verteilt. Die nicht erwerbstätige 
Frau, die sich ausschließlich den Kindern widmet, 
erwirbt während der Ehe somit eigene Renten- 
ansprüche, auch wenn sie keinen eigenen finan- 
ziellen Beitrag zur Rentenversicherung leistet. 
Damit wird ihre Leistung der Kindererziehung 
und der Haushaltsführung sozialversicherungs- 
rechtlich anerkannt. 

— Der Schutz, der von unserer Verfassung Ehe und 
Familie zuerkannt wird, kommt in dem Gedan- 
ken einer zusätzlichen Sicherung des überleben- 
den Ehegatten zum Tragen. Ihm wird mit der 
Hinzufügung eines aus der Tatsache der Ehe und 
des gemeinsamen Familieneinkommens abgelei- 
teten Anspruchs Rechnung getragen, des Ehegat- 
tenzuschlages. 

Stirbt einer der Ehepartner, erhält der andere 
neben der ihm dann zustehenden eigenen Rente 
zusätzlich einen aus der Rente des verstorbenen 
Ehegatten abgeleiteten „Ehegattenzuschlag", so- 


25 



Drucksache 7/5866 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


fern ihm eine Erwerbstätigkeit, zum Beispiel we- 
gen Erziehung der Kinder, wegen Invalidität, 
wegen Alters, wegen Arbeitsplatzrisikos oder 
sonstiger Härtefälle nicht zugemutet werden 
kann. Die eigene Rente und der Ehegattenzu- 
schlag werden also beim Tode des Ehegatten 
auch dann und so lange fällig, wie Kinder zu er- 
ziehen sind. 

Für langjährig nicht erwerbstätige Frauen, die 
eine Berufstätigkeit als Hausfrau und Mutter aus- 
geübt haben, muß eine zufriedenstellende Lö- 
sung des Problems gefunden werden, die über die 
vorgenannten Kriterien der Zumutbarkeit von Er- 
werbstätigkeit hinausgeht. Es muß dabei vermie- 
den werden, daß Kriterien der Zumutbarkeit 
einer Erwerbstätigkeit zu Diskriminierungen füh- 
ren, die beim heutigen System der Witwenrenten 
vermieden werden. 

Die unbedingte Witwenrente entfällt und wird 
durch den bedingten Ehegattenzuschlag gleicher- 
maßen für Mann und Frau ersetzt. 

— Wird ein Ehegatte früher als der andere Inva- 
lide oder erreicht früher die Altersgrenze, soll 
ein Renteneinkommen gewährt werden in einer 
Höhe, die die nach geltendem Recht zu gewäh- 
rende Rente nicht unterschreiten soll, sofern und 
solange der andere Ehegatte kein größeres Er- 
werbseinkommen erzielt und ihm eine Erwerbs- 
tätigkeit auch nicht zugemutet werden kann. 

Die Konzeption wird im Zusammenhang mit folgen- 
den Maßnahmen gesehen: 

— Bei bestehenden Ehen wird den Ehegatten ein 
gemeinsam auszuübendes bedingtes Wahlrecht 
eingeräumt. 

— Für künftige Ehen gilt dieses Modell uneinge- 
schränkt. 

— Diese Konzeption sollte analog auch für andere 
Alterssicherungsansprüche als die aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung (z. B. Beamtenversor- 
gung) gelten. 

— Zeiten der Kindererziehung sind durch die Ein- 
führung von „Erziehungsjahren" in der Renten- 
berechnung zu berücksichtigen. 

— Die zu Hause tätige Frau soll durch eine eigen- 
ständige Pflichtunfallversicherung gegen das Un- 
fallrisiko im Haushalt gesichert werden. 

— Im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten sol- 
len die Witwenrenten bis zur Einführung der 
„Partnerrente" angehoben werden. 

— Bei der Bewertung von pauschalen Ausfallzeiten 
in der Rentenversicherung sollen Frauen und 
Männer gleichgestellt werden. 

— Die mitversicherte Ehefrau soll ihren Kranken- 
versicherungsanspruch selbst geltend machen 
können. 

In enger Verbindung damit ist die Forderung nach 
einem Erziehungsgeld für den nicht erwerbstätigen, 
Kinder erziehenden Elternteil zu sehen, das bis zu 
einem Lebensalter von drei Jahren der Kinder ge- 


zahlt werden soll. Dabei ist eine Lösung vorge- 
sehen, nach der Zeiten des Erziehungsgeldes den Be- 
rechtigten auch bei ihrer Alterssicherung zugute 
kommen (s. auch Gesetzentwurf der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion vom 24. April 1974, Drucksache 
7/2031). 

Auch diese Konzeption ist als Leitvorstellung zu 
sehen. Sie bemüht sich um den Ausgleich zwischen 
Ansprüchen aus der Erwerbstätigkeit und in Verbin- 
dung damit geleisteten Beiträgen sowie der unent- 
geltlich geleisteten, gesellschaftlich gleichermaßen 
wichtigen Berufstätigkeit der Hausfrau und Mutter. 
Wichtiger Grundsatz ist dabei, daß Frauen wie 
Männer nicht aus wirtschaftlichen oder sonstigen 
Gründen in eine bestimmte Rolle gezwungen wer- 
den dürfen. Dazu soll nicht zuletzt auch das geplante 
Erziehungsgeld für Zeiten der Kindererziehung bei- 
tragen. 

4.2.5 Die weitere Arbeit der Kommission 

auf dem Gebiet der sozialen Sicherung 

Die weiteren Arbeiten der Kommission müssen sich 
auf folgende Bereiche erstrecken. 

1. Eine eingehende Prüfung der Vorschläge zu 
einer kurzfristig möglichen Verbesserung der 
Alterssicherung der Frau: 

1. Anhebung der Witwenrenten 

2. Berücksichtigung der Zeiten der Kindererzie- 
hung und der Betreuung pflegebedürftiger 
Angehöriger in der Rentenversicherung 

3. Korrektur der Beitragserstattung 

4. Bewertung von pauschalen Ausfallzeiten 

5. Einführung einer Pflichtunfallversicherung für 
Hausfrauen. 

II. Die Diskussion einer grundlegenden Reform der 
sozialen Sicherung muß weitergeführt werden. 
Wichtigster Grundsatz dabei bleibt die Förde- 
rung der Wahlfreiheit zwischen häuslicher und 
außerhäuslicher Berufstätigkeit, die Sicherung 
der Familie, die Berücksichtigung der Kinder- 
erziehung und die Sicherung der älteren, nicht 
erwerbstätigen Ehefrau. Ein weiteres wichtiges 
Element wird eine nüchterne Prüfung der Einbe- 
ziehung der Ehefrauen von Beamten in eine Neu- 
ordnung der sozialen Sicherung sein. 

Dazu müssen mehrere Konzeptionen, vor allem 
auch das Modell der Partnerrente, auf Grund von 
Modellrechnungen und wissenschaftlichen Grund- 
lagen geprüft werden. Der Zwischenbericht 
konnte nur Konzeptionen aufzeigen und Pro- 
bleme anreißen. Im Schlußbericht werden Vor- 
züge und Nachteile des bisherigen Systems den 
neuen Konzeptionen gegenübergestellt werden 
müssen, um eine klare Übersicht über die zu tref- 
fenden Maßnahmen zu gewinnen. Die Entschei- 
dung im Sdilußbericht muß auf Grund genauer 
Analysen und konkreter Tatsachen getroffen wer- 
den und allen Frauen ein Höchstmaß an Freiheit 
und sozialer Sicherung bringen. 
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5 Zur Situation der Frauen in der Öffentlichkeit 


Anläßlich der besonderen Dringlichkeit hat die Kom- 
mission die Behandlung des Teilkomplexes „Reprä- 
sentation der Frauen in der Politik" aus dem Ge- 
samtkomplex „Frauen in der Öffentlichkeit" vorge- 
zogen, 

5.1 Frauen in der Politik 

5.1.1 Repräsentation der Frauen 
in Parteien und Parlamenten 

Symptomatisch für die geringe Aufmerksamkeit, die 
der Repräsentanz der Frauen in der Politik in den 
Nachkriegsjahren gewidmet wurde, ist die Tatsache, 
daß es nur uneinheitliches und unübersichtliches 
Einzelmaterial dazu gibt. Auch in den Berichten der 
Bundesregierung und Veröffentlichungen des Stati- 
stischen Bundesamtes nimmt diese Frage im Ver- 
hältnis zu anderen Problemkreisen nur geringen 
Raum ein. *) 

Seit Einführung des Frauenwahlrechtes stellen die 
Frauen konstant die Mehrheit der Wahlberechtigten. 
Seit der Bundestagswahl 1972 haben sie hinsichtlich 
der Wahlbeteiligung die Männer nahezu eingeholt, 
in den jüngeren Jahrgängen ist die Wahlbeteiligung 
der Frauen sogar größer. 

Auch die Zahl der weiblichen Mitglieder in den 
Parteien ist in den letzten Jahren gestiegen. Sie wird 
zur Zeit angegeben mit (Stand 1. Januar 1976): 

SPD 19,9 ®/o gegenüber 17,3 ®/o im Jahre 1970 
CDU 18,5 ®/o gegenüber 13,6 ®/o im Jahre 1970 
FDP 19,1 ®/o gegenüber 15,0 Vo im Jahre 1970 **) 
CSU 11,1 ®/o gegenüber 10,0 Vo im Jahre 1970 **) 

Die Relation der Wähler- und Mitgliedschaft zu 
Mandaten und Parteiämtern fällt aber deutlich zu- 
ungunsten der Frauen aus. 

Die Zahl der weiblichen Mitglieder des Deutschen 
Bundestages hat seit 1957 ständig abgenommen. 
(1957: 9,2 ®/o; 1972: 5,8 ®/o). In den 11 Länderparla- 
menten waren die Frauen Anfang 1976 mit insgesamt 
6,9 Vo vertreten. Im Jahr 1969 waren es 6,8 Vo, 1972 
betrug der Anteil der Frauen 7,1 %. 

In den Kommunalparlamenten bei Gemeinden über 
20 000 Einwohner sind es entgegen allgemeiner Ver- 
mutung auch nur 8,3 Vo (Stand: 1. Januar 1973). 

Je kleiner die Gemeinde, desto weniger Frauen sind 
in den kommunalen Gremien vertreten. 


*) Bericht der Bundesregierung über die Situation der 
Frauen in Beruf, Familie und Gesellschaft (Drucksache 
V/909; Bericht der Bundesregierung über die Maßnah- 
men zur Verbesserung der Situation der Frau (Druck- 
sache VI/3689) 

**) Schätzwert 


Die Kommission ist der Ansicht, daß die geringe 
Repräsentanz der Frauen in den Parteien die auch 
auf anderen Gebieten des sozialen Lebens noch nicht 
verwirklichte Gleichberechtigung widerspiegelt. Zu- 
gleich ist sie aber auch eine ihrer Ursachen. Der 
Ausschluß der Frauen von politischen Entscheidungs- 
prozessen verhindert, daß der Nachholbedarf an 
Emanzipation durch geeignete Maßnahmen aufgeho- 
ben wird. Die gesetzliche Gleichberechtigung kann 
nicht in die gesellschaftliche Wirklichkeit umgesetzt 
werden, solange die geringe Teilhabe der Frauen an 
politischen Entscheidungen noch fehlende gesell- 
schaftliche Hilfen mitverursacht. 

Da noch immer Hindernisse für die Gleichberechti- 
gung der Frauen bestehen, genügt der Appell, die 
Eigenkräfte zu aktivieren, nicht. Vielmehr müssen 
die Parteien die Frauen ermutigen, politische Mitver- 
antwortung zu übernehmen. 

Zielvorstellung für die Parteien sollte die Gleichbe- 
rechtigung von Frauen und Männern im politischen 
Leben sein, um damit dem demokratischen Anspruch 
aller Bürger auf politischen Einfluß entgegenzu- 
kommen. Für Kandidaturen zu Ämtern und Man- 
daten müssen Persönlichkeit und Erfahrung — unab- 
hängig vom Geschlecht — den Ausschlag geben. Daß 
weibliche Abgeordnete häufig erst durch Nachrücken 
ins Parlament kommen, ist kennzeichnend für die 
Placierung der Frauen auf Wahllisten. Dieses Prinzip 
muß von den Parteien selbst durchbrochen werden. 

Dagegen wird von den Parteiführungen eingewandt, 
daß ihr Einfluß auf die unteren Parteiebenen gering 
sei. Dort aber artikuliere sich der Widerstand gegen 
die Nominierung von Frauen in politische Gremien 
sowohl aufgrund traditioneller Vorbehalte wie aus 
gruppenspezifischen Interessen noch am stärksten. 
Dieses Argument ist teilweise richtig. Es wäre aber 
zu überprüfen, ob dabei nicht auch eine Rolle spielt, 
daß die Repräsentation von Frauen in den Vor- 
standsgremien gering ist. Ebenso muß die Frage ge- 
stellt werden, ob hier nicht der geringe Prozentsatz 
von weiblichen Mitgliedern oder Delegierten in den 
unteren Entscheidungsgremien eine Rolle spielt und 
inwieweit die Parteien ihre Möglichkeiten auf der 
unteren — bürgernahen — Ebene bisher ausge- 
schöpft haben, um für die Mitarbeit der Frauen at- 
traktiver zu werden. 

In den Vorständen der Bundestagsfraktionen beträgt 
die Zahl der Frauen 4 von 30 bei der SPD, 2 von 43 
bei der CDU/CSU, 1 von 7 bei der FDP. 

Die Zusammensetzung der Parteivorstände zeigt ein 
ähnliches Bild (Stand 1. Januar 1976): 

SPD Parteivorstand: 36 davon 3 Frauen 

CDU Bundesvorstand: 33 davon 3 Frauen 

FDP Bundesvorstand: 33 davon 4 Frauen 

CSU Landes vor stand: 44 davon 3 Frauen. 
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Eine bessere Beteiligung der Frauen an den reprä- 
sentativen Gremien einer Partei und damit die kon- 
krete Möglichkeit, politische Mitarbeit deutlich zu 
machen, könnte zu einer besseren Mitwirkung und 
einer gerechteren Wahlpraxis an der Basis führen. 


5.2 Hindernisse für eine stärkere Beteiligung 
der Frauen am politischen Leben 

Als wesentliche Hindernisse für eine stärkere Be- 
teiligung der Frauen am politischen Leben sieht die 
Kommission an: 

5.2.1 Das Vorurteil „Politik ist Männersache“ 

Als Indiz für das noch immer bestehende Vorurteil 
können die Umfrageergebnisse der einschlägigen In- 
stitute gelten. Hier zeichnet sich jedoch eine deut- 
liche Abflachung der Gegnerschaft gegen Frauen in 
der Politik ab. 

Ein weiteres Indiz ist das Verhältnis der Frauen in 
den Kommunalparlamenten jeweils auf die Gemein- 
degröße bezogen. In den Großstädten (und ebenso 
in den Stadtstaaten) mit ihrer insgesamt etwas vorur- 
teilsfreieren Haltung ist der Frauenanteil weit hö- 
her als in kleineren Gemeinden und ländlichen Ge- 
bieten, in denen noch an älteren Traditionen auch in 
bezug auf die Rolle der Frau festgehalten wird. 

Der Anteil weiblicher Parlamentsmitglieder beträgt 
in Städten mit (Stand: Mai 1975): 

500 000 Einwohnern und mehr 13,2 Vo 

200 000 bis 500 000 Einwohnern 12,2 Vo 

100 000 bis 200 000 Einwohnern 12,1 Vo 

50 000 bis 100 000 Einwohnern 10,1 Vo 

30 000 bis 50 000 Einwohnern 8,3%. 

Dabei mag offen bleiben, ob Vorurteile der einzige 
Grund für die unterschiedliche Repräsentation in 
bezug auf die Größe der Kommune sind. 

Wird den Frauen Politik als Männersache deklariert, 
scheuen viele den Weg in die Parteien, auch um sich 
nicht als Frau in Frage gestellt zu sehen. 

überdies entsteht für die Frauen als Ausnahmeer- 
scheinungen ein erheblicher Leistungsdruck, da sie 
unentwegt ihre Eignung beweisen müssen, und damit 
durchgängig höhere Leistungen von ihnen verlangt 
werden. 

5.2.2 Das Rollenverständnis und die Arbeitsteilung 
zwischen Mann und Frau 

Frauen fühlen sich für den familiären Bereich zu- 
ständig, ihre Bindung an die Familie, mindestens so- 
lange die Kinder klein sind, macht eine außerhäus- 
liche Beschäftigung häufig unmöglich. Regelmäßiger 
Besuch der Parteiveranstaltungen verbietet sich 
schon aus zeitlichen Gründen. Es ist eine gängige 
Erfahrung, daß junge Frauen sich in „politische 
Wartestellung" begeben, sobald sie heiraten und 
Kinder bekommen. 


Dazu kommt noch die Abhängigkeit von der Zu- 
stimmung und Mithilfe des Ehemannes, nicht zuletzt 
auch die finanzielle Abhängigkeit. Selbst das Fehlen 
eines eigenes Autos wirkt sich beim Besuch auswär- 
tiger Parteiveranstaltungen oder Wahlen in außer- 
örtliche Gremien aus. Unter der Prämisse, daß es 
ausreicht, „wenn in der Familie einer politisch tätig 
ist, daß der Parteibeitrag für zwei Personen zu hoch 
wäre und daß sie ohnehin nicht in der Lage seien, 
angemessen mitzuarbeiten", verzichten viele Frauen 
von vornherein auf eine Mitgliedschaft in den Par- 
teien und damit auch in öffentlichen Gremien. 

Politisches Engagement bedeutet für die Frauen 
meist eine zusätzliche Belastung; da sie seltener in 
leitenden beruflichen Stellungen stehen, hat die po- 
litische Arbeit durch zeitliche Belastung und Ab- 
wesenheit vom Arbeitsplatz eher eine negative Aus- 
wirkung auf die berufliche Laufbahn. Für den Mann 
dagegen haben politische Positionen häufig eine gün- 
stige Auswirkung auf seine berufliche Karriere. 

Hinderlich für das Engagement in den Parteien wirkt 
sich auch das eigene Rollenverständnis der Frauen 
aus. Immer wieder werden Veranstaltungsklima und 
Umgangston in den Parteien als Grund für die politi- 
sche Abstinenz genannt. Die Konfliktscheu vieler 
Frauen — Folge einer falschen Erziehung — sowie 
die fehlende Übung für das Auftreten in der Öffent- 
lichkeit, führen häufig zu verbaler Passivität. 

Die mangelnde Erfahrung der Frauen hinsichtlich so- 
genannter Führungsqualitäten, etwa auch im beruf- 
lichen Sektor, wirkt sich hemmend auf die Bereit- 
schaft zur Übernahme von Ämtern aus. Sie neigen 
dazu, sich als Schriftführerinnen oder allenfalls Kas- 
siererinnen — jedenfalls für undankbare Tätigkeiten 
— benennen zu lassen, was wiederum ermutigende 
Beispiele für den weiblichen Nachwuchs vermissen 
läßt. 

5.2.3 Geringere politische Bildung der Frauen 

Die insgesamt schlechtere schulische und berufliche 
Bildung der Frauen hat auch ein geringeres politi- 
sches Interesse zur Folge. Zudem wirkt sich auch 
hier die familiäre Bindung hinderlich auf die Teil- 
nahme an politischen Bildungskursen aus. Unter- 
suchungen haben gezeigt, daß politische Probleme 
von Frauen desto weniger wahrgenommen werden, 
je undeutlicher ihr persönliches Betroffensein aus 
ihnen hervorgeht. Dazu würde auch der Hinweis pas- 
sen, daß Frauen in Krisenzeiten eher den Weg in 
eine politische Partei finden. 

Auch seitens der Parteien ist bisher auf die Schu- 
lung des weiblichen Nachwuchses und auf die För- 
derung weiblicher Nachwuchskräfte in dafür geeig- 
neten Stellen nicht genügend Wert gelegt worden. 
Weibliche Kandidaten für bestimmte Positionen ste- 
hen häufig einem gut eingespielten traditionellen 
Geflecht von Beziehungen ihrer mehrheitlich männ- 
lichen Bewerber gegenüber, das sie nicht zum Zuge 
kommen läßt, ohne daß der Grund dafür in mangeln- 
der Schulung oder Qualifikation zu suchen wäre. 
Verwirklichung der Gleichberechtigung beruht auch 
hier auf Verwirklichung von Chancengerechtigkeit. 
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5.2.4 Zahlenbegrenzung durch die 
„Proporz- oder Konzessionsfrau“ 

Diese als Sicherung der Partizipation der Frauen 
gedachte Regelung bringt mehrere Nachteile mit 
sich. Nicht die Person bzw. die Anerkennung der 
Leistung steht im Vordergrund, sondern die Vertre- 
terin einer „Sozialgruppe Frau". Andere qualifizierte 
Bewerberinnen werden mit dem Hinweis darauf, daß 
ja eine Frau vertreten ist, an der Bewerbung und 
damit möglicherweise am Erfolg gehindert. Die 
Frauen sind unter diesen Gegebenheiten gezwungen, 
auf die Berücksichtigung der „Konzessionsfrau" zu 
achten und diskriminieren sich dadurch praktisch 
selbst. Unter Umständen unterbleiben Kandidaturen 
weiterer Frauen, um die Wahl wenigstens der einen 
nicht zu gefährden. Diese Regelung führt also zu 
einer Verfestigung des gegenwärtigen Zustandes. 

Wenn auch die Bestimmungen, die auf die Beteili- 
gung von „mindestens einer Frau" in vielen Gre- 
mien hinauslaufen, immer mehr verschwinden, so 
hat die Tatsache, daß trotzdem häufig nur eine Frau 
gewählt wird, die Diskussion um die „Konzessions- 
frau" wieder neu belebt. Dadurch wird die Möglich- 
keit von aktiven Politikerinnen, als Vorbild zu wir- 
ken, wiederum gemindert. 

5.2.5 Die Machtstruktur in den Parteien 

Alle historischen Erfahrungen weisen aus, daß pri- 
vilegierte Machtpositionen niemals freiwillig aufge- 
geben werden. Das trifft auch auf politische Funk- 
tionen und Ämter zu, die bisher ganz selbstverständ- 
lich allein den Männer zustanden, und auf die von 
Frauen heute Anspruch erhoben wird. Das Eindrin- 
gen der Frau in parteipolitische Einflußbereiche ist 
noch schwerer geworden, seit die Männer den Ge- 
nerationenkampf in verschärfter Form austragen. 

Als Einwand wurde bis vor kurzem die Behauptung 
gebracht, es stünden nicht genügend Frauen für 
politische Führungspositionen zur Verfügung. Allein 
das Mißverhältnis zwischen Kandidaturen für Man- 
date auf allen Ebenen und dem Prozentsatz der tat- 
sächlich in Parlamente einziehenden Frauen be- 
weist das Gegenteil. Bereits im ersten Bericht der 
Bundesregierung zur Situation der Frau in Beruf, 
Familie und Gesellschaft wird darauf hingewiesen, 
daß nur 33 (ohne drei weibliche Abgeordnete von 
Berlin) von den 240 Wahlbewerberinnen für die 
Bundestagswahl 1965 ein Mandat erringen konnten. 
Nur 63 von den 240 Bewerberinnen waren in einem 
Wahlkreis aufgestellt worden, und es waren viel- 
fach aussichtslose Wahlkreise. Die übrigen kandi- 
dierten auf der Landesliste, und, wie die Nachrücker- 
zahlen zeigen, bestenfalls auf mittleren, meist auf 
den hinteren Listenplätzen. 

Für die Bundestagswahl 1972 wurden unter 2 757 
Bewerbern 292 weibliche Kandidaten nominiert, da- 
von kamen 26 (und vier Berlinerinnen) in den Bun- 
destag. Durch Nachrücken gehören heute 36 Frauen 
dem Bundestag an. 


Anzahl der weiblichen Abgeordneten 
ira Deutschen Bundestag 



1. April 1976 

zu Beginn der 
Wahlperiode 

SPD 

16 

13 

CDU 

16 

14 

FDP 

3 

2 

CSU 

1 

1 


36 

30 


Im Prozeß der Kandidatenauswahl der letzten Jahre 
zeigte sich, daß das Angebot an weiblichen Bewer- 
bern sowohl quantitativ wie qualitativ dem der 
Männer standhält. 


5.3 Vorschläge 

Die Aufhebung der gesellschaftlichen Diskriminie- 
rung der Frau erweist sich also auch als eine Auf- 
gabe der Parteien und des Gesetzgebers. Die Kom- 
mission empfiehlt als erste Maßnahme — vor allem 
an die Adresse der Parteien gerichtet — für eine 
verbesserte Partizipation der Frauen am politischen 
Leben: 

— Verstärkte Werbung für politische Bildung unter 
Hinweis auf das existentielle Betroffensein der 
Frauen durch politische Entscheidungen. 

— Bemühungen um eine Veränderung des Arbeits- 
stils der Parteien mit dem Ziel, mehr Frauen an 
die Mitgliedschaft und die politische Mitarbeit, 
besonders auch in den unteren Organen der poli- 
tischen Willensbildung, heranzuführen. 

— Verstärkter Einsatz von Frauen als Rednerinnen 
auf repräsentativen Parteiveranstaltungen oder 
bei Parlamentsdebatten. 

— Verstärkte Schulung von Frauen in den Parteien 
auch in Zusammenarbeit mit Frauenorganisatio- 
nen, staatsbürgerlichen Verbänden und Berufs- 
organisationen. Die politischen Bildungsinstitu- 
tionen sollten ihre Angebote auf eine bessere 
Beteiligung von Frauen überprüfen und dement- 
sprechend gestalten. 

— Größere Aufmerksamkeit der Parteien bei der 
Bundestagswahl und allen nachfolgenden Wah- 
len gegenüber Minderheiten in ihren eigenen 
Reihen und somit auch gegenüber den Frauen bei 
der Kandidatenaufstellung an aussichtsreichen 
Plätzen. Stärkere Berücksichtigung bereits quali- 
fizierter Frauen in den oberen Führungsgremien 
der Parteien und des öffentlichen Lebens, um 
hier eine beispielgebende Vorreiterfunktion 
wahrzunehmen. 

— Durchführung von folgenden Untersuchungen: 

a) Welche Voraussetzungen bieten die unter- 
schiedlichen Wahlsysteme für Frauen unter 
besonderer Berücksichtigung der Entwicklung 


29 




Drucksache 7/5866 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


durch das Panaschieren (bezogen auf die letz- 
ten drei Kommunalwahlen)? Mit Hinblick auf 
Direktwahlen zum Europa-Parlament sollten 
auch internationale Vergleiche herangezogen 
werden. 

b) Welche Ursachen hat die prozentual geringere 
Beteiligung der Frauen in den Gemeindepar- 
lamenten kleinerer Gemeinden bzw. Kreispar- 
lamenten in ländlichen Gebieten? 

Regelmäßige Erhebungen des Statistischen Bundes- 
amtes über die Beteiligung von Frauen an Wahlen 
und ihre Vertretung in politischen Gremien würden 
es ermöglichen, die Entwicklung auf diesem Gebiet 
besser zu verfolgen. 


6 Ausblick 


Der Zwischenbericht der Kommission konnte aus 
den eingangs angeführten Gründen nur einige wich- 
tige Teilbereiche aus dem Gesamtkomplex Frau und 
Gesellschaft aufzeigen, in denen Benachteiligungen 
deutlich werden. Die Vielschichtigkeit der Probleme 
wie auch die Fülle des auszuwertenden Materials 
haben gezeigt, daß der Auftrag des Deutschen Bun- 
destages nur in langfristiger Arbeit erfüllt werden 
kann. 

Es erscheint aber sinnvoll, auf einige der noch nicht 
behandelten Bereiche hinzuweisen, die im Rahmen 
des Gesamtthemas von Bedeutung und bei der Pla- 
nung der weiteren Arbeit zu berücksichtigen sind. 

Bildung und Ausbildung 

Kapitel 2 dieses Berichtes weist bereits darauf hin, 
daß der Bereich der beruflichen Bildung noch nicht 
behandelt werden konnte. Dieses Thema ist wichtig, 
da Fragen der Bildung und Ausbildung, der Weiter- 
bildung im Beruf, aber auch der Entwicklung von 
Berufsbildern, die auf den möglichen Wechsel der 
Aufgabenbereiche der Frauen aufbauen, einen wich- 
tigen Faktor zur Verwirklichung der Chancengleich- 
heit und damit zum Abbau von Benachteiligungen 
darstellen. 

Auch die Untersuchung der Rolle der Massenmedien 
für den Bildungsbereich wird von der Kommission 
für vordringlich gehalten. 

Ein Schwerpunkt der weiteren Arbeit muß auch in 
Fragen nach der Bildungsmotivation der Frauen lie- 
gen. 

Beruf und Arbeitswelt 

Die Hauptprobleme, mit denen die erwerbstätigen 
Frauen in der Arbeitswelt konfrontiert sind, sind in 
Kapitel 3 bezeichnet worden: Ungleiche Bezahlung 
bei gleichwertiger Arbeit, schlechtere Aufstiegschan- 
cen, Mangel an Teilzeitarbeitsplätzen (insbesondere 
an qualifizierter Teilzeitbeschäftigung), Schwierig- 


Aufschlußreich wäre auch zu erfahren, ob sich in den 
Städten Oslo, Trontheim und Asker, wo die Frauen 
in den Gemeinderäten die Majorität erreichten, spür- 
bare Veränderungen in den kommunalpolitischen 
Zielsetzungen abzeichnen. 

Weitere Empfehlungen für Maßnahmen zur Über- 
windung der gesellschaftlichen Diskriminierung der 
Frauen, die insbesondere in dem Rollenverständnis 
und der traditionellen Arbeitsteilung zwischen Mann 
und Frau und der geringeren politischen (und beruf- 
lichen) Bildung der Frauen begründet ist, können im 
Rahmen dieses Zwischenberichtes noch nicht vorge- 
legt werden, sie bedürfen noch systematischer und 
abschließender Formulierung. 


keiten bei der Rückkehr ins Erwerbsleben, sowie 
mangelnde Vorbereitung auf Führungsaufgaben. 

Weiter will die Kommission prüfen, ob Möglichkei- 
ten zur Entwicklung langfristiger Beschäftigungs- 
muster für Berufslaufbahnen bestehen, die auch Zeit- 
räume mit eingeschränkter oder nicht-kontinuier- 
licher Erwerbstätigkeit vorsehen. 

Um die Chancengleichheit am Arbeitsplatz zu ge- 
währleisten, müssen auch für Frauen Kriterien gel- 
ten, die ihre tatsächliche Leistung berücksichtigen. 
In diesem Zusammenhang ist zu untersuchen, wel- 
che Auswirkungen Rezessionen auf die Situation der 
weiblichen Arbeitnehmer haben. Auch der Einfluß 
struktureller Veränderungen und damit verbunden 
z. B. die Situation der Landfrauen und der in Fami- 
lienbetrieben tätigen Frauen muß behandelt werden. 

Ferner muß nach Wegen gesucht werden, die Mit- 
wirkung von Frauen in den Vertretungsorganen der 
Arbeitnehmer nach dem Betriebsverfassungs-, Perso- 
nalvertretungs- und Mitbestimmungsgesetz zu för- 
dern, weil von dort entscheidende Impulse für eine 
Verbesserung der Stellung der Frau in der Arbeits- 
welt ausgehen können. 

Familie und Erwerbstätigkeit 

Die Bewältigung familiärer und außerhäuslicher Auf- 
gaben bedeutet für viele Frauen eine Mehrfachbela- 
stung; sie schränkt überdies die Chancengleichheit 
im Erwerbsleben ein. Die damit verbundenen Pro- 
bleme — von denen vor allem auch alleinstehende 
Mütter betroffen sind, die aus materiellen Gründen 
eine Erwerbstätigkeit aufnehmen müssen — werden 
ein Schwerpunkt der weiteren Arbeit sein. Schon an- 
geschnittene Fragenbereiche müssen vertieft und er- 
gänzt werden. 

Dazu gehören: Gestaltung der Arbeitszeit, Hilfen 
am Arbeitplatz, Möglichkeiten der Weiterbildung 
unter Berücksichtigung der Aufgaben in Beruf und 
Familie, Möglichkeiten der Arbeitsplatzsicherung bei 
vorübergehender Unterbrechung der Erwerbstätig- 
keit, Regelungen bei Krankheits- und Pflegefällen in 


30 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5866 


der Familie, Umschulungs- und Rückgliederungsmaß- 
nahmen (auch seitens der Betriebe), 

Frau und Familie 

Angesichts der schnellen strukturellen Veränderun- 
gen in der modernen Gesellschaft muß der Frage 
nach Stellung und Aufgaben der Frau in der Familie 
besondere Bedeutung zugemessen werden. Die Kom- 
mission wird untersuchen, welche Maßnahmen die 
Situation der in Haushalt und Familie tätigen Frauen 
verbessern können. Immer wieder wird die Verant- 
wortung dieser Frauen gelobt, ihre Leistungen wer- 
den jedoch nicht genügend anerkannt. Besondere 
Aufmerksamkeit wird dabei der Lage der kinder- 
reichen Mütter und derjenigen Frauen gewidmet 
werden, die die Pflege von älteren oder behinderten 
Familienangehörigen übernommen haben. 

Soziale Sicherung 

Wie in Kapitel 4 erwähnt wurde, muß die Diskussion 
dieses Fragenbereichs weitergeführt werden. Zu- 
nächst sind Modellrechnungen erforderlich. Aufgrund 
der dadurch ermittelten Erkenntnisse wird eine ver- 
gleichende Bewertung der verschiedenen denkbaren 
Systeme möglich. 

Befriedigende Lösungen sind nur langfristig zu er- 
reichen. Deshalb muß die bisher noch nicht vorge- 
nommene Prüfung von Ubergangslösungen Vorrang 
haben. 

Stellung im öffentlichen Leben 

Die Kommission hat sich zunächst mit der Stellung 
der Frau in der Politik befaßt. Frauen sind aber auch 
in vielen anderen Gremien, leitenden Funktionen 
und Entscheidungszentren unterrepräsentiert. Auf- 
gabe der Kommission wird es sein, Funktionen und 
Einfluß der Frauen im öffentlichen Leben zu unter- 
suchen und zu prüfen, wie Frauen stärker für das 
Engagement in der Öffentlichkeit motiviert werden 
können. Dazu müßte auch überlegt werden, wie die 
Leistungen der Frauen im öffentlichen Leben stärker 
herausgestellt werden. 

Recht 

Nicht in den Zwischenbericht aufgenommen wurde 
die bisherige Arbeit der Arbeitsgruppe Recht. Diese 
will zunächst abwarten, welche Vorschläge in den 
anderen Arbeitsgruppen entwickelt werden. Auf- 
grund ihrer Vorarbeiten wird die Arbeitsgruppe 


Recht später zu prüfen haben, wie die Vorschläge 
rechtlich abgesichert (und in praktikable Reformvor- 
schiäge gegossen) werden können. Dabei wird auch 
noch ausführlich zu der eingangs nur kurz angespro- 
chenen Frage der verfassungsrechtlichen Verpflich- 
tungen Stellung genommen werden müssen, die sich 
aus den Artikeln 2, 3 und 6 Grundgesetz ergeben. 
Außerdem wird zu untersuchen sein, inwieweit in 
bestehenden Gesetzen noch Ungleichbehandlungen 
vorhanden sind. Hier sind vor allem das Steuer-, 
Arbeits- und Sozialrecht zu nennen. 

Internationale Vergleiche 

Der Auftrag an die Kommission umfaßt auch inter- 
nationale Vergleiche. Hier konnte umfangreiches 
Material gesammelt werden. Die Thematik muß die 
Kommission noch präzisieren, da die vorhandenen 
Erhebungen selten vergleichbar sind. 

Es wäre nicht sinnvoll, den vergleichenden Studien, 
die von verschiedenen Institutionen durchgeführt 
wurden und werden (z. B. von der ILO, der Euro- 
päischen Gemeinschaft, der UNESCO), eine weitere 
hinzuzufügen. Für eine Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages wird aber interessant sein 
festzustellen, wie andere mit der Bundesrepublik 
vergleichbare Staaten die Situation der Frauen auf 
dem Wege der Gesetzgebung zu verbessern suchen, 
so zum Beispiel Großbritannien mit dem im Dezem- 
ber 1975 erlassenen Sex Discrimination Act. 

Nach Ansicht der Kommission ist in der öffentlichen 
Diskussion bisher eine Frage zu kurz gekommen: 
Welche Auswirkungen hat die veränderte Situation 
der Frauen auf das Rollenverständnis der Männer? 
Gleichberechtigung für den einen Partner bedeutet 
Abbau von Privilegien des anderen. Ein solcher Pro- 
zeß verläuft nicht konfliktfrei. Es muß nach Möglich- 
keiten gesucht werden, Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die eine Lösung dieser Konflikte erleich- 
tern und die Voraussetzungen für Partnerschaft an- 
bieten. 

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen können für 
die weitere Arbeit Prioritäten gesetzt werden. Damit 
würde gleichzeitig deutlich, welche Probleme bzw. 
Problembereiche die Kommission meint in einer be- 
stimmten Zeit so bearbeiten zu können, daß der 
Auftrag des Deutschen Bundestages, Vorschläge für 
konkrete Maßnahmen vorzulegen, erfüllt wird. 

Die Kommission empfiehlt dem Deutschen Bundes- 
tag, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die 
Enquete-Komission Frau und Gesellschaft ihre Arbeit 
in der nächsten Legislaturperiode zu Ende führen 
kann. 


Bonn, den 10. November 1976 


Frau Dr. Timm 

Vorsitzende 


Frau Schleicher 

Stellv. Vorsitzende 
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Ausgewählte statistische Daten zur Situation der Frauen 
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Allgemeine Daten 

Ende 1975 betrug die 

Wohnbevölkerung^) insgesamt 61,645 Millionen 

Frauen 32,263 Millionen = 52,3 % 

Männer 29,382 Millionen 


Alter am 31. Dezember 1974 J 

insgesamt 

in 

weiblich 

1 000 

weiblich 

o/o 

{von ins- 
gesamt) 

unter 15 Jahren 

13 484 

6 574 

48,8 

15 bis unter 65 Jahre 

39 641 

20 283 

51,2 

65 und mehr Jahre 

8 866 

5 530 

62,4 


Bis zum Alter von etwa 45 Jahren ist der Anteil der 
Frauen etwas kleiner als derjenige der Männer. In 
den folgenden Altersjahren steigt der Anteil der 
Frauen, der bei den über 75jährigen Frauen sogar 
zwei Drittel der Bevölkerung ausmacht. Das hängt 
vor allem mit den Kriegsverlusten und der höheren 
Sterblichkeit der Männer zusammen. 

Quelle: Statistisdies Bundesamt 

Die Frau in Familie, Beruf und Gesellsdiaft 1975, 

Hrsg.: Statistisdies Bundesamt, Wiesbaden, Verlag: 

W. Kohlhammer, Stuttgart und Mainz, S. 9 


Wohnbevölkerung nach Altersgruppen 
am 31. Dezember 1974 


von . . . bis . . . 
unter . . . Jahren 

Männer 

in 

1 Frauen 

1 000 

unter 15 

6910 

6 574 

15 bis 20 

2 292 

2 168 

20 bis 30 

4 201 

4 004 

30 bis 40 

4 984 

4 560 

40 bis 50 

3 894 

3 855 

50 bis 60 

2 541 

3 581 

60 bis 65 

1 446 

2 114 

65 und mehr 

3 336 

5 530 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Von den 23,6 Millionen Frauen im Alter von 20 und 
mehr Jahren (Mai 1975) waren 



1 000 

o/o 

verheiratet 

15 420 

65,4 

ledig 

2 850 

12,1 

verwitwet 

4 504 

19,1 

geschieden 

817 

3,5 

verheiratet 

15 420 

65,4 

unverheiratet 

8 171 

34,6 


Von den 25,6 Millionen Frauen über 15 Jahre (Mai 
1975) hatten 

8.6 Millionen Kinder unter 18 Jahren 

640 000 dieser Mütter waren allein- 
stehend 

7.6 Millionen Kinder unter 15 Jahren 

513 000 dieser Mütter waren allein- 
stehend 

3,3 Millionen Kinder unter 6 Jahren 

159 000 dieser Mütter waren allein- 
stehend 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Mütter mit Kindern unter 18 Jahren in der Familie 

3,9 Miliioiieri Frauen hatten 1 Kind 

3,0 Millionen Frauen hatten 2 Kinder 

1,2 Millionen Frauen hatten 3 Kinder 

0,6 Millionen Frauen hatten 4 und mehr Kinder 


Das durchschnittliche Heiratsalter lediger Frauen 
und Männer betrug: 



Frauen 

1 Männer 

Jahre 

1950 

25,4 

28,1 

1972 

22,9 

25,5 

1974 

22,9 

25,6 


Das Durchschnittsalter der Mütter bei der Geburt 
des ersten Kindes lag 1974 bei 24,7 Jahren. 

Die durchschnittliche Kinderzahl beträgt zur Zeit 
1,9 Kinder (bezogen auf alle Mütter). 

Die durchschnittliche Lebenserwartung Neugebore- 
ner beträgt nach der Allgemeinen Sterbetafel 1970/72 
für die 


weibliche Bevölkerung 73,83 Jahre 

männliche Bevölkerung 67,41 Jahre 

Kinder, die in der Familie leben 
Quelle: Statistisches Bundesamt 


Entwicklung der durchschnittlichen Lebenserwartung 


Die durchschnittliche Lebenserwartung Neugeborener betrug 



1871/80 

1910/11 

1932/34 

1949/51 

1960/62 

1970/72 


Jahre 

für die weibliche Bevölkerung 

38,45 

50,68 

62,81 

68,48 

72,39 

73,83 

für die männliche Bevölkerung 

35,58 

47,41 

59,85 

64,56 

66,86 

67,41 


Quelle: Die Frau in Familie, Beruf und Gesellschaft, a. a. O. S. 65 
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Schulbildung 

Als höchsten Schulabschluß nannten Frauen und Männer über 15 Jahre im April 
1971 


Höchster Abschluß 

insgesamt 

1 000 

Frauen 

®/o 

Männer 

Vo 

Volksschule ohne Lehre 

17 359 

72,4 

27,6 

Volksschule mit Lehre 

16 113 

38,9 

61,1 

Mittlere Reife 

4 255 

60,9 

39,1 

Abitur 

731 

42,4 

57,6 

Berufsfach/Fachschule 

2 833 

39,1 

60,9 

Hochschule/Universität 

1 028 

30,2 

69,8 

ohne Angabe noch in Ausbildung 

3311 

46,7 

53,3 


Anders ausgedrückt: 

Von den über 15jährigen hatten 



Frauen | Männer 

Vo 

Volks schulbilduna ohne Lehre 

50,9 22,9 

25.4 47,0 

10.5 8,0 

1,3 2,0 

4,5 8,2 

1,3 3,4 

Volksschulbildung mit Lehre 

Mittlere Reife 

Abitur 

Berufsfach/Fachschule 

Hochschule/Universität 


Quelle: Die Frau in Familie, Beruf und Gesellschaft, a. a. O. S. 135 


Eine Aufgliederung der Tabelle „Höchster Schulabschluß" nach Altersgruppen 
zeigt, daß jüngere Frauen eine qualifiziertere Ausbildung haben als ältere. Das 
Bildungsdefizit der Frauen hat sich also verringert, besteht aber nach wie vor. 
Dieser Trend findet seine Bestätigung in der Entwicklung der Schülerzahlen in 
den verschiedenen Schulgattungen sowie in den Abiturienten- und Studenten- 
zahlen. 


36 





Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5866 


Schüler nach Schulgattimg in den Schuljahren 1957/58 und 1975/76 


Schulart 

1957/58 

1975/76 ') 

Mädchen | 

Jungen 

Mädchen | 

Jungen 

Vo 

o/o 

Volksschulen 

80,8 

77,3 

64,0 

64,6 

Sonderschulen 

1.5 

2,7 

3,2 

4,6 

Realschulen 

6,4 

5,2 

12,8 

10,3 

Gymnasien 

11,3 

15,4 

18,4 

18,9 

Gesamtschulen 

— 

— 

1,7 

1.7 


100 

100 

100,0 

100,0 


h vorläufiges Ergebnis 
Quelle: Statistisches Bundesamt 


Abiturienten mit bestandener Reifeprüfung aus 
Gymnasien und Gesamtschulen 


Abgangsjahr 

insgesamt 

1 weiblich 

weiblich 

O/ü 

(von ins- 
gesamt) 

in 

1 000 

1957 

43 

14 

33,9 

1961 

58 

21 

36,0 

1965 

49 

17 

35,5 

1969 

77 

30 

39,4 

1972 

91 

39 

42,3 

1973 2) 

97 

42 

43,7 

1974 2) 

110 

49 

45,0 


Gesamtschulen ab 1971 
") vorläufiges Ergebnis 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Anteil der Frauen an den Studenten an wissenschaft- 
lichen einschließlich pädagogischen Hochschulen 


Winter- 

semester 

Studenten insgesamt 

insgesamt | weiblich 

in 1 000 

weiblich 

o/o 

(von ins- 
gesamt) 

1957/58 

185 

42 

22,7 

1961/62 

268 

71 

26,5 

1965/66 

304 

84 

27,6 

1970/71 

412 

126 

30,7 

1971/72 

463 

149 

32,1 

1972/73 

509 

167 

32,9 

1973/74 

558 

190 

34,1 

1974/75 

602 

215 

35,6 

1975/76 

637 

230 

36,2 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Hochschulstatistik 
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Bei der Wahl des Studienfaches entschieden (und entscheiden) sich viele Frauen 
für solche Fächer, die traditionell als „weiblich" gelten. 

Der Anteil der Studentinnen an Pädagogischen Hochschulen ist überdurchschnitt- 
lich. 


Deutsche Studenten im Wintersemester 1972/73 an wissenschaftlichen 
einschließlich pädagogischen Hochschulen nach Studienhereichen 


Studienbereich 

insgesamt | 

weiblich 


Anzahl 

1 

o/o 

Sprach- und Kulturwissenschaften .... 

60 182 

25 948 

43,1 

Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 

103 025 

16415 

15,9 

Mathematik und Naturwissenschaften . 

64 104 

11 952 

18,6 

Medizin 

45 283 

10 976 

24,2 

Agrar-, Forst- und 

Ernährungswissenschaften 

7 352 

2210 

30,1 

Ingenieurwissenschaften 

56 959 

2 448 

4,3 

Kunst, Kunstwissenschaft, Gestaltung . 

4 648 

2 088 

44,9 

sonstige Fächer und ungeklärt 

2 359 

562 

23,8 

Lehramtsprüfungen zusammen 

189 590 

99 886 

52,7 

insgesamt , . , 

533 502 

172 485 

32,3 


Quelle; Statistisches Bundesamt, Hochschulstatistik 
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Berufliche Ausbildung 

Viele junge Mädchen rechnen nur mit einem mehr 
oder weniger kurzen Berufsleben und unterziehen 
sich deshalb keiner umfassenden Berufsausbildung. 
So ist zum Beispiel bei allen Gehalts- und Lohn- 
strukturerhebungen seit 1957 der Anteil der voll- 
beschäftigten Arbeiter unter 18 Jahren an der Ge- 
samtzahl der vollbeschäftigten Arbeiter bei den 
Frauen größer als bei den Männern: 


Anteil der Arbeiter unter 18 Jahren 



Männer | 

Frauen 

«/o 

1957 

2,0 

8,5 

1962 

1,0 

5,4 

1966 

1,2 

6,8 

1972 

1,0 

4,6 


Quelle: Wirtschaft und Statistik 11/75, 

Hrsg.: Statistisches Bundesamt Wiesbaden, 
Verlag: W. Kohlhammer, Stuttgart und Mainz 


Dagegen betrug der Anteil der gewerblich Auszu- 
bildenden im produzierenden Gewerbe im Oktober 
1972 (gemessen an der Gesamtzahl der Arbeiter) bei 
den Männern 6,2 ®/o, bei den Frauen aber nur 1,5 ®/o. 

Wesentliche Unterschiede zeigen sich im beruflichen 
Ausbildungsstand der männlichen und weiblichen 
Arbeiter im produzierenden Gewerbe. 1972 (wie 
auch bei allen vorangegangenen Erhebungen) über- 


wogen bei den Männern die qualifizierten Arbeits- 
kräfte (Leistungsgruppe 1), bei den Frauen hingegen 
die angelernten und ungelernten Arbeitskräfte (Lei- 
stungsgruppe 2 und 3) : 

Von 100 männlichen bzw. weiblichen Arbeitern ge- 
hörten zur 



Männer 

Frauen 

Leistungsgruppe 1 ^) 

Leistungsgruppe 2 

Leistungsgruppe 3 

59 6 

29 44 

12 50 


Quelle; Wirtschaft und Statistik 11/75 


^) Anmerkung: 

Die Arbeiter werden in 3 Leistungsgruppen eingeteilt. 
Leistungsgruppe 1: Arbeiter, die besonders schwierige 
oder verantwortungsvolle oder vielgestaltige Arbeiten 
ausführen (Facharbeiter). 

Leistungsgruppe 2: Arbeiter, die mit gleichmäßig wie- 
derkehrenden oder mit weniger schwierigen und weni- 
ger verantwortungsvollen Arbeiten beschäftigt wer- 
den [angelernte Arbeiter). 

Leistungsgruppe 3: Arbeiter, die einfache, als Hilfs- 
arbeit zu bewertende Tätigkeiten verrichten [unge- 
lernte Arbeiter). 

In einzelnen Wirtschaftszweigen weicht die Quali- 
fikationsstruktur der Arbeiter von diesen Zahlen ab, 
es gibt aber keinen Wirtschaftszweig, in dem bei 
den Frauen der Anteil der qualifizierten Kräfte auch 
nur annähernd den entsprechenden Anteil bei den 
Männern erreichte. In den meisten Wirtschaftszwei- 
gen war der Anteil der ungelernten Arbeitskräfte 
bei den Frauen sogar um ein Mehrfaches höher als 
bei den Männern. 


Verteilung der Arbeiter der höchsten tarifmäßigen Altersstufe 
nach Leistungsgruppen im produzierenden Gewerbe (1972) 


Jahr 


Männer Vo 



Frauen Vo 


Leistungsgruppe 

1 

1 2 1 

3 

1 

1 2 1 

3 

1951 

58 

25 

17 

12 

46 

42 

1957 

56 

29 

15 

5 

47 

48 

1962 

56 

32 

12 

5 

50 

45 

1966 

57 

32 

11 

6 

49 

45 

1972 

59 

29 

12 

6 

44 

50 


Die Hälfte der weiblichen Arbeiterschaft bestand also aus ungelernten Kräften. 
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Bei den für Frauen wichtigen, d. h. zahlenmäßig stark besetzten Wirtschafts- 
zweigen ergab sich 1966 und 1972 folgende prozentuale Verteilung auf die drei 
Leistungsgruppen : 




1966 

1 


1972 


Frauen je Leistungsgruppe ®/o 

1 

2 1 

3 1 

1 

2 1 

3 

Elektrotechnik 

2 

41 

57 

2 

36 

62 

Bekleidungsgewerbe 

17 

69 

14 

15 

69 

16 

Textilgewerbe 

8 

66 

26 

5 

58 

37 

Eisen/Blech/Metallwarenindustrie . 

2 

41 

57 

3 

32 

65 

Nahrungs-ZGenußmittel 

5 

15 

80 

2 

17 

81 

Chemische Industrie 

1 

40 

59 

2 

50 

48 


Quelle: Wirtschaft und Statistik 11/75 


Bei der Berufswahl konzentrieren sich die Wünsche der Mädchen auf weniger 
Bereiche. Dabei stehen „typische Frauentätigkeiten" im Vordergrund: 


Rangfolge der am stärksten besetzten Ausbildungsberufe 


53,8 »/o 

aller Jungen lernen 

76,7 »/o 

aller Mädchen lernen 

1. Kraftfahrzeugmechaniker 

1. Verkäuferin 

2. Elektroinstallateur 

2. Friseuse 

3. Maschinenschlosser 

3. Industriekaufmann 

4. Industriekaufmann 

4. Bürokaufmann 

5. Kaufmann im Groß- und Außenhandel 

5. Arzthelferin 

6. Werkzeugmacher 

6. Bankkaufmann 

7. Bankkaufmann 

7. Kaufmann im Groß- und Außenhandel 

8. Starkstromelektriker 

8. Zahnarzthelferin 

9. Maler und Lackierer 

9. Einzelhandelskaufmann 

10. Gas- und Wasserinstallateur 

10. Bürogehilfin 

11. Fernmeldehandwerker 

11. Rechtsanwaltsgehilfin 

12. Maurer 

12. Verkäuferin im Nahrungsmittelhandel 

13. Tischler 

13. Gehilfin in wirtschafts- und steuerberatenden 


Berufen 

14. Technischer Zeichner 

14. Apothekenhelferin 

15. Einzelhandelskaufmann 

15. Bekleidungsfertigerin 

über drei Viertel aller Mädchen, die einen Beruf er- 

wähl ergeben sich erhebliche Unterschiede. Die Jun- 

lernen, beschränken sich auf nur 15 Berufe. Bei den 

gen entscheiden sich überwiegend für Industrie und 

Jungen ist es nur gut die Hälfte. Auch in der Berufs- 

Handwerk, Mädchen für Dienstleistung. 


Quelle: Strukturdaten BMBW, zit. nach: Frauen und Bildung, Hrsg.: Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
desministerium für Bildung und Wissenschaft 
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Erwerbsbeteiligung 

Von den 20,2 Millionen Frauen im erwerbsfähigen Alter (15 bis 65 Jahre) waren 
im Mai 1975 46,4 ®/o erwerbstätig. 

Insgesamt waren erwerbstätig (Mai 1975) 

26 Millionen 

davon Frauen 9,6 Millionen = 37,1 Vo 

Männer 16,3 Millionen = 62,9 ®/o 

Von den 9,6 Millionen erwerbstätiger Frauen war der größte Teil verheiratet 
(Mai 1975): 

verheiratet 5,9 Millionen = 61,2 ®/o 

ledig 2,7 Millionen = 28,1 «/o 

verwitwet 0,5 Millionen = 5,6 Vo 

geschieden 0,5 Millionen = 5,1 Vo 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Erwerbsquoten 1975 

Erwerbspersonen auf 100 Männer bzw. Frauen 

(Erwerbspersonen im Alter von 15 und mehr Jahren) 


von . . . 
bis unter 
. . . Jahren 

Männer 

insgesamt 

Frauen 

insgesamt 

Frauen 

ledig 

verheiratet 

geschieden 

verwitwet 

15 bis 2G 

57,2 

50,6 

50,1 

57,9 

— 

20 bis 25 

79,9 

68,4 

75,3 

62,1 

81,8 

25 bis 30 

90,6 

56,7 

82,1 

51,2 

82,1 

30 bis 35 

97,3 

51,4 

86,7 

47,1 

79,0 

35 bis 40 

98,2 

50,0 

90,6 

45,9 

74,1 

40 bis 45 

98,0 

51,0 

89,3 

46,5 

70,8 

45 bis 50 

96,8 

51,6 

89,5 

45,6 

69,5 

50 bis 55 

93,1 

47,4 

85,1 

40,3 

58,0 

55 bis 60 

85,7 

38,4 

77,7 

31,8 

42,5 

60 bis 65 

58,3 

16,4 

35,6 

14,1 

15,7 

65 und mehr 

11,0 

4,4 

9,1 

4,9 

3,2 

15 bis 60 

88,3 

52,0 

65,7 

46,4 

61,6 

15 bis 65 

86,0 

48,2 

64,4 

43,6 

51,5 

insgesamt . . . 

74,5 

38,8 

57,6 

39,1 

20,3 


0 nach Altersjahren 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Mehr als ein Drittel aller Erwerbstätigen sind Frauen 

Von den Frauen im Alter von 15 bis 60 Jahren arbeiteten im Mai 1975 50 Vo. 
(Von den ledigen Frauen 62,8 Vo und von den verheirateten 44,9 Vo). 

Die Erwerbsquote der Frauen im Alter von 15 bis 65 Jahren liegt bei 48,2 Vo, die 
entsprechende der Männer bei 86,0 Vo (Mai 1975). 

Die Erwerbsbeteiligung der Frauen hat in den letzten zehn Jahren in der Mehr- 
zahl der Altersgruppen zum Teil beträchtlich zugenommen. 

Gesunken ist sie in der Altersgruppe der 15- bis 20jährigen Frauen, bedingt durch 
die verlängerte Schulbildung. 

Erwerbstätige Mütter (Mai 1975) 

1,1 Millionen hatten 1,3 Millionen Kinder^) unter 6 Jahren 
3,0 Millionen hatten 4,9 Millionen Kinder unter 15 Jahren 
3,5 Millionen hatten 6,1 Millionen Kinder unter 18 Jahren 

h Kinder, die in der Familie leben 
Quelle: Statistisches Bundesamt 


Im Vergleich zu den Männern sind relativ mehr Frauen als Angestellte und 
weniger Frauen als Arbeiterinnen tätig (Mai 1975): 



Angestellte | 

Arbeiter 


Vo 


Frauen 

47,6 

32,4 

Männer 

26,9 

49,1 


Der größere Teil der erwerbstätigen Frauen — auch der verheirateten — leistet 
eine Arbeitszeit von 40 oder mehr Wochenstunden: 


Normalerweise geleistete Arbeitszeit pro Woche 



ledig 

1 verheiratet | 

verwitwet 

geschieden 

in 1 000 

bis 20 Stunden 

40 

1 107 

68 

32 

21 bis 39 Stunden 

111 

869 

65 

58 

40 und mehr 

2 372 

2 555 

225 

360 


(abhängig erwerbstätige Frauen außerhalb der Land- und Forstwirtschaft von 
15 bis 65 Jahren, Mai 1975) 


Quelle; Statistisches Bundesamt 

Von den weiblichen Erwerbstätigen waren im Mai 1975 tätig 


in der Land- und Forstwirtschaft 9,5 Vo 

im produzierenden Gewerbe 31,2 Vo 

im tertiären Bereich ^) 59,3 Vo 


^) Handel, Verkehr, Kreditinstitute, Versicherungen, Dienstleistungen, Gebietskörper- 
schaften 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Beschäftigte in der Industrie nach der Stellung im Betrieb (September 1974): 



insgesamt | Frauen 

in 1 000 

Frauen 

»/o 

Tätige Inhaber und tätige Mitinhaber . 

44 

7 

15,9 

Kaufmännische und Verwaltungsange- 
stellte 

1 156 

558 

48,3 

Technische Angestellte 

969 

91 

9,4 

Facharbeiter 

2 255 

209 

9,3 

Sonstige Arbeiter 

3 422 

1 386 

40,5 

Kaufmännisch Auszubildende 

95 

53 

55,8 

Gewerblich Auszubildende 

218 

17 

7,8 


ohne gewerblich Auszubildende 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Erwerbstätige im Mai 1973 nach Berufsabschnitten 


Berufsabschnitt 

insgesamt 

1 Frauen 

Frauen 

«/o 

in 

1 000 

Textil- und Bekleidungsberufe 

637 

503 

79,0 

Allgemeine Dienstleistungsberufe 

1 474 

1 193 

80,9 

Gesundheitsdienstberufe 

767 

586 

76,3 

Warenprüfer, Versandfeitigmacher 

424 

248 

58,4 

Warenkaufleute 

2 082 

1 226 

58,9 

Organisations-, Verwaltungs-, Büroberufe 

4 751 

2 505 

52,7 

Sozial- und Erziehungsberufe, anderweitig nicht genannte geistes- 




und naturwissenschaftliche Berufe 

815 

418 

51,3 

Lederhersteller, Leder- und Fellverarbeiter 

145 

73 

50,3 

Pflanzenbauer, Tierzüchter, Fischereiberufe 

1 967 

1 012 

51,5 

Montierer und Metallberufe (anderweitig nicht genannte) 

354 

158 

44,7 

Hilfsarbeiter (ohne nähere Tätigkeitsangaben) 

1 181 

475 

40,2 

Schriftwerkschaffende, schriftwerkordnende sowie künstlerische 




Berufe 

200 

68 

33,9 

Dienstleistungskaufleute und zugehörige Berufe 

637 

238 

37,4 

Ernährungsberufe 

556 

201 

36,1 

Keramiker, Glasmacher 

73 

24 

32,2 

Chemiearbeiter, Kunststoffverarbeiter 

293 

75 

25,5 

Papierhersteller, -Verarbeiter, Drucker 

251 

63 

24,9 

Holzaufbereiter, Holzwarenfertiger und verwandte Berufe 

69 

14 

20,7 

Techniker, Technische Sonderfachkräfte 

915 

134 

14,7 

Metallerzeuger, -Bearbeiter 

740 

91 

12,3 

Verkehrsberufe 

1 741 

183 

10,5 

Elektriker 

688 

53 

7,7 

Ordnungs-, Sicherheitsberufe 

1 022 

59 

5,8 

Steinbearbeiter, Baustoffhersteller 

63 

/ 

1 

Maler, Lackierer und verwandte Berufe 

308 

14 

4,4 

Schlosser, Mechaniker und zugeordnete Berufe 

1 971 

64 

3,2 

Bau-, Raumausstatter, Polsterer 

199 

8 

4,0 

Maschinisten und zugehörige Berufe 

356 

10 

2,7 

Ingenieure, Chemiker, Physiker, Mathematiker 

473 

8 

1,6 

Tischler, Modellbauer 

316 

/ 

/ 

Bauberufe 

1 057 

/ 

/ 

Bergleute, Mineralgewinner 

156 

/ 

/ 

Sonstige Arbeitskräfte 

387 

261 

67,4 

insgesamt . . . 

27 066 

9 974 ' 

36,8 


Ergebnis des Mikrozensus (einschließlich Ausländer) (Statistisches Bundesamt) 

/ = wenn Tabellenfeld in der Stichprobe weniger als 50 Fälle (hochgerechnet 5 000) aufweist. 
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Zur Lohnsituation 


Der durchschnittliche Bruttostundenverdienst der Arbeiter 
in der Industrie betrug 1975 

in DM 



insgesamt 

Leistungsgruppen 0 

1 1 2 1 3 

Männer 

Frauen 

10,40 

7,52 

11,02 9,90 8,82 

8,11 7,65 7,30 



Die ungelernten männlichen Arbeiter hatten also im allgemeinen höhere Ver- 
dienste als die weiblichen Facharbeiter. 

h siehe Anmerkung S. 39 
Quelle: Statistisches Bundesamt 


Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der Angestellten in Industrie und 
Handel nach ausgewählten Wirtschaftszweigen (1975) 



Kaufmännische und 
technische Angestellte 

Männer [ Frauen 

DM 

Industrie und Handel 

2 468 

1 570 

darunter: 



Chemische Industrie 

2 741 

1 950 

Maschinenbau 

2 586 

1 678 

Elektrotechnische Industrie 

2 638 

1 757 

Textilindustrie 

2 343 

1 580 

Bekleidungsindustrie 

2 275 

1 596 

Nahrungs- und Genußmittel 

2 425 

1 663 

Hoch- und Tiefbau 

2 832 

1 726 

Handel, Kreditinstitute, Versicherungsgewerbe . . 

2 190 

1 472 

darunter: 



Großhandel 

2 213 

1 497 

Einzelhandel 

1 999 

1 279 

Kredit- und sonstige Finanzierungsinstitute .... 

2 280 

1 742 

Versicherungsgewerbe 

2 387 

1 781 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Monatliches Nettoeinkommen der Erwerbstätigen 
im Alter von 20 und mehr Jahren (1974) 


von . 

. bis unter . 

. DM 

Männer 

1 Frauen 

in 

1 000 

unter 300 . . . . 



215 

466 

300 bis 600 . . . . 



192 

1 732 

600 bis 800 . . . . 



542 

1 638 

800 bis 1 000 



2 152 

1 455 

1 000 bis 1 200 



3 419 

912 

1 200 bis 1 600 . . . . 



4 305 

698 

1 600 bis 2 000 . . . . 



1 744 

241 

2 000 bis 2 500 



962 

96 

2 500 und mehr . . . . 



1 035 

62 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Aufstiegschancen 


Erwerbstätige (mit Schulabschluß) mit leitender oder aufsichtsführender Tätigkeit 

(Mai 1970) 



insgesamt 

in 

1 Frauen 

1 000 

Industriemeister 

545,7 

8,3 

Kolonnenführer 

557,7 

29,3 

GeschäftsleiterZ-führer 

359,0 

46,8 

Sonstige 

1 612,3 

279,6 

zusammen . . . 

3 074,6 

364,0 

Nicht mit leitender oder aufsichtsführender ' 



Tätigkeit 

21 231,6 

8 512,2 


Quelle: Die Frau in Familie, Beruf und Gesellschaft, a. a. O. S. 103 


Vollbeschäftigte Beamte, Richter und Angestellte bei Bundesbehörden 
und -betrieben am 30. Juni 1974 


1 

insgesamt | Frauen 

Vo Frauen 

Beamte und Richter 



Höherer Dienst 

19 269 606 

3J 

Gehobener Dienst 

89 796 4 527 

5,0 

Mittlerer Dienst 

316 064 43 154 

13,7 

Einfacher Dienst 

159 678 4 106 

2,6 

zusammen . . . 

584 807 52 393 

9,0 

Angestellte 



Höherer Dienst 

4 828 495 

10,3 

Gehobener Dienst 

17 199 2 809 

16,3 

Mittlerer Dienst 

128 993 79 622 

61,7 

Einfacher Dienst 

13 852 4 701 

33,9 

zusammen . . . 

164 872 87 627 

53,1 


Quelle: Die Frau in Familie, Beruf und Gesellschaft, a. a. O. S. 113 
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Ein wesentlicher Grund für die geringeren Aufstiegschancen der Frauen ist in der 
schlechteren Ausbildung zu sehen. Aber auch wenn dieser Grund entfällt, wenn 
also die Ausbildung von Frauen und Männern gleich ist und außerdem auch eben- 
soviel qualifiziert ausgebildete Frauen wie Männer da sind, ist die Situation der 
Frauen weitaus schlechter. 

Das zeigt das folgende Beispiel: 

1975 gab es in der Bundesrepublik mehr Lehrerinnen als Lehrer, jedoch nur 
wenige weibliche Schulleiter und Schulräte. 


Lehrer 1974 nach Sdiulart 



Vollzeitlehrer 


Teilzeitlehrer 


Schulart 

insgesamt | 

Frauen 


insgesamt | 

Frauen 



Anzahl 

1 

o/o 

Anzahl 

1 

®/o 

Schulkindergärten, Sonderschul- 
kindergärten, Vorklassen 

5 183 

4 973 

95,6 

254 

211 

83,1 

Grund- und Hauptschulen 

225 999 

141 519 

62,6 

49 831 

19 901 

39,9 

Sonderschulen 

30 540 

19211 

62,9 

5 920 

2 946 

49,8 

Realschulen 

45 392 

23 194 

51,1 

13 565 

4 703 

34,7 

Gymnasien 

85 201 

30 754 

36,1 

43 569 

11 370 

26,1 

Gesamtschulen 

12 051 -^) 

5 77P) 

47,9 

3 037 =) 

1 0392) 

34,2 

zusammen . . . 

404 366 

225 422 

55,8 

116 176 

40 170 

34,6 

Abendrealschulen 

63 

22 

34,9 

1 233 

156 

12,7 

Abendgymnasien 

552 

189 

34,2 

1 790 

204 

11,4 

Kollegs, Technische und Berufs- 
oberschulen 

698 

160 

22,9 ' 

770 

113 

14,7 

zusammen . . . 

1 313 

371 

30,6 

3 793 

473 

12,5 

Schulen der beruflichen Ausbildung 

50 595 

17 487 

34,6 

40 152 

8 417 

21,0 

Schulen der beruflichen Fortbildung 

3 860 

1 946 

49,1 

26 862 

7 414 

27,6 

insgesamt . . . 

460 134 

245 226 

53,3 

186 983 

56 474 

30,2 


b vorläufiges Ergebnis 

-) einschließlich der Lehrer an kooperativen Gesamtschulen in Hessen, die nicht nadi einzelnen Schulgattungen ge- 
meldet wurden 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Schulstatistik 


48 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5866 


Anzahl weiblicher Schulleiter 



weiblich 

männlich 

Baden-Württemberg 

244 

2 954 

Bayern 

506 

3 476 

Berlin 

107 

463 

Bremen 

22 

203 

Hamburg 

97 

441 

Hessen 

198 

1 721 

Niedersachsen 

446 

2 850 

Nordrhein-Westfalen 

1 121 

5 979 

Rheinland-Pfalz 

216 

1 488 

Saarland 

47 

429 

Schleswig-Holstein 

88 

1 053 

zusammen ... 

3 092 

21 057 


ohne Privatscbulen 
2) ohne berufsbildende Schulen 

ohne Schulleiter im nichtstaatlichen Schuldienst im Be- 
reich der Volksschulen, Sondervolksschulen und Real- 
schulen 

'*) ohne private berufsbildende Schulen 


Anzahl der Frauen in den Schulauisichisbehörden 
(Schulräte/ Oberschulräte) 



weiblich 

männlich 

Baden- Württemberg 

24 

291 

Bayern 

26 

392 

Berlin 

6 

59 

Bremen 

3 

35 

Hamburg 

6 

56 

Hessen 

15 

141 

Niedersachsen 

15 

180 

Nordrhein-Westfalen 

49 

297 

Rheinland-Pfalz 

5 

104 

Saarland 

4 

33 

Schleswig-Holstein 

5 

56 

zusammen . . . 

158 

1 644 


Quelle: Zusammengestellt nach Angaben der Länder 


Zur Situation älterer Frauen 

Über 60 Jahre alt waren 1974 12,4 Millionen Menschen 

7,6 Millionen Frauen 
4,8 Millionen Männer 


Von den über 60jährigen waren: 



Frauen 

in 

1 Männer 

1 000 

ledig 

784,9 

201,8 

verheiratet 

2 857,7 

3 807,4 

verwitwet 

3 752,6 

671,5 

geschieden 

249,2 

101,5 


Bei den älteren Frauen überwiegt die Zahl der 
Alleinstehenden, bei den älteren Männern die der 
Verheirateten (Mai 1975); 



60 Jahre und älter 
in 1 000 


ins- 

gesamt 

allein- 

stehend 

ver- 

heiratet 

Frauen 

7 710 

4 726 

2 984 

Männer 

4 963 

963 

4 000 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


10,8 Millionen Personen lebten im April 1974 über- 
wiegend von Rente und dgl. 

Und zwar 6,2 Millionen Frauen und 4,6 Millionen 
Männer. 

Das Einkommen der Frauen, die überwiegend von 
Rente lebten, lag durchweg niedriger als das der 
Männer. 

über zwei Drittel der Rentner, jedoch nur 41,2 Vo 
der Rentnerinnen, bezog ein Einkommen von 
600 DM und mehr. 

7,5 Millionen Personen (69 ®/o) bezogen eine Rente, 
3,3 Millionen Personen bezogen zwei oder mehr 
Renten. 

Bei den Frauen mit überwiegendem Lebensunterhalt 
durch Rente zählte jede dritte, bei den Männern 
etwa jeder vierte zu den Beziehern von mehr als 
einer Rente. 


Quelle: Wirtschaft und Statistik 12/75 
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Frauen haben einen weitaus größeren Anteil an den Sozialhilfeempfängern als 
die Männer. 

Im Jahre 1974 gab es 1,2 Millionen weibliche und 0,7 Millionen männliche Sozial- 
hilleempfänger. 

Vor allem in den höheren Altersgruppen war der Anteil der Frauen, die Sozial- 
hilfe erhielten, viel größer als bei den Männern. 


Anteil der Empfänger von Sozialhilfe an der Bevölkerung 1974 


Auf 1 000 Einwohner des entsprechenden Alters und Geschlechts: 


von . . . bis unter . . . Jahren 

insgesamt 

männlich 

weiblich 

unter 7 

30 

30 

30 

7 bis 14 

41 

42 

39 

14 bis 18 

34 

33 

35 

18 bis 21 

15 

14 

16 

21 bis 25 

16 

14 

18 

25 bis 50 

16 

13 

20 

50 bis 60 

22 

18 

25 

60 bis 65 

36 

26 

43 

65 und mehr 

72 

45 

88 

insgesamt . . . 

31 

24 

37 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Altersunterschied zwischen den Ehepartnern: I Frauen in der Politik 


(in bestehenden Erst-Ehen am 27. Mai 1970) 


X in 1 000 

Ehemann . . . Jahre älter als Ehefrau 

1 bis 2 1 423,6 

2 bis 3 1 527,7 

3 bis 4 1 417,3 

4 bis 5 1 192,8 

5 bis 6 947,4 

6 bis 7 717,2 

7 bis 8 529,6 

8 bis 9 378,8 

9 bis 10 268,9 

10 und mehr Jahre 651,6 

zusammen ... 9 054,9 

Ehemann . . . Jahre jünger als Ehefrau 

1 bis 2 732,2 

2 bis 3 437,9 

3 bis 4 266,7 

4 bis 5 163,5 

5 und mehr Jahre 290,4 

zusammen ... 1 890,7 

unter 1 Jahr 1 143,3 

durchschnittlicher Abstand 2,6 Jahre 


neuere Zahlen liegen z. Z. nicht vor 

Quelle: Die Frau in Familie, Beruf und Gesellschaft, 
a. a. O. S. 80 


Weibliche Mitglieder in den Parteien 
(1. Januar 1976) 

SPD 19 , 90/0 

CDU 18 , 50/0 

FDP 19,1 0/0 

CSU 11 , 10/0 


Anteil der Frauen in den Länderparlamenten 
(Mai/ Juni 1976) 


Baden-Württemberg 

6 

von 

120 

Bayern 

14 

von 

204 

Berlin 

11 

von 

147 

Bremen 

15 

von 

100 

Hamburg 

. 15 

von 

120 

Hessen 

8 

von 

110 

Niedersachsen 

7 

von 

155 

Nordrhein-Westfalen . . . 

11 

von 

200 

Rheinland-Pfalz 

7 

von 

100 

Saarland 

3 

von 

50 

Schleswig-Holstein 

4 

von 

73 

insgesamt . . 

. 101 

von 

1 379 = 7,3 o/o 


nach Auskünften der Vertretungen der Länder beim 
Bund 

Weibliche Regierungsmitglieder in den Ländern 

Minister/ Staatssekretär/ 
Senator Senatsdirektor 

Baden-Württemberg 
Bayern 
Berlin 
Bremen 
Hamburg 
Hessen 

Niedersachsen 
Nordrhein-Westfalen 
Rheinland-Pfalz 
Saarland 

Schleswig-Holstein 
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Frauen im Deutschen Bundestag 


Wahlperiode 

Jahr 

Abgeordnete 

insgesamt 

davon 

Frauen 

Vo 

1. Beginn 

1949 

410 

29 

7,1 

Ende 


421 ‘) 

38 

9,0 

2. Beginn 

1953 

509 

45 

8,8 

Ende 



52 

10,7 

3. Beginn 

1957 

519 

48 

9,2 

Ende 



49 

9,4 

4. Beginn 

1961 

521 

43 

8,3 

Ende 



49 

9,4 

5. Beginn 

1965 

518 

36 

6,9 

Ende 



41 

7,9 

6. Beginn 

1969 

518 

34 

6,6 

Ende 



32 

6,2 

7. Beginn 

1972 

518 

30 

5,8 

Mai 1976 



35 

6,7 


Anfang 1952 wurde die Zahl der Vertreter Berlins um 11 auf 19 erhöht 

Quelle: Materialie Nr. 42 vom Mai 1976, Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bun- 
destages, „Parlamentarierinnen in Deutschen Parlamenten 1919 bis 1976'\ S. 5 


Durchschnittliche Zugehörigkeitsdauer der Abgeordneten zum Deutschen 
Bundestag 

weibliche Abgeordnete 8 Jahre und 4,4 Monate 
männliche Abgeordnete 7 Jahre und 10,1 Monate 


0 berechnet für den Zeitraum vom 7. September 1949 bis 31. August 1975 

Quelle: Materialie Nr. 42 vom Mai 1976, Wissenschaftliche Dienste des Deutsdien Bun- 
destages, a. a. O. S. 42 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5866 


Wahlberechtigte und Wähler bei der Bundestagswahl 1972 nach Altersgruppen *) 


Ungefähres Alter von . . . 
bis unter . . . Jahren 

Wahlberechtigte 0 

Wähler 0 

insgesamt | 

Frauen 

insgesamt | 

Frauen 

insgesamt | 

Frauen 

1 000 

von 100 Wahlberechtigten -) 

unter 21 

2 047 

1 017 

1 732 

857 

84,6 

84,3 

21 bis 25 

2 693 

1 318 

2 273 

1 120- 

84,4 

85,0 

25 bis 30 

3 008 

1 483 

2 652 

1 317 

88,2 

88,8 

30 bis 35 

4 172 

2 058 

3 789 

1 879 

90,8 

91,3 

35 bis 40 

3 849 

1 902 

3 556 

1 756 

92,3 

92,3 

40 bis 45 

3 453 

1 704 

3214 

1 581 

93,1 

92,8 

45 bis 50 

3 367 

1 858 

3 163 

1 737 

93,9 

93,5 

50 bis 60 

5 563 

3 262 

5 232 

3 042 

94,1 

93,3 

60 bis 70 

6 093 

3 524 

5 677 

3 251 

93,2 

92,2 

70 und mehr 

4 250 

2 645 

3 651 

2 204 

85,9 

83,3 

insgesamt . . . 

1 38 495 

20 771 

34 940 

18 743 

90,8 

90,2 


*) Ergebnis einer Repräsentativstatistik. — Stidiprobenumfang 1 009 Wahlbezirke oder 1,9 für die Feststellung der 
Wahlbeteiligung und 1 089 Wahlbezirke oder 2,1 Vo für die Feststellung der Stimmabgabe, 
h ohne Personen mit Wahlschein 
Wahlbeteiligung 

Quelle: Die Frau in Familie, Beruf und Gesellschaft, a. a. O. S. 163 
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Drucksache 7/5866 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Weibliche Mitglieder des Deutschen Bundestages nach Berufen, 
Altersgruppen und Wahlperioden *) 


Beruf 

Alter von . . . bis 
unter . . . Jahren 

1. 

Wahl- 

periode 

(1949 

bis 

1953) 

2. 

Wahl- 

periode 

(1953 

bis 

1957) 

3. 

Wahl- 

periode 

(1957 

bis 

1961) 

4. 

Wahl- 

periode 

(1961 

bis 

1965) 

5. Wahlperiode 
(1965 bis 1969) 

6. Wahlperiode 
(1969 bis 1972) 

7. Wahlperiode 
(1972 bis 1976) 

ins- 

gesamt 

dar- 

unter 

Abge- 

ordnete 

von 

Berlin 

(West) 

ins- 

gesamt 

dar- 

unter 

Abge- 

ordnete 

von 

Berlin 

(West) 

ins- 

gesamt 

dar- 

unter 

Abge- 

ordnete 

von 

Berlin 

(West) 

insgesamt . . . 

29 

45 

48 

43 

36 

3 

34 

3 

30 

3 






nach Berufen 





Hausfrauen 

12 

17 

16 

13 

12 

1 

10 

■— 

11 

— 

Lehrberufe 

4 

3 

2 

2 

2 

— 

5 

— 

5 

1 

Höherer öffentlicher Dienst . . . 

3 

9 

8 

7 

5 

1 

6 

2 

4 

1 

Fürsorgeberufe 

3 

3 

4 

3 

4 

— 

3 

— 

2 

— 

Leitende Angestellte 

1 

— 

2 

4 

2 

— 

4 

— 

1 

— 

Sonstige kaufmännische und 











technische Angestellte 

2 

5 

6 

6 

5 

1 

3 

1 

3 

— 

Ärztin 

2 

2 

3 

2 

1 

— 

— 

— 

1 

— 

Rechtsanwältin und Notarin, 











bzw. Juristin 

— 

— 

2 

1 

1 

— 

1 

— 

1 

— 

Helferin in Steuersachen 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

Unternehmerin 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Gewerkschaftssekretärin 

2 

5 

4 

4 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

Redakteurin 

— 

— 

— 

1 

2 

— 

2 

— 

1 

1 





nach Altersgruppen 




unter 35 

— 

2 

1 

— 

1 

— 

— 

— 

3 

— 

35 bis 40 

2 

2 

3 

1 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

40 bis 45 

6 

3 

4 

4 

4 

— 

1 

~ 

— 

~ 

45 bis 50 

6 

11 

8 

5 

3 

— 

10 

— 

7 

— 

50 bis 55 

7 

15 

10 

13 

9 

1 

7 

2 

12 

2 

55 bis 60 

3 

5 

11 

8 

12 

1 

9 

— 

6 

1 

60 bis 65 

3 

2 

3 

9 

4 

1 

7 

1 

1 

— 

65 bis 70 

2 

3 

5 

— 

3 

— 

— 

— 

— 


70 bis 75 

— 

1 

1 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

75 und mehr 

— 

1 

2 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


•) Stand jeweils unmittelbar nach der Wahl. 

Quelle: Die Frau in Familie, Beruf und Gesellschaft, a. a. O. S. 165 
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